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,fDer Seekanal von Sues ist die Sphinx der europftlsohen 
Diplomatie. Unglflcklichervreise ähnelt er nicht der alten 
Sphinx von Aegypten, welche dai Sinnbild der Klugheit, Weii- 
heit and der Stftrke zugleich war, sondern Tielmehr der Sphinx 
Ton Theben, welche den Vorübergehenden Bfttsel aufgab and 
diejenigen verschlang, die sie nicht celOst hatten. Indes die 
ägyptische Sphinx des 19. Jahrhaoderts hat sich den Fort- 
schritten der modernen Kaltur angepaßt: sie beschränkt sich 
darauf, diejenigen irrezufUhren, die sich beratend zusammen- 
tua, um ihr Rätsel zu ergrOnden. Ihr Gebahren besteht darin, 
ihre Opfer za drängen, die gleichzeitige Lösung anderer Pro- 
bleme zu suchen, welche einen gewissen Zusammenhang mit 
demjenigen des Kanals haben, deren Lösung aber weit schwie- 
riger ist.** 

TRAVBB8 TWISS «DJ. XVU S. 616. 



Einleitung. 

Die Vorgeschiclite des Suezkanals. 

§ 1. 

Die älteren Kanalbauten auf der Landenge Yon Suez bis zum 

Ausgange des 8. Jahrhunderts n. Chr. 

Die im Laufe des 18. und 19. Jahrhunderts von den ver- 
schiedensten Seiten auf der Landenge von Suez angestellten geo- 
logischen Forschungen haben AUuvialbildungen des Bodens nach- 
gewiesen, aus denen mit Bestimmtheit zu schUeßen ist, daß in 
grauer Vorzeit das Meer die beiden Weltteile Asien und Afrika 
vollständig getrennt hat^). Die älteste geschichtliche Ueberlieferung, 
welche uns von verbindendem Festlande zwischen Asien und Afrika 
meldet, reicht ungefähr in das Jahr 1500 v. Chr. zurück und läßt 
erkennen, daß bereits damals die Völker danach trachteten, dem 
über die Landenge sich bewegenden Handel, besonders nach der 



1) Vgl. Lesseps I 67; S. 7; II S. 143 ff., 173 ff.; Chkvalieh Rev. des 
d. m. 1844 S. 64 f.; Talabot Rev. des d. m. 1855 S. 481 ff.; Baude eodem 
1219; Banse 3 ff.; .Unsere Zeit** 1857 S. 18, bes. 24; Ritt 1 ff.; Roüx I, 
S. Iff.; Obthalom 15; Voss-Hassert 2. 

Dedreux, Der Suezkanal. 1 
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fruchtbaren Ebene am Unterlaufe des Eupbrat und Tigris, durch 
Anlage eines Kanals neue Wege zu erschließen. Jahrtausende 
aber vergingen, bis es gelang, die durch die Landenge von Suez 
zwischen Orient und Okzident errichtete natürliche Schranke, welche 
zugleich die Scheidewand für zwei Weltanschauungen — Christen- 
tum und Islam — bildete, für immer zu beseitigen und hierdurch 
nicht nur dem Handel und Verkehr, sondern auch der Zivilisation 
gewaltige Perspektiven zu eröffnen. 

Die erste historisch nachweisbare ^) Kanalanlage auf der 
Landenge von Suez fallt, in die Regierungszeit der beiden ägyp- 
tischen Könige Sethos I (1443 — 1392 v. Chr.) und dessen Sohn 
Ramses II, bei den G-riechen Sesostris genannt (1392 — 1326 v. 
Chr.), welch letzterer nach Aristoteles, Plinius dem Aelteren und 
Strabo den Kanal vollendet haben soll'). Dieser Kanal führte 
von Pibast (Bubastis), dem heutigen Zagazig, wo der Kanal seine 
Wasserspeisung aus dem pelusinischen Nilarme empfing, in öst- 
licher Richtung durch das Wadi Tumilat (das Land Gosen der 
Bibel) gegen den Timsahsee und dann südlich nach den Bitterseen, 
welche zu damaliger Zeit noch mit dem Roten Meere in unmittel- 
barer Verbindung standen'). 

Nafch Herodot soll dagegen Necho II (609 — 595 v. Chr.), ein 
Sohn Psammetichs I, als Erster einen Kanal durch den Isthmus 
von Suez gelegt haben, und zWar von Phakusa (jetzt Fakus) am 
Nile ausgehend zu den Ballahseen und von dort in südlicher 



1) Zu den folgenden geschichtlichen Daten ist zu bemerken, daß die 
Quellen vielfach auseinander gehen; die nachfolgende Darstellung schließt 
sich im wesentlichen der „ historischen Skizze "^ von Saint-Hilaibe bei Lbsbeps 
ü 17 ff. und den einleitenden Bemerkungen zum «Avant-projet" bei Lesseps 
I 67 ff. an. Vgl. auch „unsere Zeit« 1857 S. 28 ff.; 1870 S. 8 ff.; Ritt 21 ff.; 
RossiOKOL 5 ff.; Stephan 425 ff. ; Oethaloh 1 ff.; Banse 69 ff.; Voss-Has- 
SEBT 2 ff. Die ausführlichsten Daten bringt Roux I 13 ff.; vgl. dazu auch 
die eingehende Besprechung dieses großzügigen Werkes in der Rev. des d. 
m. 1904 Bd. 19 S. 625 ff.; ferner noch Talabot 490 ff. ; Baude 1218 ff.; Chb- 
VALiEB 66 ff.; , Zollvereinsblatt« 1844 S. 771 f.; Götz 48 Anmerkung, bßU 
235 ff., 445 f., 612. 

2) Bezeugt wird die Anlage dieses Kanals durch die mosaische Urkunde 
(2. Moses I 8 ff.), durch Flavias Josephus (Ant. Jud. II c. V), die zum Teil 
noch heute erhaltenen Ueberreste sowie durch eine aus der Zeit Sethos^ I 
stammende, mit Inschriften versehene Wanddekoration des großen Festsaales 
im Ammontempel zu Earnak. 

3) Die Trace dieses Kanals sowie der übrigen älteren siehe bei Ob» 
THALOM Tafel I. 
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Richtung unter Umgehung des Timsahsees durch die Bitterseen 
zum Roten Meere. Der Kanalbau soll von Necho so energisch 
betrieben worden sein, daß dabei 120000 Menschen ihr Leben 
einbüßten. Als man das Orakel nach dem Grunde dieses Miß- 
geschickes befragte, habe dieses geantwortet: der König arbeite 
für die Barbaren (d. h. die Phönizier) ; daraufhin seien die Ar- 
beiten eingestellt worden. Strabo (XYU, I 25) dagegen berichtet, 
Nechos Tod habe sein Werk unterbrochen. 

In der Folge macht sich Darius Hystaspis (521 — 486 v. Chr.) 
an die Ausführung dieses Kanals mit der deutlichen Absicht, die 
beiden Meere im Interesse des indischen Handels miteinander zu 
verbinden. Nach Diodor vollendete er den Kanal nicht, weil 
Sachverständige ihm erklärt hätten, der Kanal werde Aegypten 
überschwemmen, da das Rote Meer höher liege als das Mittel- 
ländische^). Strabo und Plinius versichern, daß der Bau nicht 
zu Ende geführt worden sei, dagegen erzählt Herodot, der um 462 
V. Chr. Aegypten bereist hat, daß er den Kanal, von dem er eine 
ausführliche Beschreibung gibt, in voller Tätigkeit gesehen habe, 
und es ist kein Grund vorhanden, einem so wahrheitsliebenden 
Augenzeugen nicht zu glauben *). Doch muß die Wasserstraße 
bald wieder versandet sein; denn Ptolemäus IL Philadelphus 
(285 — 247 V. Chr.) eröffnete aufs neue den großen Kanal, über 
den Strabo ziemlich genaue Auskunft gibt, der zugleich versichert, 
daß er die größten Schiffe getragen habe. Dieser Kanal verfiel 
zwar allmählich, doch war er zur Zeit der Schlacht bei Aktium 
(31 V. Chr.) immerhin noch so weit schiffbar, daß einige Schiffe 
der Kleopatra durch ihn ins Rote Meer gelangen konnten'). 

Nach der Einverleibung Aegyptens in das römische Reich 
nahm der Kaiser Trajan (98 n. Chr.) die Herstellung eines ganz 
neuen Kanals in Angriff, welcher bei der Stadt Babylon (jetzt 
Alt-Kairo) vom Nil abzweigte und über HeliopoUs nach dem Wadi 
Tumilat führte, wo er in den alten Pharaonenkanal einmündete; 
der Geograph Ptolemäus bezeichnet ihn als „amnis Trajanus", 
Trajansfluß ^). 



1) Strabo erzählt dasselbe, bemerkt aber, daß jenes Niveanverh&ltnis 
nicht richtig sei. 

2) Vgl. Lesseps I 71; II 19. 

3) Vgl. Lesseps I 71. 

4) Andere Geschichtsschreiber sind der Ansicht, Kaiser Hadrian (117 n. 
Chr.) habe diesen Kanal gebaut. Ein Teil des Trajankanals ist übrigens 

1* 
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Nachdem im Jahre 638 Aegypten in die Hände des Kalifen 
Omar gefallen war, unternahm dessen Feldherr und Statthalter 
Amrü zum letztenmal die Wiederherstellung des Kanals, die er auch 
mit Hilfe der Eingeborenen in 6 Monaten zustande brachte. Der 
Trajansfluß erhielt nunmehr den Namen „Kanal des Prinzen der 
Gläubigen" (Lesseps I 72) und blieb in Tätigkeit bis 767, um 
welche Zeit der Kalif Abu- Jafar-el-Mansur (Almansor, 754 — 775) 
ihn verschütten ließ, um einem gewissen Mohammed-ben- Abdallah, 
der zu Medina einen Aufstand erregt hatte, den Proviant abzu- 
schneiden ^). 

§2. 

Die Snezkanalprojekte der Folgezeit bis zam Ende des 18. Jahr- 
hunderts n. Chr. 

Jahrhundertelang ruhte nun das Projekt. Die Besorgnis, 
man könnte den Christen den Weg nach Aegypten oder gai* zu 
den heiligen Städten Arabiens öffnen, hielt auch den Kalifen 
Harun-al-Raschid ab, den Plan eines interozeanischen Kanals zur 
Ausführung zu bringen. 

Ende des 15. Jahrhunderts dachten die Venezianer daran, 
die Landenge von Suez zu durchstechen, um ihren durch den 
neuen Seeweg um das Kap der guten Hoffnung (Yasco da Gama 
1498) geschädigten Handel wieder neu zu beleben, jedoch mußten 
sie den Plan infolge des Widerstandes der Mameluken aufgeben. 

In der Folgezeit nahmen dann Selim II (1566—1574), Murad III 
(1574—1594) und Mustapha I (gest. 1639) den Plan wieder auf, 
ohne daß es jedoch zu dessen Ausführung kam. 

Im Jahre 1672 übersandte Leibniz dem Könige Ludwig XIV — 
wahrscheinlich auf Veranlassung der deutschen Fürsten, welche 
den Eroberungsgelüsten des Franzosenkönigs, die den Frieden 
Europas gefährdeten, eine Ablenkung geben wollten — eine in 
lateinischer Sprache abgefaßte Denkschrift, betitelt „Epistola ad 
regem Franciae de expeditione aegyptiaca", in welcher er ihm die 
Eroberung Aegyptens und die Durchstechung des Isthmus vor- 
schlug *). Leibniz erklärte in der Schrift u. a., er habe nach vier- 

noch heute in Benutzung und durchzieht unter dem Namen ^Khalig* die 
Stadt Kairo. Vgl. Oethalom 4. 
1) Vgl. Lesseps II 73 ff. 

'2) Die berühmte Denkschrift wurde lange als Staatsgeheimnis betrachtet 
und erst im Jahre 1840 von v. Hoffmanns unter dem Titel: »Memoire de 
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jähriger Beschäftigung mit dem Gegenstande die üeberzeugung 
erlangt, daß es in der ganzen bekannten Welt kein Land von so 
außerordentlicher Wfchtigkeit gäbe wie Aegypten. „De toutes 
les contr^es du globe, l'Egypte est la mieux situee pour acqu^rir l'em- 
pire du monde et des mers . ..,^ Testa I, 525. „L'Egypte conquise 
rien ne serait plus ais6 que de s'emparer de toutes les cötes de 
la mer des Indes et des lies sans nombre qui les avoisinent. Lln- 
terieur de TAsie, prive de commerce et de richesses, se rangera 
de lui-meme sous Yotre domination. J'ose dire qu'on ne peut rien 
concevoir de plus grand, et que, dans tout ce qui est grand il 
n'est rien de plus facile. * A. a. O. 534. Der große Plan beschäf» 
tigte den französischen Hof lange, selbst noch unter Ludwig XYI, 
der Aegypten zur Operationsbasis einer Expedition zu machen be- 
absichtigte, um die Macht Frankreichs in Indien wieder herzu- 
stellen. 

Der Sultan Mustapha 111 (1754 — 1774) hegte bis an seinen 
Tod den Gedanken, dem Wohlstande und der Macht seines durch 
die Kriege mit Rußland geschwächten Reiches einen neuen Auf* 
Schwung vermittelst der Herstellung eines Seekanals durch die 
Landenge von Suez zu verleihen. „Eine so glückliche Situation^, 
sagte er, „könnte unwandelbare Gesetze diktieren ; der Kanal des 
Roten Meeres würde die Grundlage eines neuen Völkerrechtes 
werden" ^). 

-Auch der Mamelukenführer Ali-ßey, der sich während des 
Krieges der Pforte mit Rußland zum Herrscher über Aegypten 
emporgeschwungen hatte, beschäftigte sich mit dem Plane der 
Herstellung eines Isthmuskanals, um den indischen Handel vom 
Kapwege ab- und wieder auf die alte Route zurückzuleiten. Doch der 
Tod raflfte ihn 1773 mitten in seinen weitgehenden Entwürfen hin. 

§ 3. 

Die Versuche der Lösung der bantechnischen Seite der Snez- 
kanalfrage in der Zeit von 1798 (Napoleon I) bis zum Jahre 

1854 (Lesseps). 

Erst das französische Direktorium griff, auf eine Anregung 
Napoleon Bonapartes hin, den Plan ernstlich wieder auf ^). Bei 

Leibnitz ä Louis XIV sur la conquete de TEgypte" veröffentlicht; abgedruckt 
bei DE Testa I 525 ff. und bei Roüx I 66 ff. 

1) Vgl. Marxens RDJ. XIV 358. 

2) Vgl. Lesseps II 20ff. ; vgl. auch die interessante Korrespondenz zwi- 
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Gelegenheit seiner Expedition nach Aegypten besichtigte Bonaparte 
Ende des Jahres 1798 in Begleitung von Genieoffizieren, Tech- 
nikern, Mathematikern und Finanzleuten die Kanalzone. Nörd- 
lich von Suez stieß er, den anderen vorauseilend, auf Spuren eines 
alten Kanals, den er 5 Meilen weit verfolgte ; bei Belbeis erforschte 
er dann das andere Ende dieses Kanals ^). Bonaparte beauftragte 
daraufhin eine Kommission, an deren Spitze der berühmte Lep]£:be 
stand, mit der vollständigen Erforschung und Aufnahme des 
Terrains sowie mit der Ausarbeitung einer Denkschrift über das 
Kanalprojekt. Diese Denkschrift wurde nach äußerst mühsamen 
Studien und Arbeiten am 6. XII. 1800 dem Ersten Konsul über- 
reicht. Sie bildete für fast alle späteren Projekte die Grundlage ^) 
und noch lange wirkte das irrige Resultat derselben, daß der 
Spiegel des arabischen Golfes bei Suez 9,908 m höher liege als 
das Mittelländische Meer bei Pelusium, nach ^). 

Die Wendung der politischen Verhältnisse ließ es übrigens 
nicht zum Beginne des Unternehmens kommen : Aegypten fiel 1801 
wieder in die Hände der Türken. 

Der Vizekönig von Aegypten Mehemet-Ali, der trotz der 
großen Mängel, die er zweifellos gehabt, und trotz der Fehler, 
die er gemacht hat, doch Bedeutsames für die Kultivierung seines 
Landes geleistet hat^), beschäftigte sich auch viel mit dem Suez- 



schen Bonaparte und dem Direktorium, mitgeteilt bei de Testa I 515 ff., 
521 ff., insbes. den Beschluß des Direktoriums vom 12. April 1798, in wel- 
chem es in Art. 3 heißt: „II (nämlich der General Bonaparte) fera couper 
risthme de Suez et ü prendra toutes les mesures n^cessaires pour assurer 
la libre et exclusive possession de la mer rouge ä la republique fran9ai6e.'' 
DB Testa I 536 und II 82. 

1) Vgl. Lbsseps I 80; de Testa II 85 f. Dok. Nr. X. 

2) Vgl. Lesseps II 21; im „Avant-projet** (Lesseps I 77) wird sie der 
„zuverlässigste Führer durch das alte Aegypten'' genannt. 

3) Laplace und der berühmte Mathematiker Fourier, Zeitgenossen Le- 
pIsbes, bekämpften von Anfang an aufs schärfste diese Annahme, die mit den 
Gesetzen der Hydrostatik in Widerspruch stand (Lesseps II 21). Im Jahre 
1834 wies dann Major Chesney nach, daß die Annahme Lep£res irrig sei, 
desgleichen im Jahre 1841 verschiedene englische Offiziere, insbesondere 
Waghorn, allerdings mit unzulänglichen Mitteln, vgl. Lesseps II 24; I 85 ff. 
Nichtsdestoweniger wirkte der Irrtum Lep£:beb noch recht lange nach, 
wofür u. a. Stephan (der spätere Staatssekretär des Reichspostamtes) in 
seinem Buche „Das heutige Aegypten ** einen äußerst interessanten Beleg aus 
dem Jahre 1869 bringt; vgl. dort 435». 

4) Zu erinnern ist nur an den großen Nilkanal Mamoudieh, zu dessen 
Herstellung 800000 Eingeborene herangezogen wurden. Leider war derselbe 
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kanalprojekte; er gedachte einen solchen Kanal allein auf seine 
Kosten herstellen zu lassen. Es wurde ihm auch verschiedentlich 
ein diesbezügliches Projekt vorgelegt, so z. B. im Jahre 1836 und 
nach einigen Abänderungen im Jahre 1838 nochmals durch den 
französischen Ingenieur Lambert. Mit diesem Projekte wandte 
sich Mehemet-Ali an den Füsten Mettemich und bat ihn um seine 
Meinungsäußerung. Metternich riet zur Ausführung des Projektes, 
jedoch müsse der Kanal durch einen europäischen Vertrag neu« 
tralisiert werden. Als Vorbild zu einem solchen Neutralisierungs- 
vertrage übersandte Mettemich im Jahre 1841 Mehemet-Ali den 
von den Mächten bezüglich der Dardanellen geschlossenen Ver« 
trag^). Mehemet-AU trat aber immer wieder von seinem Lieb- 
lingsplanezurück, und zwar aus politischen Rücksichten: „er wollte 
das Herz Aegyptens nicht den fremden Marinen öffnen*^ ^). 

Im Februar des Jahres 1841 gründete dann der in Diensten 
des Vizekönigs von Aegypten stehende Ingenieur Linant, von Ge- 
burt Franzose, nach langjährigen Vorstudien zusammen mit Ander- 
son und den Gebrüdern John und Georg Gliddon eine Gesellschaft, 
um den Bau eines direkten Kanals von Suez nach Pelusium in 
die Wege zu leiten '). Der Plan fand aber keinen Anklang, wie- 
wohl Linant die Ausführbarkeit des Projektes nachwies. 

Im Jahre 1843 veranlaßte dann Fürst Mettemich, der an dem 
Kanalprojekte ein großes Interesse nahm, Mehemet-Ali, die Nivel- 
lementsfrage einer genaueren Prüfung unterziehen zu lassen. 

In Verfolg dieser Anregung bildete sich im Jahre 1846 auf 
Betreiben von Enfantin eine neue Gesellschaft unter dem Namen 
„Studiengesellschaft des Suezkanals", deren bedeutendste Mitglieder 
der berühmte Stephenson, der Oesterreicher Negrelli und der 
Franzose Talabot waren. Die Gesellschaft beabsichtigte, unter 
Zugrundelegung der Linant'schen Vorarbeiten, wenn möglich 



beim Tode Ali^ noch unvollendet nnd wurde auch von seinen Nachfolgern 
nicht fertiggestellt. Vgl. Plaüchüt Rev. des d. m. 1888 Bd. 90 S. 662; 
ferner Rev. des d. m. 1891 Bd. 108 S. 29 und „Zollvereinsblatt« 1844 S. 151 f. 

1) Vgl. Travbrs Twiss Annuaire III/IV T. I S. 113 f.; derselbe RDJ. 
Vn 682f.; Camand 93 ff.; Rossignol 176 f. 

2) Vgl. Lesseps II 23; Rambaud Rev. des d. m. 1904 Bd. 19 S. 632. 
Interessant und fQr die politische Schlauheit Alis bezeichnend ist auch sein 
Ausspruch: «Si je creusais le canal, je doterais TEgypte de son Bosphore, 

. et ce pays, d^jä si convoitö, deviendrait Tobjet d'ambitions redoutables pour 
mon Oeuvre et pour ma post^rit^.** Vgl. Rev. des d. m. 1891 Bd. 108 S. 29. 
8) Vgl. Lesseps II 24. 
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„eine Art Meerenge in der Einöde von Suez" zu schaffen*). Im 
Jahre 1847 wurden dann unter Leitung von Bourdaloue, einer 
Kapazität auf diesem Gebiete, und Linant durch europäische und 
ägyptische Ingenieure eingehende Studien über das Niveau des 
Mittelländischen und Roten Meeres angestellt. Ende 1847 
veröffentlichte Talabot — der nebenbei bemerkt, nicht persönlich 
in Aegypten gewesen war (Lessbps II 25) — in einer epoche- 
machenden Denkschrift das Ergebnis dieser Studien und wies in 
derselben nach, daß das Niveau beider Meere ungefähr gleich 
sei 2). 

Dieses Ergebnis, welches die LEPi^REschen Untersuchungen 
über den Haufen warf, wirkte auf die wissenschaftliche Welt 
mächtig ein. Der damalige französische Generalkonsul in Aegypten 
ersuchte den Vizekönig um eine Nachprüfung dieses Ergebnisses, 
welche auch im Jahre 1853 unter Leitung von Linant vorgenommen 
wurde mit dem Erfolge, daß die Untersuchungen von 1847 bis 
auf einen geringen Bruchteil (0,1814 m) volle Bestätigung fanden*). 

So war denn ein bedeutsames Hindernis des Kanalprojektes, 
weches seit der LEPisREschen Denkschrift (1800) bestanden hatte, 
nämlich der Zweifel an die technische Ausführbarkeit des Kanals 
wegen des vermeintlichen Niveauunterschiedes der beiden Meere, 
gründlich aus dem Wege geräumt. 

Die ^ Studiengesellschaft** kam allerdings nicht zur praktischen 
Verwertung ihrer wissenschaftlichen Arbeiten. Dies blieb vielmehr 
der Tatkraft und zähen Ausdauer eines Lesseps vorbehalten. 

§4. 

Das Lessepssche Projekt und dessen Duchfahruiig (1854—69). 

Mitte Oktober 1854, so erzählt Lesseps in seinem Werke 
„Percement de Tisthme de Suez", begab er sich auf eine Ein- 
ladung des damals zur Regierung gelangten Yizekönigs Mohammed 
Said, dessen Gunst er sich seit langem erfreute, nach Aegypten. 
Auf einer Reise von Alexandrien quer durch die Libysche Wüste 
nach Kairo kam dann zum ersten Male zwischen ihnen die Sprache 

1) Vgl. Lbsskps II 25; Baude 1241 f.; Freycinet 107. Die Statuten 
dieser Gesellschaft vom BO. XI. 1846 siehe bei Roux I 431 ff. 

2) Vgl. Lesseps II 25. Die Denkschrift Talabots ist abgedruckt in 
der Rev. des d. m. 1855 Bd. 10 ; vgl. dort 480 f., besonders 506 ff., 510 ff. 
und 535 f. 

3) Vgl. Lesseps I 86 ff. ; II 20. 



auf eine Durchstechung der Landenge von Suez*). Der Vizekönig 
bat Lesseps um Ausarbeitung einer Denkschrift, welche letzterer 
auch bereits am 15. XI. 1854 einreichte. In dieser Denkschrift 
legte Lesseps in kurzen Zügen die großen wirtschaftlichen und 
kulturellen Vorteile des geplanten Unternehmens dar^). Der Vize- 
könig, der auf Grund eigener tüchtiger Fachkenntnisse das Pro- 
jekt sachverständig zu beurteilen vermochte, billigte den Inhalt 
der Denkschrift und erteilte Lesseps unter Vorbehalt der Ge- 
nehmigung des Sultans durch Firman vom 30. XL 1854 die aus- 
schließliche Befugnis, unter dem Namen „Allgemeine Gesellschaft 
des Seekanals von Suez" eine Gesellschaft von Kapitalisten aller 
Herren Länder zu gründen zur Ausführung und Ausbeutung eines 
interozeanischen Kanals durch die Landenge von Suez ^). Die Ge- 
sellschaft sollte aber nicht nur einen für die Großschiffahrt geeig- 
neten Kanal mitten durch die Landenge nebst den erforderlichen 
Hafenanlagen, sondern auch einen für die Flußschiffahrt brauch- 
baren Seitenkanal, welcher den Nil mit dem Seekanal verbinden 
sollte, auf ihre Kosten und Gefahr herstellen. Die Dauer der 
Konzession war auf 99 Jahre, von der Eröffnung des Kanals ab 
gerechnet, bestimmt. Der erforderliche Grund und Boden, soweit 
er nicht im Privatbesitz befindlich wäre, sollte der Gesellschaft 
unentgeltlich überlassen werden. Die ägyptische Regierung sollte 
von der Gesellschaft jährlich 15% des Reinertrages erhalten; 
10 Vo sollten den Begründern des Unternehmens gewährt werden, 
und der Rest von 75 ^/o den Aktionären verbleiben. Die Durch- 
gangsrechte und Abgaben sollten für alle Nationen gleichmäßig 
sein. Nach Ablauf der 99 Jahre sollte die ägyptische Regierung 
in den vollen Besitz des Kanals treten; für das Betriebsmaterial 
und die Mobilien würde der Gesellschaft eine gütlich oder schieds- 
richterlich festzusetzende Entschädigungssumme gewährt werden. 

Diese Bestimmungen der Konzessionsurkunde lassen erkennen, 
daß man bereits einen fertigen und scharf kombinierten Plan im 
Auge hatte *). 

Lesseps gab von der Konzessionserteilung unterm 2. XIL 

1) Vgl. Lesseps I 1 ff. 

2J Vgl. die Denkschrift bei Lesseps 1 43 f. ; Voisin 1 4 ff.; de Tbsta II 88 f. 

3) Vgl. den Text dieser Konzessionsurkunde nebst Quellen im Anhang; 
auszugsweise findet sich die Urkunde noch bei Baude Rev. des d. m. 1855 
Bd. 9 S. 1242 f. und bei Ritt 111 ff. 

4) Mohammed -Said hatte den Wortlaut des Firmans selbst diktiert, weil 
er wünschte, „que Tentreprise füt completeS vgl. Lesseps I 78. 
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1855 den beim Vizekönig beglaubigten Generalkonsuln Kenntnis, 
indem er ihnen Abschriften seiner Denkschrift vom 15. XL und 
des Konzessionsfirmans vom 30. XI. 1854, sowie eines Begleit- 
schreibens des Vizekönigs zugehen ließ, in welchem dieser Les- 
SEPS mitgeteilt hatte, daß er sich betreffs des Kanalbaues noch 
mit der Hohen Pforte ins Einvernehmen setzen müsse ^). 

Nachdem Lesseps sich so des rechtlich bekräftigten Wohl- 
wollens des Vizekönigs von Aegypten versichert hatte, ging er an 
die nähere Ausarbeitung seiner Pläne, und zwar setzte er sich 
mit den beiden Ingenieuren des Vizekönigs, Linant und Mougel, 
in Verbindung zwecks gründlicher Erforschung des Kanalgebietes, 
um vor allem zum Entschlüsse zu kommen, ob für die Anlage des 
Kanals die indirekte Linie — von Suez über Kairo unter Be- 
nutzung der Nilgewässer nach Alexandrien ') — oder die direkte 
Linie — von Suez nach Pelusium, Entfernung ungefähr 30 fran- 
zösische Meilen — gewählt werden sollte. 

Nach eingehenden Studien (Dezember 1854 und Januar 1855) 
entschied man sich zu letzterer Linienführung, worauf Lesseps 
den oben genannten Ingenieuren dahingehende Anweisungen gab ^). 

Das bedeutsame Ergebnis der Arbeiten dieser beiden war das 
„Avant-projet pour le percement de Pisthme de Suez" vom 20. III. 
1855, in welchem eine vollständige Entwicklung des beabsichtigten 
Unternehmens, sowohl seiner technischen wie ökonomischen Seite 
nach gegeben wurde *). 

Um nun der öffentlichen Meinung von vornherein die zum 
Gelingen des Unternehmens erforderlichen Bürgschaften der Un- 
parteilichkeit und gewissenhaften Prüfung zu geben, wandte sich 
Lesseps nunmehr, zugleich einer Anregung Mohammed-Saids fol- 



1) Vgl. VoisiN I 20; Lesseps I 3. Text des Begleitschreibens siehe 
Anbang. 

2) Für diese Linienführung war hauptsächlich Talabot eingetreten ; vgL 
dessen Aufsatz in der Rev. des d. m. 1855 Bd. 10 S. 480 ff. 

Dieses Projekt sowohl wie das von Linant und Mougel vertretene di- 
rekte Projekt von Suez nach Pelusium unterzogen seinerzeit die beiden 
Ingenieure A. und £. Babbault vom technischen und wirtschaftlichen Stand- 
punkt aus einer eingehenden Kritik, und zwar mit dem Ergebnisse, daß sie 
dem ersteren Projekte mit einigen Abänderungen den Vorzug gaben. Vgl. 
deren Aufsatz in der Rev. des d. m. 1856 Bd. 1 S. 70 ff., bes. 72 ff., 79 ff., 
86 ff., 97 ff. 

8) Dieselben sind abgedruckt bei Lesseps I 61 ff. ; Voisin I 30 ff. ; VI 2. 

4) Abgedruckt bei Lesseps I 67 ff. und Voisin IV 6 ff.; I 21 ff. 
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gend ^), an die hervorragendsten Ingenieure des Hafen- und Kanal- 
baues, um diese zur Begutachtung des „Avant-projet" zu veran- 
lassen. Daraufhin trat Ende Oktober 1855 eine internationale 
Kommission zusammen, in welcher die am Kanalprojekte haupt- 
sächlich interessierten Mächte sämtlich vertreten waren, und zwar 
England durch Rendel, Mac-Clean und Manby; Oesterreich durch 
Negrelli; Italien durch Paleocapa; Holland durch Conrad; Preu- 
ßen durch Lentze; Frankreich durch Renaud und Lieussou; Spa- 
nien durch Montesino^). Diese Kommission, „gewissermaßen der 
oberste Gerichtshof über die Ausführbarkeit des Unternehmens vor 
den Augen Europas '', prüfte das „Avant-projef", billigte es im 
wesentlichen und faßte das Ergebnis ihrer Beratung programma- 
tisch in dem „Rapport^ vom 2. I. 1856 zusammen "). 

In teilweiser Aenderung des „Avant -projet" entschied die 
Kommission, daß die Mündung des Kanals am Mittelmeere nicht 
bei Pelusium hergestellt, sondern 28 km westlich davon nach Port- 
Said gelegt, und daß die Tiefe des Kanals auf 8 m erhöht werden 
solle. Die Gesamtkosten wurden auf 200 Millionen Fr. veran- 
schlagt ^). 

Der „Rapport" fand die Billigung Mohammed-Saids, und durch 
Firman vom 5. I. 1856 bestätigte er die Konzession vom 30. XL 
1854 unter Vorbehalt der Genehmigung des Sultans ^). Gleich- 
zeitig billigte er die 78 Artikel umfassenden Satzungen der zu 
konstituierenden Gesellschaft unter dem gleichen Vorbehalt^). 

1) Vgl. Lessbps I 25, 26; VoisiN I 31, 34. 

2) Vgl. Lbsseps II 2 ff.; VoisiN I 53 ff. 

3) VgL Lesseps II 139 ff. ; Roüx I 445 f. ; VoisiN I 54 f. 

4) Ein Auszug aus den Verhandlungen ist bei Lessbps II 71 ff. abge- 
druckt ; vgl. auch VoisiN I 104 f. 

5) Text dieser Eonzession nebst Quellen siehe im Anhang. Auszüge 
derselben finden sich bei Ritt 128 ff. und Geünau 87 ff. 

lieber die Frage, ob das Einholen der kaiserlichen Bestätigung staats- 
rechtlich erforderlich oder mehr ein Akt der Höflichkeit des Vizekönigs von 
Aegypten dem Sultan gegenüber war, vgl. Gbünau 77; 223 f. ; Lessbps II 6 ff,; 
Lesseps hatte sich bereits im Jahre 1852 mit einem Eanalprojekte direkt 
an die Hohe Pforte gewandt gehabt; es war ihm dort damals bedeutet wor- 
den: „que la Solution de cette question ne concernait pas du dout la Porte; 
qu'elle etait plutöt Taffaire de l'Egypte", vgl. Lessbps LJD. V 361. Diese 
Stellungnahme der Pforte war aber durch politische Gründe diktiert, 
wie sich am besten daraus ergibt, daß die Pforte in derselben Angelegen- 
heit späterhin den entgegengesetzten Standpunkt eingenommen hat. 

6) Vgl. Lesseps II 3 ff. Die Satzungen sind abgedruckt bei Lesseps II 
303 ff.; VoisiN I-67ff.; Roux I 453 ff. Die wesentlichen Bestimmungen 
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Die Konzession vom 5. I. 1856 stellt sieb im großen und 
ganzen nur als eine nähere Ausführung derjenigen vom 30. XX« 
1854 dar, wie sich aus einer Gegenüberstellung der beiden im 
Anhange mitgeteilten Urkunden ergibt. Eine besondere Stellung 
nehmen die Artikel 14 und 15 der Konzession vom 5. I. 1856 
ein, in v\relchen der Yizekönig einerseits für sich und seine Nach- 
folger feierlich erklärt, daß der Seekanal und die dazu gehörenden 
Häfen für alle Zeiten für die „Handelsschiffe** aller Nationen 
neutral sein sollen, und andererseits die Gesellschaft verpflichtet, 
unter keinen Umständen irgendjemanden irgendwelche Vorteile 
oder Begünstigungen zu gewähren, die nicht zugleich allen anderen 
zugute kämen. 

Vergleicht man im übrigen die Kechte, welche der Gesell- 
schaft in den beiden Firmanen eingeräumt werden, mit den ihr 
auferlegten Lasten, so springt sofort in die Augen, daß die ersteren 
bei weitem überwiegen; es ist daher nicht zu verwundern, daß 
dieselben späterhin erheblich gekürzt wurden. 

Im Dezember 1856 erschien dann der ausführliche „Rapport** 
der internationalen Kommission ^). 

So war also die technische Frage der Ausführbarkeit des 
Unternehmens in völlig einwandfreier Weise gelöst. 

Was nun kurz die Möglichkeit der Finanzierung des so 
überaus kostspieligen Unternehmens anlangt, so stellte zwar die 
Kreditverfassung der damaligen Zeit, besonders infolge des Auf- 
kommens bedeutender Finanzierungsinstitute, sog. credit-mobiliers *), 

dieser Satzungen sind folgende: Die Gesellschaft ist eine sog. anonyme 
(Aktiengesellschaft) Art. 1. Ihre Mitglieder sind die Unterzeichner und In- 
haber der Aktien Artt. 12, 18, 19, 20. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in 
Alexandrien, ihr Verwaltungsdomizil und ihren Gerichtsstand dagegen in 
Paris Artt. 3 und 73. Das Gesellschaftskapital, welches soviel als möglich alle 
Nationen Europas aufbringen sollen, wird auf 200 Millionen Fr. festgesetzt, 
repräsentiert durch 400000 Aktien k 500 Fr. Artt. 6—8. Statutenänderungen 
bedürfen der Zustimmung der ägyptischen Regierung Artt. 71 u. 57. Wich^ 
tige Satzungsbestimmungen wurden späterhin durch das zwischen der ägyp- 
tischen Regierung und der SKG. am 22. IL. 1866 abgeschlossene Abkom- 
men abgeändert, so z. B. der Art. 73 der Statuten durch Art. 16 Absatz 2 
und 6 des gen. Abkommens Näheres vgl. weiter unten. 

1) Abgedruckt bei Lesseps III 1 ff. und bei Voisin IV 35 ff. 

2) So wurde z. B. im Jahre 1852 in Paris durch die Gebr. Pereire der 
„credit-mobilier** gegründet, bald darauf Bontouts* »Union generale**, beides 
Institute, die mit gewaltigen Geldmitteln operierten, allerdings infolge ver- 
fehlter Spekulationen nach einigen Jahren zugrunde gingen. Vgl. Heil- 
fron .Geld-, Bank- und Börsenrecht " 2. Aufl. 1912 S. 142 Anm. 10. 
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den Führern großer Unternehmungen Hilfsmittel zu Gebote, wie sie 
keine Zeit vorher gekannt hatte. Jedoch fiel die Beschaffung der 
Mittel für den Bau des Suezkanals unglücklicherweise in eine Reihe 
von Jahren, in welchen wegen des Krimkrieges( 1854/56), des öster- 
reichisch-italienischen Krieges (1859/60), der ungeheueren allsei- 
tigen Rüstungen und der traurigen Folgen der mexikanischen 
Anleihe die Verhältnisse auf dem internationalen Geldmärkte 
keineswegs günstig lagen ^). Um so mehr ist rühmend hervorzu- 
heben, daß Mohammed-Said in hochherziger Weise als erster 
32 Millionen Fr. zu dem nach dem Voranschläge erforderten 
Kapitale von 200 Millionen Fr. zeichnete 2). Dieser bedeutende 
Kapitalgrundstock sowohl, als auch der Umstand, daß infolge der 
Zerlegung des benötigten Kapitals in Aktienanteile von je 500 Fr. 
das Risiko des Unternehmens auf viele Schultern verteilt wurde, 
mußte für manchen Kapitalisten einen großen Anreiz bieten, sich 
finanziell an dem Unternehmen zu beteiligen, wenn auch schließ- 
lich die Rentabilität desselben noch im ungewissen lag. 

Fassen wir nunmehr die Stellungnahme der einzelnen Mächte 
zu dem LESSEPSschen Suezkanalprojekte ins Auge, und zwar zu- 
nächst Englands, welches wegen seines weitausgedehnten Kolonial- 
besitzes in Indien und der damit zusammenhängenden enormen 
Handelsbeziehungen nach dem Osten an dem Kanalprojekte am 
meisten interessiert war^). 

Die englische Diplomatie, geleitet von Lord Palmerston, einem 
in den großen Traditionen des weltbeherrschenden Albions er- 
starrten Diplomaten, der lieber sich selbst, als einen Zollbreit 
dieser Traditionen geopfert hätte*), setzte dem LESSEPSschen Plane 
den hartnäckigsten Widerstand entgegen. 

Die Gründe für diese auffällige Tatsache sind in folgenden 
politischen und wirtschaftlichen Momenten zu suchen. 



1) Vgl. , Unsere Zeit" 1870 S. 7. 2) Vgl. Lesseps II 4. 

3) Zu den folgenden Ausführungen vgl. Lbsseps I 237 ff. ; 32 ff. ; II 54 ff". 
Baude Rev. des d. m. 1855 Bd. 9 S. 1243 ff.; Voisin I 107 ff.; ^Unsere Zeit« 
1857 S. 35 ff., 45 f.; 1870 S. 4 f., 123 ff.; Ritt 134 ff.; Grünau 78ff. ; ferner 
noch AZ. 10 ff'., besonders 17 ff. 

4) Eine interessante Charakteristik dieses außergewöhnlichen Mannes 
siehe „Unsere Zeit** 1857 S. 116 ff. und Rev. des d. m. vom 1. VII. und 
15. Vni. 1876 S. 259 ff. und 869 f., wo es u. a. treffend heißt: Jl (Palmerston) 
a 6te longtemps, pour une foule de peuplades barbares, Tincarnation de 
VAngleterre; mais ne doit-il pas rester, dans son pays mSme, comme le re; 
Präsentant d'une politique et le type d'une classe ?• A. a. 0. 259, 
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Zur Zeit, als Lesseps mit seinem Projekte an die OefiPentlicfa- 
keit trat (1854), hatte sich England mit Frankreich eng verbündet, 
um gemeinsam gegen Rußlands Eingriffe in die inneren Angelegen- 
heiten der Türkei, die das Gleichgewicht in Europa zu stören 
drohten, energisch Front zu machen '). Durch diese ihm durch 
die umstände aufgezwungene Intervention für die Integrität der 
Türkei wurde England die Bewegungsfreiheit in Aegypten sowohl 
Frankreich wie der Türkei gegenüber unterbunden. An eine Be- 
setzung Aegyptens, wie sie vor dem Krimkriege wohl schon ins 
Auge gefaßt worden war '), konnte jetzt nicht mehr gedacht wer- 
den. England konnte andererseits aber auch mit Rücksicht auf 
seine vitalsten Interessen in Indien nicht ruhig zusehen, daß eine 
andere Macht, insbesondere sein größter Nebenbuhler in Aegypten, 
Frankreich, dort Einfluß und Terrain gewann^). Gerade diese 
letztere Gefahr war aber mit dem Projekte Lesseps', der ein 
Franzose war, verbunden. Wenn auch Lesseps nicht in amtlichem 
Auftrage, sondern ausschließlich von dem idealen Gedanken ge- 
tragen, dem menschlichen Kulturfortschritte einen großen Dienst 
zu erweisen ^), handelte, so befürchtete England doch — und wohl 
mit Recht — , daß der französische Einfluß in Aegypten, der seit 
der Bonaparteschen Expedition traditionell geworden war und sich 
in der ägyptischen Verwaltung, Wissenschaft, in allen Künsten 
des Friedens und des Krieges äußerte ^), infolge der französischen 
Beschützung des Unternehmens mächtig gefördert werden würde. 

1) Vgl. hierzu die Ausführungen Geffokens bei Holtzendorff H. IV 
163 f., 167; Calvo I § 174 S. 305 f.; Dkspagnbt 208 f. § 212; Pibbantoni- 

SCHOLZ 86 f. 

2) England würde, wenn Mehemet-Ali, wie er geplant hatte, für sich 
selbst auch nur zum Versuche geschritten wäre, Aegypten als Weltstraße 
für den Osten zu öffnen, sicherlich schon damals seinen Fuß auf Aegypten 
gesetzt haben. Vgl. «Unsere Zeit" 1857 S. 33. 

3) Vgl. hierzu die interessanten Ausführungen bei Sghumagheb 
465 ff., bes. 467 ff. 

4) Lesseps hatte sein Projekt unter die Devise gestellt: „Aperire ter- 
ram gentibus*, vgl. Lesseps I 1 und LJD. I 238. 

5) Vgl. den Brief Lesseps an Lord Stratford bei Lesseps 1218 f.; femer 
Crombb II 225 ff.; BiovES2ff.; Cocheris 558 f.; Feetoinet 14 f.; A.Z. 4 ff. 

Um diesen französischen Einfluß in Aegypten zu paralysieren, hatte 
England bereits während der Bonaparteschen Expedition die strategisch 
hochwichtige Insel Perim am Südeingange des Roten Meeres vorübergehend 
besetzen lassen; die endgültige Besetzung erfolgte am 14. II. 1857 in Ver- 
folg des LESSKPSschen Suezkanalprojektes. Zu dem gleichen Zwecke sicherte 
sich England im Jahre 1839 Aden, welches in Kürze zu einem zweiten Gibral- 
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Während die englische Diplomatie aus diesen Gesichtspunkten 
heraus dem LESSEPSschen Projekte mit allerlei Vorwänden ^) und 
Mitteln entgegenarbeitete, waren die englischen Handels-, Industrie- 
und Finanzkreise dem Projekte durchaus günstig gesinnt, und die 
große Industriepartei, welche England in die Freihandelspolitik 
hineingeführt hatte, sprach sich wiederholt zugunsten einer rück- 
haltlosen Ausführung des großen Werkes aus ^). Man legte die 
eminenten wirtschaftlichen Vorteile auseinander, welche die An- 
lage des Suezkanals für den englischen Handel unmittelbar im 
Oefolge haben mußte: erst dann würde man von den unermaß«- 
lichen Eeichtümem Indiens vollkommen Besitz nehmen, der Ent- 
wicklung Australiens Stetigkeit sichern, das weite China der 
englischen Einflußsphäre unterwerfen und dem gefahrlichen Neben- 
buhler im Handel nach dem Osten, Nordamerika, mit Erfolg die 
Spitze bieten können. 

Lesseps fand auch, als er sich im Juli 1855 nach England 
begab, um dort sein Projekt noch persönlich zu erläutern und zu 
vertreten ^), in diesen Kreisen sowohl, wie überall, wo man das 
Unternehmen unbefangen beurteilte, Verständnis und Entgegen- 
kommen für seine Pläne. Auch die gesamte englische Presse, mit 
alleiniger Ausnahme der Times, die sich zum Sprachrohr der Re- 
gierung machte, befürwortete warmherzig Lesseps' Unternehmen ^). 

tar umgeschafiFen wurde und nicht nur den Eingang zum Roten Meere, bou- 
dern auch den ganzen arabisch-äthiopischen Meerbusen beherrscht, vgl. 
Baüdb 1245; Sohumacheb 470 f. 

1) Vgl. näheres hierüber bei Lesseps I 28 ff.; II 11 ff.; Schumacher 
468 f. Die Haltlosigkeit der von der englischen Diplomatie vorgebrachten 
Einwände gegen das Projekt ist sehr gut von Saint-Hilaibk bei Lesseps II 
55 ff. gezeichnet; vgl. auch die beiden dort abgedruckten Zeitungsartikel, 
insbes. S. 62 ff. Ein ähnliches Ränkespiel Englandd wiederholte sich neue- 
stens, als die mit deutschem Kapital finanzierten Bahnprojekte in der asia- 
tischen Türkei (die anatolische und die sog. Bagdadbahn) in Angriff genom- 
men wurden. Näheres hierüber vgl. vor allem bei Rohebagh 28 ff., der mit 
Recht betont, daE es ,,eine direkte Anmaßung ist, wenn von England aus 
behauptet wird, weil die Bagdadbahn einen neuen Weg nach Indien bilde, 
müsse ihr Endpunkt unter englischer Kontrolle stehen". S. 48; vgl. femer 
Tbietsgh 213/214; Kroppenberg in der illustr. Halbmonatschrift „Leucht- 
turm" 4. Jahrg. Trier 1911 S. 301 ff., bes. 305 ff.; derselbe 5. Jahrg. S. 207 ff. 
bes. 210. 

2) Z. B. Bright, Roebuck u. a. ; vgl. auch die Gutachten von Anderson, 
James Yetch, David Urquhart bei Lesseps I 231 ff., 251 ff., 259 ff. ; femer 
noch Travers Twiss Annuaire III/IV T. I 116 f. und Stephan 440 ff. 

3) VgL Lesseps I 27 ff und LJD. I 238 ff. ; Ritt 142 f. ; Frbycinet 114. 

4) Vgl. Lesseps II 55 ; Voisin I 46 ff. 
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Aber alle dem LESSEPSschen Projekte günstigen Bestrebungen 
fanden bei Palmerston keine Unterstützung; er blieb in seinem 
Widerstände fest trotz heftigster parlamentarischer Kämpfe, die 
er deswegen zu bestehen hatte (seine Hauptgegner waren : Roebuck, 
Gladstone, Berkeley, Griffith, Milner Gibson, Bright, JohnRusselP). 

Günstiger als von englischer Seite wurde das Unternehmen 
in Oesterreich aufgenommen. Hier hatten die orientalischen Wirren 
"(1840) deutlich gezeigt, welch erhebliches Interesse Oesterreich 
politisch wie wirtschaftlich an der friedlichen Erschließung der 
östlichen Länder hatte. Demgemäß hatten sich auch in den ersten 
Jahren der Entwicklung des Triester Lloyd (gegründet 1857) ein- 
flußreiche Stimmen für die Herstellung des Isthmuskanals geäußert, 
indem sie darlegten, wie sich hierdurch für die österreichischen 
Handels- und Verkehrsanstalten, deren Aktionsradius wegen der 
Landenge von Suez damals seine natürliche Begrenzung im Mittel- 
ländischen Meere fand, eine glänzende Perspektive eröffnen würde*). 

Auch in Italien, dessen Bestrebungen seit Begründung der 
nationalen Einheit (1860/61) dahin zielten, am allgemeinen Völker- 
verkehre wirksam teilzunehmen, fand das LESSEPSsche Projekt eine 
durchaus günstige Aufnahme *). 

Spanien wies, gleich Oesterreich, seinen Gesandten in Konstan- 
tinopel an, Lesseps* Schritte daselbst möglichst zu unterstützen* 

Holland hatte bei seinem ausgedehnten Kolonialbesitz im Osten 
verhältnismäßig ein gleiches Interesse wie England an dem Unter- 
nehmen; es faßte aber, im Gegensatz zu diesem, die Angelegenheit 
lediglich von der praktischen Seite auf und traf bereits, ohne im 
übrigen das Unternehmen selbst wirksam -zu unterstützen, Anstal- 
ten, um den Kanal, sobald er hergestellt sein würde, für den in- 
dischen Handelsverkehr zu benutzen*). 



1) Vgl. VoisiN I 112 ff.; Preycinet 114 f.; Camand 10 Anm. 1; Ritt 
144; Rambaud Rev. des d. m. 1904 Bd. 19 S. 638. 

2) Vgl. die Ausführungen bei Baude 1231 ff. : Lesseps I 239. 

3) Vgl. „Unsere Zeit" 1870 S. 5; Lbsseps LJD. III 154; Ritt 131; 
Baude 1230 f. 

4) Vgl. ^Unsere Zeit'' 1870 S. 5. In gleicher Weise traf übrigens in 
Frankreicb die „soci^tö des messageries maritimes nationales** durch Bau 
von Dampfschiffen und durch Errichtung einer Dampferlinie nach Indien und 
Ostasien, die in Suez ihren Ausgangspunkt nahm, rechtzeitig (1861) Vorsorge, 
um sich die durch die Eröffnung des Suezkanals bevorstehende gewaltige 
Verkehrsumwälzung zunutze zu machen. Vgl. hierüber Näheres bei Schu- 
macher 473 ff. 
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In Norddeutscbland besorgten die Handels- und Seestädte 
Beeinträchtigung ihrer kommerziellen Interessen durch Verlegung 
eines Teiles ihres Imports und Exports nach den Handelszentren 
des Mittelmeeres. Doch war dieser Standpunkt wohl etwas eng- 
herzig, da doch der Schwerpunkt der Handelsbeziehungen der 
hanseatischen Marinen im Westen und Osten lag. 

Rußland stand mit größerer Berechtigung dem unternehmen 
skeptisch gegenüber. Während es einerseits infolge seiner ponti- 
sehen Verhältnisse auf den Verkehr durch den Suezkanal ange- 
wiesen war^), konnte es andererseits durch Zentralasien hindurch 
bequem nach Indien gelangen und von seinem äußersten Osten 
aus unbehindert in die Länder Chinas eindringen'). Durch die 
Erschließung des Orients für alle Marinen des Abendlandes konn- 
ten demnach Rußlands Stellung und Pläne im fernen Osten nicht 
gefordert, sondern nur beeinträchtigt werden. 

Was nun die Stellungnahme der Hohen Pforte anlangt, so 
waren der Sultan sowohl, wie seine Räte dem LESSEPSschen Pro- 
jekte sehr günstig gesinnt, wie sich am besten aus dem Schreiben 
des damaligen Oroßwesirs Mustapba Rechid an den Vizekönig 
von Aegypten vom 1. lEI. 1855 *) ergibt, in welchem er das ünter- 



1) Vgl. Baudb 1288, 1238 f.; Dehn , Neubildungen« 176 f. 

2) Zur näheren Beleuchtung des Obigen ein Schlaglicht auf Rußlands 
Asienpolitik: Im Jahre 1858 umklammerte es China von NO her durch die 
Erwerbung des Amurgebietes; bald darauf drang es gegen Indien vor: 
Chiwa wurde 1878, Buchara 1876 unter russische Oberhoheit gebracht. Vgl. 
Mabtens I 261 f.; LiszT 28; vgl. hierzu auch Baude 1286; AZ. 38 f.; Les- 
SEPS I 289, 240; Radau Rev. des d. m. 1876 Bd. 16 S. 898 ff.; Ratzel 410. 
In alleijüngster Zeit benutzte Rußland die chinesischen Wirren und die In- 
anspruchnahme der Übrigen europäischen Mächte durch andere politische 
Ereignisse hochbedeutsamer Art zur energischen Fortftihrung seiner Asien- 
politik, indem es einerseits angeblich „nur vorübergehend und zu Zwecken 
der Beruhigung des Landes und des Schutzes der russischen Interessen" 
Truppen in die Mongolei bis nach Urga vorrücken ließ und anderseits die 
am 8. XII. 1911 erfolgte Selbständigkeitserklärung des Oberpriesters von 
Urga sofort anerkannte, desgleichen die Autonomerklärung von Kuldscha 
— natürlich nur, um diese Gebiete demnächst desto leichter einstecken zu 
k&nnen! Also ganz nach bewährten englischen Vorbildern: Aegypten einer- 
seits, Kuweit am Persischen Golfe andererseits! Vgl. hierzu „Deutsches Offi- 
sierblatt" Jahrgang 1912 S. 48, 226 und 1286; ferner A. Wibth „Das Er- 
wachen der asiatischen Völker** im „Handbuch der Politik" Bd. II S. 771, 
772 und 778. 

8) Abgedruckt bei Lesseps I 228 f. ; Voisin I 27 ; de Tbsta II 96 ; 
Ritt 141. 

Bedreux, Der Saezkanal. 2 
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nehmen als „entreprise des plus utiles" bezeichnet. Man schätzte 
in Konstantinopel die großen Vorteile richtig ein, welche der 
Kanal nach der politischen und militärischen, besonders aber nach 
der religiösen Seite hin für die Türkei haben mußte, indem er es 
ermöglichte, zwischen Konstantinopel, dem Sitze des Kalifats aller 
Muselmanen, und Arabien, dem Lande der heiligen Stätten — 
source de Tautorit^ du sultan sur les musulmans"" (Lesseps I 39) 
— die engsten Beziehungen zu knüpfen^). Gerade dieser letztere 
Gesichtspunkt mag bei der Hohen Pforte hauptsächlich die Be- 
sorgnis zurückgedrängt haben, daß das Paschalik Aegypten, wel- 
ches seit dem Anfange der 40 er Jahre bereits eine größere Selb- 
ständigkeit gegenüber der Türkei, seinem Suzeränstaate % erhalten 

1) Vgl. hierzu die Ausführungen von ürquhart bei Lesskps I 262. Im 
18. Jahrhundert war der Standpunkt der Hohen Pforte nach dieser Richtung 
hin allerdings gerade entgegengesetzt, wie sich aus zwei interessanten Doku- 
menten aus den Jahren 1774 und 1799, mitgeteilt bei de Testa II 71 und 
73, ergibt. 

2) lieber die Streitfrage, ob das Verhältnis Aegyptens zur Türkei auf 
der Londoner Konvention und dem dazu gehörigen acte söpare vom 15. VIL 
1840 ruht und demnach auch nur im Wege eines völkerrechtlichen Vertrages 
geändert werden kann, oder auf dem Hatti-Sch^rif vom 13. 11. und dem In- 
vestiturfirman vom 1. VI. 1841, deren Inhalt in der Folge beim Regierungs- 
antritte eines neuen Herrschers jeweils geändert worden ist, vgl. Mabtens 

I 252 f., bes. 254; derselbe in der RDJ. XIV 358 ff., 400; Bonpils-Fauchillb 
113 ff., bes. 115; Cooheris 18 ff., bes. 21; Fketoinet 62 ff., 67 ff., 92 ff., 132f.; 
Sayub 572 f. ; Ullmann 104 und 102 f. ; Jabat RDJ. XXXVI 409 ff., sowie 
den Aufsatz in der RGDJP. HI (1896) 291 ff. einerseits und Gbünau 192 ff. 
andererseits. Vgl. zu dieser Frage noch das wertvolle Material bei de Testa 

II 417 ff.; m 2 ff.; IX 291 ff.; X 9 ff.; femer Edhem 31 ff., bes. 47 ff., 80 ff., 
161 f.; Gaignebot 35 ff., 52 ff., 319 ff.; LäGeb 67 ff., 70 ff., 74 ff., 90 ff., 102 ff-, 
153 ff.; FouBNiBB DE Flaix 112 und 121; Holtzendobff H. U 112 f.; Ste- 
phan 156 ff.; Dupuis, Ann. des sc. poL 1905 S. 643; Dbspagnet RGDJP. VI 
(1899) S. 190 ff.; Lamba RGDJP. XVII (1910) S.,36ff. und den Aufsatz in der 
Rev. des d. m. 1891 Bd. 108 S. 15 ff., 27 ff. Die Texte der in Betracht kom- 
menden Firmane finden sich bei Nobadoxjnghian II 320 ff., 335 ff., HI 347 ff. ; 
Staatsarchiv Bd. 40 S. 297 ff., 306 ff.; Archives de droit international 488 f.; 
Fbeycinet 140 ff.; Gbünau 117 ff.; Voisin I 189 f. 

Nach VON DüNGEBN «Das Staatsrecht Aegyptens *" besteht diese ganze 
Streitfrage überhaupt nicht; nach ihm hat sich vielmehr Aegypten „gewohn- 
heitsrechtlich'' zu einem völlig selbständigen Staate herausentwickelt. Einer- 
seits sind nach ihm „die in bezug auf die Verhältnisse Aegyptens von den 
Mächten übernommenen Garantien nicht Grundlage der ägyptischen Staata- 
verfassung'' (S. 46), andererseits ist , weder der Wortlaut der Firmane noch 
die Tatsache, daß solche Firmane dem Ehedive erteilt werdeiL, heute für die 
staatsrechtliche Stellung Aegyptens maßgebend* (S. 72 Anm. I; 77 f.). Diese 
Sätze sind die Folgerungen aus dem von von Dungebn im Anfange seiner 
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hatte, in Verfolg des durch die Anlage des Kanals zu erwartenden 
wirtschaftlichen Aufschwunges sich mit der Zeit immer mehr ver- 
selbständigen würde. 

Lesseps würde auch, als er sich Ende Februar 1855 zur Er- 
wirkung des Ratifikationsfirmans in Konstantinopel aufhielt, die 
kaiserliche Bestätigung zu dem Unternehmen ohne weitere Schwie- 
rigkeiten erhalten haben, wenn nicht der dortige englische Ge- 
sandte, Lord Stratford of Eedclife, ganz im Sinne seines Chefs, 
Lord Palmerston, handelnd, die Erteilung der kaiserlichen Bestä- 
tigung zu verhindern oder wenigstens aufzuschieben sich bemüht hätte. 

Lesseps suchte nun, die Gefährlichkeit dieses diplomatischen 
Bünkespi^ls für sein Unternehmen klar erkennend, in zwei Schrei- 
ben vom -26. und 28. IL. 1855 den englischen Gesandten zu seiinen 
öunsten umzustimmen^). Doch ohne Erfolg! Lord Stratford tat 
vielmehr auch weiterhin sein Bestes, um die kaiserliche Bestätig 
gung zu dem Unternehmen zu verhindern bzw. hinzuhalten. Die 
Eolge hiervon war, daß Lesseps noch lange Jahre auf den Kati- 
likationsfirman warten mußte ^). 

Schrift aufgestellten Grandsatze : , Ein staatsrechtlicher Grundsatz, der, wenn 
auch nur einmal, mit dem klaren Bewußtsein durchbrochen wird, dafi 'man 
ihm entgegenhandelt, besteht nicht mehr" (S. 4 f. ; vgl. hiergegen treffend 
Rehm in den Göttingischen Geleimten Anzeigen 1907 S. 48). Es würde uns 
zu weit führen, den Konstruktionsversuch yox Bunoebns im einzelnen zu 
widerlegen. Wir beschränken uns darauf, auf die oben zitierte einschlägige 
Literatur zu verweisen; besonders der Aufsatz „TEgypte et les firmans**, in 
der RGDJP. III (1896) enthält treffende Gründe gegen von Dungekn; vgl. 
dort 291 fi'., bes. 306 ff., 310 ff. 

Einen ähnlichen Standpunkt wie von Bunoern nehmen Morel RGDJP. 
XIV (1907) S. 407 ff., bes. 4ll und 416 sowie Perrinjaqubt RGDJP. XVI 
(1909) 332 ff*, ein, der seine auf Aegypten bezüglichen Ausführungen in dem 
Satze gipfeln läßt: .VEgypte est, par Tassentiment gäneral des puissances, 
une colonie britannique, et, Tautonomie Interieure qui pourra lui 6tre ac- 
cordee ne sera qu'une concession unilaterale du gouvernement anglais!" 
Vgl. a. a. 0. 341. 

1) Vgl. die beiden Schreiben bei Lesseps I 215 ff. und LJD. I 127 f., 
130 ff. sowie bei Ritt 136 ff. Besonders das zweite Schreiben ist sehr be- 
merkenswert, da Lesseps in demselben die politischen Gesichtspunkte, die 
sich aus seinem Eanalprojekte für das Verhältnis zwischen England und 
Frankreich in Aegypten ergaben, offen und unumwunden darlegt Vgl. Les- 
seps I 218 ff. VgL im Zusammenhange hiermit auch die Ausführungen von 
PoLiTis in der RGDJP. 1904 S. 664 ff. und den lehrreichen Aufsatz von R£n£ 
Mtllet in der Rev. des d. m. 1904 Bd. 21 S. 765 ff., femer AZ. 4 ff., 8 ff. und 
Gromer I 86 ff.; II 361. 

2) Erst am 19. III. 1866 erschien derselbe. 

2* ' 
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Obwohl Mohammed-Said in seinem Begleitschreiben an Les- 
S£PS zu der Konzessionsurkunde vom 5.1. 1856 (s. Anhang) den 
Beginn der Kanalarbeiten ausdrücklich von der kaiserlichen Ge- 
nehmigung abhängig gemacht hatte, wurde doch mit seinem Ein- 
verständnisse mit den Vorarbeiten fortgefahren und die Vermes- 
sung und Trassierung des Süßwasserkanals vorgenommen ^). 

Im Oktober 1858 ging Lesseps nach Paris, um die Subskrip- 
tion auf das Aktienkapital von 200 Millionen Fr. in die Wege 
zu leiten *). Vom 5. — 25. XI. war der größte Teil gesichert ; über 
200000 Aktien wurden in Frankreich untergebracht'). Ein großer 
Nachteil für die Sache war es, daß der Ausbruch des Krieges in 
der Lombardei (1859) bevorstand; hierdurch wurden die Elapita- 
lien Oesterreichs und Italiens, auf die man bei ihrer Begünstigung 
des Projektes wesentlich mitgerechnet hatte, zurückgehalten, und 
Oesterreich war sogar eine Zeitlang gegen das Unternehmen feind- 
lich gestimmt. Den unanbringlich gebliebenen Best des Aktien- 
kapitals übernahm Mohammed-Said, der, wie schon bemerkt, von 
vornherein 32 Millionen gezeichnet hatte; et vereinigte dadurch 
fast die Hälfte der Aktien in seiner Hand, nämlich 176 602. 
Außerdem hatte er in Ergänzung des Artikels 2 der Konzession 
vom 5. I. 1866 durch Dekret vom 20. VII. 1856*) die Zusiche- 
rung erteilt, daß die benötigten Arbeiter auf Verlangen der Chef- 
ingenieure der Gesellschaft seitens der ägyptischen Regierung aus 
den Laiideseingeborenen gegen einen gering bemessenen Lohn (je 
nach dem Alter 1, 2V2 bis 3 Piaster!) nebst Verpflegung gestellt 
werden sollten. 

Am 15. XII. 1858 vollzog sich die Konstituierung der Suez- 
kanalgesellschaft ^). 

Am 25. IV. 1859 erfolgte bei Port-Said mit einer angemes- 
senen Feier der erste Spatenstich^, nachdem Mohammed-Said auf 
eine Anfrage Lesseps' hin die Erlaubnis zum Beginne der Ar- 
beiten gegeben hatte. Allerdings wünschte der Vizekönig nicht, 
daß offiziell das ominöse Wort „Arbeiten*^ gebraucht werde, „um 

1) Vgl. Lesseps LJD. Il'410f.; ITI 44 f. 

2) Vgl. hierzu Näheres bei VoisiN I 121 ff. 

3) Vgl die Tabellen bei Voisin I 125, 127 ff. und bei Voss-Hassebt 8 ; 
dazu Fbeycdtet 116; Lesseps LJD. II 389. 

4) Abgedruckt bei Lesseps IIl 373 ff.; Voisin I 100 ff.; de Testa II 
104 ff. ; Roux I 469 ff*. 

5) Vgl. Lesseps LJD. II 399 ff.; Voisin I 133 ff. 

6) Vgl Lesseps LJD. ffl 90 f. ; Voisin I 141 f. ; Ritt 166 f. 
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fremde Empfindlichkeiten zu schonen^, sondern es sollte nur von 
^^tüdes ou Operations pr^paratoires" dieEede sein ^). Aber dieses 
Wortspiel führte die „Empfindlichen" nicht irre. 

Einem Drucke von London aus nachgebend, wo jetzt d^ 
Kabinet Derby im Fahrwasser Palmerstons segelte, entsandte die 
Pforte ihren Finanzminister Mukhtar-Bey nach Äegypten, um dem 
Vizekönig Maßregeln für sein Verhalten Lesseps gegenüber zu 
erteilen. Die Folge hiervon war schließlich, daß der ägyptische 
Minister des Auswärtigen, Scherif-Pascha, LsssEPS unterm 9. VI. 
1859 befahl, die Arbeiten unverzüglich einzustellen, da sie nur 
mit Genehmigung des Sultans ausgeführt werden dürften und, 
„puisque par leur n a t u r e aussi bien que par la qualifica- 
t i n qui leur a 6te donn^, elles n'ont, d'aucune mani^re, le oa- 
ract^re d'etudes" % Dieser Befehl im ersten Stadium der Arbei- 
ten, wo die Organisation noch nicht befestigt und das Vertrauen 
bei vielen noch wankend war, wirkte ungemein störend. An Ort 
und Stelle vermochte Lesseps nicht viel auszurichten. Er begab 
sich deshalb nach Paris, um die flilfe Napoleons IIL anzurufen. 
Dieser sagte ihm auch in einer Audienz vom 23. X. 1859 ^) För- 
derung und Schutz des Unternehmens zu, und Lesseps reiste mit 
dem kaiserlichen Versprechen nach Konstantinopel ab, daß seine 
Schritte beim Sultan durch den französischen Gesandten unter- 
stützt werden würden. Sofort trat eine Wendung zum Bessern 
ein. Der französische Gesandte in Konstantinopel verlangte, daß 
der türkische Ministerrat „offiziell und unumwunden*^ Stellung zu 
dem Projekte nehme. Der Pforte, die, wie wir weiter oben ge- 
sehen haben, dem Unternehmen durchaus sympathisch gegenüber- 
stand, bisher aber den englischen Forderungen kein entschiedenes 
„Nein" entgegenzusetz^ vermocht hatte, kam diese morali&che 
Unterstützung Frankreichs gegen England sehr gelegen. Der 
Ministerrat erklärte nach eingehenden Beratungen, „daß das Pro- 
jekt des Vizekönigs für die Interessen des ottomanischen Reiches, 
welches seinerseits der Verwirklichung desselben keinerlei Hinder- 
nis entgegensetze, nützlich wäre" *). 

1) Interessante Einzelheiten hierzu vgl. Lesseps LJD. III 136; vgl. auch 
ebendort 185 ff., 43 und VoisiN I 143 f. 

2) Vgl. Lesseps LJD. III 138 ; Voisin I 146 f. 

3) Vgl. die interessante Unterredung Lesseps' mit Napoleon ÜI bei 
Lesseps LJD. III 235 ff.; Rambaud Rev. des d. m. 1904 Bd. 19 S. 640; Voi- 
sin I 1§3; Fkeycinet 117. 

4) Vgl. Lesseps LJD. lU 274; Voisin I 166 ff. 
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Infolge dieser offiziellen Erklärung wurde Englands Änti- 
kanalpolitik bei der Pforte einstweilen lahmgelegt und die Kanal- 
arbeiten konnten nunmehr eine Zeitlang ungehinderten Fortgang 
nehmen; sie wurden so gefördert, daß am 2. IL 1862 der Süß- 
wasserkanal vom Nil zum Timsahsee eröffnet werden konnte^). 

Aber die Gegner des Unternehmens hatten mittlerweile ein 
neues Hindernis vorbereitet, das bald nach dem Tode Mohammed- 
Saids (18. I. 1863) zutage treten sollte. Dessen Nachfolger Ismail- 
Pascha, ein begabter und ehrgeiziger Herrscher, ein gewandter 
Diplomat und kluger Geschäftsmann, der sein Land zu höchster 
wirtschaftlicher und kultureller Blüte zu treiben suchte, aber in- 
folge der Ueberhastung seiner dahinzielenden Unternehmungen viel 
Unheil angestiftet und infolge seiner maßlosen Verschwendungs- 
sucht sein Land an den Rand des Bankrotts geführt hat ^), stand 
an sich dem Kanalunternehmen sympathisch gegenüber, da* er 
dessen eminente Vorteile für die Wohlfahrt Aegyptens klar er- 
kannte und auch für sich Nutzen aus dem Unternehmen zu ziehen 
hoffte"). Im Interesse der kulturellen Entwicklung Aegyptens 
wollte er jedoch andererseits seine durchaus zeitgemäße Idee: 
Abschaffung des Frondienstes (la corvee) verwirklichen. Zudem 
waren ihm die weitgehenden Landabtretungen, die Mohammed- 
Said der Gesellschaft in Artikel 10 der Konzession vom 5. 1. 1856 
(s. Anhang) eingeräumt hatte, nicht nur vom landesherrlichen, 
sondern auch vom geschäftsmännischen Standpunkte aus ein Dom 
im Auge und er sann auf Mittel und Wege, wie er diese Kon- 
zessionen wieder ausräumen und sich selbst nutzbar machen könnte, 
ohne zugleich die wohlerworbenen Rechte der Suezkanalgesell- 
schaft zu kürzen. Die beste Lösung dieser schwierigen Frage 
glaubte er darin gefunden zu haben, daß er sich an die Pforte 
wandte mit der Bitte, ihm genaue Anweisungen für sein Verhalten 
der SKG. gegenüber zu erteilen. 

Zwischendurch traf er mit der Suezkanalgesellschaft zwei 

1) Vgl. Lesseps LJD. IV 160 ff. 

2) Vgl. hierüber Näheres bei Gäünau 105 ff.; Cocheris 67 ff.; Merruau 
Rev. des d. m. 1876 Bd. 16 S. 904 ff.; Edhem 93 ff. Die Charakteristik Ismails 
bei Cboiceb ist geradezu vernichtend. Vgl. dort I 22 ff., 53 ff., 134 ff. 

8) Vgl CooHBBis 67 ff.; Plauchüt Rev. des d. m. 1888 Bd. 90 S. 665 ff.; 
femer Rev. des d. m. 1891 Bd. 108 S. 32 ff. Berühmt ist der Ausspruch Is- 
mails: K Personne n'est plus canaliste que moi; mais je veux que le canal 
soit ä TEgjpte, et non TEgypte au canal. '^ Vgl. Rambaud Rev. des d. m. 
1904 Bd. 19 S. 642. 
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Abkommen; in dem ersteren vom 18. III. 1863 trat die Gesell- 
schaft der ägyptischen Regierung den Teil des Süßwasserkanals 
von Kairo bis zum Wadi-Toumilat ab ^) ; in dem zweiten vom 20. 
m. 1863^) wurde die finanzielle Beteiligung der ägyptischen Ee- 
giemng an dem Unternehmen näher geregelt. 

Die Antwort nun, welche die Pforte auf die Anfrage Ismails 
hin am 6. lY. 1863 erteilte, trägt den Stempel des Inspiranten: 
England an sich^). Die Pforte erklärte nämlich, sie wolle zwar 
ein Werk von allgemeinem Nutzen nicht hindern, stelle aber drei 
Bedingungen, von deren Erfüllung sie die von ihr zu erteilende 
Genehmigung des Kanalbaues abhängig mache: Regelung der 
Neutralitätsfrage, Abschaffung der Fronarbeiten am Kanal und 
Aufhebung der Länderkonzession ^). Der Großwesir Fuad-Pascha 
setzte dem Yizekönig zur Regelung dieser Bedingungen mit der 
Gesellschaft unterm 1. VIII. 1863 eine Frist von 6 Monaten; 
nach ergebnislosem Ablauf dieser Frist sollte die Angelegenheit 
von Konstantinopel aus geregelt werden*). 

Daraufhin wurde Nubar-Pascha von Ismail nach Paris ent- 
sandt, um mit der Gesellschaft in Unterhandlungen zu treten. In 
einem Schreiben vom 12. X. 1863 faßte Nubar die Forderungen 
der ägyptischen Regierung in folgenden Punkten zusammen: 

1. Die Zahl der am Kanalbau beschäftigten Arbeiter wird auf 
6000 beschränkt, 

2. jeder Arbeiter erhält einen Tageslohn von 2 Fr., 

3. die Länderkonzession wird widerrufen; als Ersatz hierfür 
übernimmt die Regierung den Süßwasserkanal und zahlt eine Ent- 
schädigung«). 

1) Text dieses Abkommens s. bei Lbsseps LJD. IV 289 ff. ; Roux 1 472 ff.; 
VoisiN I 193 ff. 

2) Text des Abkommens s. bei YoisiN I 198 ff. und Lesseps LJD. lY 
293 ff. 

3) Vgl. hierzu Frbyoinet 120 f.; Rambaüd Rev. des d. m. 1904 Bd. 19 
S. 642 f. Mbrruau Rev. des d. m. 1876 Bd. 16 S. 908 ff.: ,1a v^ritä peut se 
resumer en quelques mots: les Anglais voulaient la ruine de Tentreprise, le 
Sultan voulait satisfaire les Anglais; le vice-roi voulait se röserver les bras 
de ses sujets pour la culture de ses immenses domaines.* VgL dort 909. 

4) Vgl. die Depesche des türkischen Ministers des Auswärtigen Ali- 
Pascha vom 6. IV. 1863 an die Botschafter der Pforte in Paris und London 
bei DB Tbsta II 106 ff. und bei Voisiir I 204 ff.; vgl. auch Grünau 94. 

5) VgL Lbssbps LJD. IV 316 ff., bes. 318; db Tbsta II 109 f.; Voisin 
1208. 

6) VgL VoisiN I 209; de Testa II 110, Dok. Nr. 27; Lbssbps LJD. IV 
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Biese Forderungen lehnte der Aufsichtsrat der Gesellschaft 
in seiner Sitzung vom 29. X. 1863 rundweg ab^). 

Der französische Minister des Auswäxtigen Drouyn de Lhuys, 
an den sich Nubar jetzt zur Einleitung einer Vermittlung wandte, 
lehnte jede direkte Unterhandlung mit ihm ab. 

Gregen Ende der 6 monatigen Yerfallfrist einigte man sich 
schließlich dahin, daß die strittigen Fragen dem Schiedssprüche 
des Kaisers Napoleon in unterbreitet werden sollten. Der Kaiser 
nahm das ihm angetragene Schiedsrichteramt an und setzte am 
3. ni. 1864 eine fünfgliedrige Kommission unter dem Vorsitze 
Thouvenels zur Entscheidung der Streitfragen ein ^). Der Spruch 
dieses Schiedsgerichts, der am 6. VI. 1864 in Fontainebleau vom 
Kaiser vollzogen wurde, ging kurz dahin ^): 

Der Suezkanalgesellschaft sind von der ägyptischen Regierung 
folgende Entschädigungen zu gewähren: 

a) für das Aufhören der Hergabe von 20000 Arbeitern 
38 Millionen Fr., 

b) für die Bückgabe der abgetretenen Ländereien 30 Mil- 
lionen Fr., 

c) für das Abtreten des Süßwasserkanals 10 Millionen Fr., 

d) zur Kompensation verschiedener mit dem letztgenannten 
Kanal in Zusammenhang stehender Hechte der Gesellschaft 6 Mil- 
lionen Fr., 

im ganzen also 84 Millionen Fr., welche Summe der Vize- 
könig nach einer Vereinbarung mit der Gesellschaft in 15 Jahres- 
raten, beginnend mit dem 1. XI. 1864, zahlen sollte^).' 

Aus dem Schiedsgerichtsverfahren ging die Gesellschaft sonach, 
trotzdem sie verschiedene bedeutsame Rechte aufgeben mußte, im 
großen und ganzen als Siegerin hervor'^). 

850, 351. Die Forderung der Neutralisierang des Kanals wurde also hier 
nicht mehr aufgestellt. 

1) Vgl. Näheres bei Lesseps LJD. IV 352 ff.; Voisin I 209. 

2) VgL DE Tbsta n 110 f., Dok. Nr. 28; Voisin I 212. 

3) Der Schiedssprudi nebst Begründung ist abgedruckt bei Lesseps 
UD. IV 476 ff.; Voisin I 213 ff.; de Testa II 111 ff.; Roux I 476 ff.; de 
CXJBBCQ IX i08 ff. ; MabtkksI XVIII S. 243 ff. 

4) Vgl. den Tilgungsplaa bei Lesseps UD, IV 498 und bei Voisin I 
265, 266/67. 

5) Grünau 100 ff. hält den Schiedsspruch gewiasermafien für ein Urteil 
in eigener Sache, für die Gesellschaft also sehr vorteilhaft. IUtt 290 da- 
gegen meint, die Gesellschaft habe mehr verloren als gewonnen; ähnlich 
äußert sich Voss-Hassert 13 f.; vgl. auch Fbeycinkt 123. 
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Die Parteien schlössen dann am 30. I. und 22. II. 1866 zwei 
Verträge, in welchen sie die gegenseitigen Rechte und Pflichten, 
wie sie sich auf Grund des Schiedsspruches ergaben, festlegten ^). 

Aus dem letzteren Abkommen, welches für die schließliche 
Gestaltung der Rechtslage zwischen der ägyptischen Regierung 
und der SKG. von wesentlicher Bedeutung ist, sind folgende Be- 
stimmungen hervorzuheben: Der Seekanal mit allen Anhängseln 
wird der ägyptischen Polizei unterstellt, welche für Ordnung und 
Sicherheit Sorge zu tragen hat Art. 9 ^). Die ägyptische Regie^ 
rung wird in dem Umkreise der als Zubehör zu dem Seekanal 
Yorbehaltenen Gebietsteile jegliche Stellung oder jeglichen strate- 
gischen Punkt, den sie als für die Verteidigung des Landes not- 
wendig erachten wird, besetzen. Diese Besetzung soll aber der 
Schiffahrt kein Hindernis bereiten dürfen, und die für die Plan- 
kungen des Elanals bestellten Dienstbark^ten achten Art. 10^). 
Jede Privatperson kann sich mit Genehmigung der Regierung am 
Kanal niederlasa^i Art. 12. Die Regierung darf auf ihre Kosten 
— in der Konzession vom 5. I. 1866 Art 9 auf Kosten der 
Gesellschaft (siehe Anhang) — einen Spezialbeauftragten bei der 
Gesellschaft unterhalten Art. 14. Die Gesellschaft ist eine ägyp- 
tische und untersteht daher dem Landesrechte; hinsichtlich ihrer 
Verfassung und der Beziehungen der Gesellschafter untereinander 
greifen dagegen die Bestimmungen des französischen Aktiengesell- 
schaftsrechtes Platz; alle diesbezüglichen Streitigkeiten sollen in 
Frankreich ausgetragen werden. Dagegen sollen für alle Streitig- 
keiten zwischen der Gesellschaft und Privatpersonen, gleich welcher 
Nationalität diese sind, die inländischen Gerichtshöfe nach Maß- 
gabe der Gesetze und Gebräuche des Landes, sowie der bestehen- 
den Verträge zuständig sein. Desgleichen sollen Streitigkeiten 
zwischen der Gesellschaft und der ägyptischen Regierung vor den 
inländischen Gerichten nach den Gesetzen des Landes abgeurteilt 



1) Die beiden für die derzeitige Rechtslage der SKG. wichtigen Vertrftge 
sind abgedruckt bei Lesseps LJD. V 227 ff., 231 ff.; Voisw I 286 ff., 241 ff., 
254 ff.; Roux I 491 ff., 494 ff.; DE Clercq IX S. 479 ff.; Staatsarchiv Bd. 42 
8. 98 ff.; MartensI XVIII 260 ff'. 

2) Im Jahre 1895 wurden diese polizeilichen Befugnisse der ägyptischen 
Regierung in einem Abkommen mit der SKG. näher geregelt, vgl. YoisiN I 
261 Anm. 1. 

3) Die Bestimmungen des Art. 10 sind durch zwei Abkommen mit der 
Gesellschaft vom 28. IV. 1869 und 5. XII. 1891 abgeändert worden, vgl. 
VoisiN I 274 ff. und III 245 ff., 250 ff. 
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werden. Endlich sollen, wenn alle Beteiligten Ausländer sind, die 
allgemeinen Regeln der Kapitulationen Platz greifen Art. 16 ^). 
Alle früheren Akte, Konzessionen, Abkommen und Statuten blei- 
ben vollgültig in Kraft, soweit sie nicht durch den vorliegenden 
Vertrag berührt werden Art; 17. 

Die Pforte bestätigte dieses Abkommen durch Firman vom 
19. in. 1866 2) und erteilte so dem Unternehmen ihre Genehmi- 
gung zu einer Zeit, zu welcher das gewaltige Werk fast schon 
vollendet war. Denn am 17. XI. 1869 fand die feierliche Eröff- 
nung des Suezkanals statt ^). 

Seit dem Jahre 1849 hatte sich L£SSEPS mit dem Suezkanal- 
projekte näher befaßt gehabt. 5 Jahre lang studierte er es eifrig, 
6 Jahre setzte er an die Vorbereitung des Planes in technischer, 
finanzieller, administrativer und politischer Beziehung, über 10 Jahre 
nahm die bauliche Ausführung des großen Werkes in Anspruch! 
Was er in diesen 20 Jahren im Dienste des menschlichen Kultur- 
fortschrittes erstrebt und errungen, hat Lesseps in schlichter, 
anspruchsloser Weise für alle Zeiten in seinen beiden umfang- 
reichen Werken über den Suezkanal, die wir als die authentischsten 
Quellen unserer Darstellung der Baugeschichte des Suezkanals 
vornehmlich zugrunde gelegt haben, aufgezeichnet^). 

1) Durch diese Bestimmungen des Art. 16 wurde Art. 73 der Gesell- 
schaftsstatuten wesentlich abgeändert. 

2) Abgedruckt bei Nobadounghian III 242 ff.; Voisin I 268; Lesseps 
LJD. V 265; Roirx I 490; de Clercq IX 108; Fbetoinet 124 f.; Staatsarchiv 
Bd. 42 S. 99; Martens^ XVIII 267 f., vgl. hierzu die interessante Notiz bei 
Rambaud Rev. des d. m. 1904 Bd. 19 S. 644 f. 

3) Vgl. hierüber Näheres bei VoisiN l 299 ff. Eingehende Beschreibung 
der Linienführung des Kanals siehe bei VoisiN IV 117 ff. und bei RouxII; 
kurze Beschreibung der Bauverhältnisse bei Oethalom 20 ff., 31 ff. ; vgl. 
ebendort Tafel IV. 

4) Das Verdienst Lesseps' um den menschlichen Eulturf ortschritt wird 
nicht geschmälert werden, selbst wenn die Prüfung der neuestens über die 
Geschichte des Suezkanals veröffentlichten Dokumente ergeben sollte, daß 
die Gründung der SEG. in ungesetzlicher Weise erfolgt ist. VgL hierzu den 
Aufsatz von L. Jolles nSuez** in «Eapitalanlage und Geldmarkt', Beilage 
zum ,Tag* vom 1. VI. 1912 Nr. 126; Fleisohmann im , Wörterbuch des 
deutschen Staats- und Verwaltungsrechts ", 2. Aufl. Tübingen 1918, Artikel 
„Suez-Eanal" S. 491 sowie den Artikel: „Eine Elage gegen die Suezkanal- 
Gesellschaft« in der „Eölnischen Zeitung« vom 30. IV. 1913 Nr. 496. 
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Hauptteil. 

Der Suezkanal im intematioiialeii Reclite. 



Erster Abschnitt. 

Die YorgescMchte und fintstehnngsgeschiclite des inter- 
nationalen Snezkanalrechts. 

§5. 
Die Yorsehlage Lesseps' zur Nentralisiemng des Suezkanals 

(1856, 1860/63). 

So war denn das große Kulturwerk trotz Englands Antikanal- 
politik glücklich zu Ende geführt worden. Man stand nun vor 
der offenen und bangen Frage, wie sich die Verhältnissejdes fertig- 
gestellten Kanals entwickeln würden. Würde der Durchgangsver- 
kehr sich, wie man kalkulierte, so entwickeln, daß für das an- 
gelegte ungeheuere Kapital eine angemessene Dividende abfiel? 
"Würde vor allen Dingen dieser Verkehr sich stets ungehindert 
vollziehen können, mit anderen Worten, würden die Mächte jeder- 
zeit die Hoheitsrechte des Territorialstaates, der ja aus sich selbst 
nicht in der Lage war, diese gegebenenfalls mit Nachdruck durch- 
zusetzen, respektieren ? Fernerhin welche Rückwirkungen auf den 
Verkehr im Suezkanal würde es haben, wenn der Territorialstaat 
in einen Krieg mit einer fremden Macht verwickelt werden würde? 
Diese Fragen von entscheidender Bedeutung für das Schicksal des 
Kanals harrten zur Zeit seiner Eröffnung noch ihrer Regelung. 

Von verschiedenen Seiten wurde in Anregung gebracht, die 
Mächte sollten den Kanal gemeinsam ankaufen, oder es solle, 
wenn dies auf zu große Schwierigkeiten stoße, eine von den Re- 
gierungen „gemeinsam konzessionierte*^ Universalgesellschaft, welche 
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mit großen Baukhäusern in Verbindung stände, den Kanal er- 
werben und die Regierungen sich verhältnismäßig zu einer Zins- 
garantie verpflichten. Auch tauchte das Gerücht auf, England 
betreibe eine Verständigung mit der Pforte und Aegypten, um mit 
beiden zusammen den Kanal zu übernehmen 0* 

Neben diesen mehr praktischen Lösungsversuchen der Suez- 
kanalfrage liefen solche rein rechtlicher Art einher. Die ersten 
greifbaren Versuche dieser Art reichen weit in die Zeit vor der 
Fertigstellung des Kanals zurück, und zwar rühren dieselben von 
Lesb£F8 her, der an einer völkerrechtlichen Sicherung des Werkes 
ja in erster Linie interessiert war. Bereits im Jahre 1866 hatte 
er der Friedenskonferenz in Paris verschiedene Vorschläge für die 
Neutralisierung des Kanals unterbreitet und dieselben in folgenden 
Punkten zusammengefaßt: 

1. Die Signatarmächte verbürgen die Neutralität des See- 
kanals von Suez für alle Zeiten; 

2. kein Fahrzeug soll jemals in dem Kanal oder 4 Meilen 
von den Einfahrten der beiden Meere ab genommen werden können ; 

3. keine fremde Truppe soll an den ufern des Kanals ver- 
halten dürfen, es sei denn, daß sie die Genehmigung der territo- 
rialen Regierung hat. 

Punkt 1 erläuterte dann Lbsseps in einem Schreiben vom 
29. in. 1866 an Kaiser Napoleon dahin, man möge dem Friedens- 
vertragstexte eine Klausel anfügen, „qui garantirait en tout temps 
pour la navigation, aux commer^ants de tous les pays, la libertä 
du passage et la neutralit^ du canal maritime** '). 

Die Vertreter Preußens, Frankreichs und Sardiniens warcm 
bereit, in Verhandlungen über diese Vorschläge einzutreten, jedodi 
kam es bei der entschieden ablehnenden Haltung des englische 
Gesandten Lord Clarendon nicht dazu '). 

Li der Folge wandte sich dann Lesseps im Jahre 1860 mit 
Vorschlägen an die Türkei und an die Vertreter der Großmächte *) 
und wiederholte seine Vorschläge im April 1863, als die Pforte, 
wie wir oben gesehen haben, u. a. die Neutralisierung des Kanals 

1) Näheres Qber diese Projekte vgl. bei Stephak 514 ff., der dort auch 
eine eigene Ansicht über die beste Lösung der Suezkanalfrage darlegt. 

2) Vgl. Rahbaud Rev. des d. m. 1904 Bd. 19 S. 649; Rossionol 178 f.; 
Lesseps LJB. I 860. 

3) YgL RossiGNOL 179; Camand 98. Ueber die Einwendungen Lord 
Glarendons siehe Näheres bei Voibin I 39 ff.; Gkünau 79, 80. 

4) VgL Lesseps LJD. DI 288 ff. 
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zur Bedingung der Genehmigung des ünternehmeUB machte. 
IiE60BP8 hatte diesmal seine Vorschläge genauer dahin gefaßt: 

1. Man sollte die vollständige Neutralität des großen See- 
kanals von Suez nach Port-Said und die Freiheit der Durchfahrt 
für jedes Handelsschiff, welcher Nationalität es auch sei, nach 
Zahlung der Abgaben, welche fär alle gleich sein würden, zu jeder 
Zeit, selbst in Kriegszeiten, aussprechen. 

Diese Neutralität ist bereits im Prinzip in Art. 14 der durch 
den Vizekönig von Aegypten gegebenen Konzessionsakte feierlich 
zugesagt (consacr^e); aber da diese Akte nur den Yizekönig und 
die Qesellschaft verpflichtet, würde es nötig sein, sie zum Gegen- 
stände einer Vereinbarung zwischen den Mächten zu machen. 

2. Es sollte der Gesellschaft formlich verboten werden, irgend 
ein Verteidigungswerk oder eine Befestigung anzulegen, weder an 
der Einfahrt, noch längs den üfem des Kanals, noch auf den 
Gebieten, deren Nutzung sie auf der Landenge besitzt. Nicht 
minder sollte sie auch keine Ansiedlungen von Kolonisten gründen 
dürfen, welche nicht der lokalen Regierung unterworfen wären. 

3. Die den Kanal durchfahrenden Schiffe sollten keine Trup- 
pen auf der Landenge landen dürfen, es sei denn bei Krankheiten, 
Havarien und Finsternis; auch unter dieser Voraussetzung müßte 
es der Erlangung der Erlaubnis des Vizekönigs bedürfen, welche 
Erlaubnis übrigens auf die eben bezeichneten zufalligen Ereignisse 
beschränkt bleiben müßte ^). 

Diese Vorschläge ließen zwar noch manche Frage offen, hät- 
ten aber immerhin schon als brauchbare Unterlage fttr Verhand- 
lungen zwischen den Mächten dienen können; jedoch kam es 
weder 1860 noch 1863 infolge der damals herrschenden politischen 
Schwierigkeiten dazu. 

§ 6. 
Die ^Wflnsehe^ des ^Gongrbs eommerclal et Intematioiial du 

Caire« (1869). 

Ein weiterer Anstoß zur Lösung der Suezkanalfrage wurde 
dann kurz vor der Eröffnung des Kanals von anderer Seite her unter- 
nommen. Auf eine Einladung des Khedive hin, der auch schon 
früher bei Gelegenheit einer Europareise im Stillen Vereinbarungen 
über die Neutralisierung des Kanals zu treffen versucht hatte ^), 

1) Diese Vorschläge sind abgedruckt bei Lesseps LJD. IV 303. 

2) Vgl. Gbünau 113. 
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trat Anfang November 1869 in Kairo eine von Vertretern der 
verschiedensten Nationen beschickte Versammlung als „Congr^ 
commercial et international du Caire*^ zusammen, um neben hau* 
delspolitischen und verkehrsgeschäftlichen auch einige mit der Be* 
nutzung des Kanals zusammenhängende Fragen zu erörtern. Dieser 
Kongreß tagte in 6 Sitzungen und faßte in seiner Schlußsitzung 
vom 12. XI. das Ergebnis seiner Beratungen in 14 Artikeln zu- 
sammen, unter welchen sich folgende auf den Suezkanal bezügliche 
„Wünsche** finden: 

Art. 1. Es wäre zu wünschen, daß entsprechend einer von 
der gegenwärtigen ägyptischen Regierung gemachten Erklärung 
jegliche den Kanal passierende Handelsware frei von jeglicher 
Durchgangs- oder jeder anderen derartigen Abgabe sei. 

Art. 2. Es erscheint wünschenswert, daß die Neutralität de& 
Kanals von allen Mächten anerkannt und gewährleistet wird. 

Art. 3. Es besteht das größte Interesse, Aenderungen und 
Reformen in dem internationalen Seerechte für Kriegszeiten her- 
beizuführen und zwar dahingehend, daß die Unverletzlichkeit aller 
Privatgüter, mit Ausnahme der als Kontrebande erklärten Artikel, 
anerkannt wird, unter welcher Flagge diese Güter sich auch im- 
mer befinden mögen; die Mächte würden gleichzeitig zu erklären 
haben, daß die Blockade immer auf befestigte Plätze beschränkt 
sein soll. 

Art. 6. Die Einheit des Schiffstonnenmaßes sollte sobald als 
möglich eingeführt werden, ebenso die Annahme des metrischen 
Systems durch Aegypten *). 

Bei diesen „Wünschen** blieb es bis auf weiteres; eine Ge- 
währleistung der Neutralität des Suezkanals durch einen inter- 
nationalen Vertrag fand noch nicht statt. 

§7. 
Die Suezkanalfrage während des deutseh-fi'anzöslsehen Krieges 

(1870/71). 

Es bestand vorab also nur die einseitige feierliche Erklärung 
des Vizekönigs von Aegypten in Art. 14 der KonzessionssLkte vom 



1) Vgl. Rolin-Jaequemynb RDJ. II 316 f.; femer Stephan 518 f.; der- 
selbe in , Unsere Zeit* 1870 S. 118 f. Da« in der Schrift von Voss-Hassebt 
zitierte Werk: J. Chables-Roux „Congr^s international de Caire. Inaugpi- 
ration du Canal de Suez, Paris 1869', welches jedenfalls noch näheres Mate- 
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5. L 1856, daß der Kanal für alle Zeiten den „Handelsschiffen'' 
als neutrale Durchfahrt offen stehe (siehe Anhang). Diese Er- 
klärung des Territorialherrn entbehrte zwar der völkerrechtlichen 
Garantie, so daß ihr praktischer Wert lediglich vom guten Willen 
der Territorialgewalt abhing, jedoch war dieselbe von großer Be- 
deutung insofern, als sie einen authentischen Verzicht des Ufer- 
staates auf sein hoheitliches Recht in sich schloß, den Kanal aus- 
schließlich in seinem eigenen Interesse auszunützen, oder sein 
Hoheitsrecht in Form von Durchfahrtszöllen zur Geltung zu 
bringen. Die Nichterwähnung von „Kriegsschiffen" in der bezeich- 
neten Erklärung hatte wohl nur den Zweck, dem Yizekönig die 
Entscheidung über Zulassung oder Nichtzulassung solcher von f^all 
zu Fall vorzubehalten. In Wirklichkeit aber gab die ägyptische 
Regierung schon aus materiellen Rücksichten der obigen Erklärung 
eine weitherzige Auslegung, indem sie Kriegsschiffe nicht nur in 
Friedenszeiten, sondern auch während des kurz nach der Eröff- 
nung des Kanals ausbrechenden deutsch-französischen Krieges un- 
behindert ein- und auspassieren Ueß, und zwar auch die Kriegs- 
schiffe der Belligerenten. Ein Protest hiergegen erfolgte weder 
von Seiten einer der kriegführenden Parteien, noch auch von un- 
beteiligter dritter Seite. Die Belligerenten enthielten sich aller- 
dings auch jeglicher kriegerischer Handlungen innerhalb des Kanals 
und beeinträchtigten den Handelsverkehr auf demselben in keiner 
Weise *). 

Trotzdem konnte es natürlich nicht ausbleiben, daß über die 
völkerrechtliche Regelung der Suezkanalfrage in der euit)päischen 
Presse sowohl, wie in den Parlamenten einzelner Staaten lebhaft 
debattiert wurde*). 

Auch die Doktrin nahm Anlaß, das Problem zu erörtern und 
insbesondere das entgegenkommende Verhalten des Territorial- 
staates den Kriegsschiffen der Belligerenten gegenüber einer Kritik 
zu unterziehen. Die einen stellten sich auf den Standpunkt, das 
Verhalten Aegyptens sei mit den allgemein verbreiteten An- 
schauungen über die Pflichten der Neutralen unvereinbar *) : Neu- 



rial über diesen Kongreß enthält, war auch durch Vermittlung des , Auskunfts- 
büros der deutschen Bibliotheken" in Berlin nicht erhältlich. 

1) Vgl. ROSSIGNOL 170. 

2) Vgl. hierüber Näheres bei Vüisin III 159 ff., 161 ff. 

3) So Renault RDJ. XIV 574 f.; Martbns ebendort 398; vgl. dazu auch 
RossiGNOL 180; Gamand 94. 
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trales G-ebiet dürfe weder zur Operationsbasis gemacht, noch auch 
nur als Durchmarschgebiet benutzt werden; geschehe dies aber 
dennoch von selten eines Belligerenten, so müßten die Truppen 
entwaffnet und interniert werden. Die anderen führten dagegen 
aus, das Verhalten Aegyptens in YorH^endem Falle sei keines- 
wegs als völkerrechtswidrig zu betrachten. Denn die neutralen 
Nationen könnten innerhalb von Meerengen oder der von ihnen 
beherrschten Küstengewässer die Belligerenten zwar daran hindern, 
kriegerische Handlungen yorzunehmen, dagegen sei es nicht zu- 
lässig, Kriegsschiffen von Belligerenten die ruhige Durchfahrt 
durch Gewässer, die nach Völkerrecht neutral sind, zu verweigern '). 
Auf den Standpunkt der letzteren stellte sich einige Zeit 
später, nämlich im Jahre 1873, die nach Konstantinopel einbe- 
rufene „commission internationale pour le tonnage**. 

§8. 

Die 5|Commi8sion internationale pour le tonnage^ in Konstanti- 
nopel (1873). 

Den Anstoß zur Berufung der commission internationale pour 
le tonnage gab ein zwischen der SKG. und den Rhedem über 
die Taxenfrage ausgebrochener Streit. 

Der SKG. war in Art. 17 der Konzessionsakte vom 5. I. 
1866 die Befugnis erteilt worden, für die Benutzung des Kanals 
Gebühren festzusetzen^), die nach dem Tonnengehalt der Schiffe 
(par tonneau de capacit^ des navires) berechnet werden sollten; 
alle Flaggen sollten hierbei gleichmäßig behandelt werden und 
der Gebührensatz ein Höchstmaß von 10 Pr. für die Tonne nicht 
übersteigen. Eine nähere Anweisung darüber, wie der Tonnen- 
gehalt festzustellen wäre, enthielt die KonzessionssLkte nicht. In 
Gemäßheit ihrer Befugnis hatte daher die Gesellschaft in Art. 11 
Abs. 2 ihrer Betriebsordnung vom 17. VIII. 1869 bestimmt, „daß 
der Tonnengehalt bis zu einer Neuordnung nach den amt- 
lichen Bordpapieren festgestellt werde'). 

Einen Anlaß zu dieser vorgesehenen Neuordnung gab der 



1) Diese Ansicht vertrat vor allein Teavers Twiss, vgl. RDJ. VII 698 
und XrV 574; vgL auch Rossignol 180 f. 

2) Vgl. im Gegensatz hierzu Artikel 6 der Konzession vom 90. XI. 1854 
im Anhang. 

3) Vgl. VoiSiN II 59; Roux II 11 f.; Rossionol 82. 
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Gesellschaft das über Erwarten schlechte Ergebnis der beiden 
ersten Betriebsjahre; statt des auf 3 Millionen Tonneu veran- 
schlagten jährlichen Durchgangsverkehrs ^) passierten im ersten 
Betriebsjahre, 1870, nur 486 Schiffe mit 436 609 Netto-Tonnen- 
gehalt und im zweiten 765 Schiffe mit 761467 Netto-Tonnenge- 
halt den Kanal '}. Unter diesen Umständen deckten die Einnahmen 
kaum die Betriebsunkosten ; von Verteilung einer Dividende konnte 
keine Rede sein. 

So sann man auf Mittel und Wege, wie man die Einnahmen 
erhöhen könnte, ohne über die in der Konzession abgegrenzten 
Befugnisse hinauszugreifen. Unter Berufung auf Art. 17 der 
Akte, der eine gleichmäßige Behandlung aller Flaggen forderte, 
legte man nun dai*, daß infolge der Verschiedenheit der metrischen 
Systeme in den einzelnen Ländern ^) die Berechnung des Tonnen- 
gehaltes der Schiffe verschiedene Ergebnisse zeitige und so die 
amtlichen Angaben in den Bordbüchern keinen einheitlichen Maß- 
stab für die Berechnung der Kanalgebühren abgäben. Um diese 
Ungleichheit zu beseitigen, sei es nötig, ein einheitliches System 
für die Berechnung des Tonnengehaltes einzuführen. 

Der Aufsichtsrat der Gesellschaft bestimmte demgemäß unterm 
4. III. 1872, daß bei Berechnung des Tonnengehaltes künftighin 
das System Moorsom, welches in England bereits im Jahre 1864 
(durch die merchant shipping act, vgl. VoisiN II 41 ff.) eingeführt 
worden war, und das auch Frankreich anzunehmen im Begriffe 
stand (eingeführt am 24. XII. 1872) zugrunde gelegt werden 
solle, jedoch mit der Maßgabe, daß der volle nutzbare Raum der 
Schiffe die Grundlage für die Berechnung der Kanalgebühren bil- 
den solle*). 

1) Vgl. Lesseps I 23, 209 fF.; Lesseps selbst hatte den jährlichen Durch- 
gangsverkehr 'sogar auf 6 Millionen Tonnen veranschlagt gehabt. 

2) Vgl. die Tabellen bei Voss-Hassert 28, 33; Camand 4; Rossignol 
80; Roüx II Iff. ; Oethalom 70; Trietsoh 154. 

3) Genaue Einzelheiten über diese Systeme siehe bei VoisiN II 21 fF. ; 
vgl. auch Roux II 6 ff. 

4) Vgl. VoisiN II 51; Rossignol 88ff. ; Oethalom 54 ff. 

Nach dem System Moorsom versteht man unter „Brutto-Tonnengehalt" 
eines Dampfers die Teilzahl, die man erhält, wenn man den Kubikinhalt des 
Schiffes — d. h, den völlig leeren Schiffsraum — durch den feststehenden 
Divisor 2,88 teilt ; hierdurch erhält man den überhaupt nutzbaren Raum des 
Schiffes. Den „Netto- Tonnengehalt " berechnet man, indem man von diesem 
Brutto-Tonnengehalt den von den Maschinen und Zubehör sowie von der übrigen 
Schiffsausrüstung eingenommenen Raum abzieht; dieser Netto-Tonnengehalt 

Dedreax, Der Saezkanal. 3 
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Durch diese Maßregel hoben sich die Einnahmen aus den 
Kanalgebühren um 40—60%; es erhoben sich aber auch die 
Stimmen der Reeder, die behaupteten, das Vorgehen der Gesell- 
schaft verstoße gegen die Bestimmung des Art. 17 der Konzession, 
der nur einen Höchstsatz von 10 Fr, „par tonneau de capacit^** 
zulasse. 

Der Streit drehte sich also um die Auslegung dieser Worte. 

Gegen die Auslegung der Gesellschaft, die den vollen nutz- 
baren Schiffsraum darunter verstanden »bissen wollte, gingen die 
einen auf rechtlichem^), die andern auf diplomatischem Wege 
vor. Letztere ließen durch die diplomatischen Vertreter ihrer 
Länder in Konstantinopel eine Stellungnahme der Pforte in der 
Angelegenheit anregen *). 

Die Pforte erklärte, sie habe bei der Ratifikation der Kon- 
zession die Worte ^tonneau de capacit^*^ in Art. 17 lediglich in 
einem absoluten Sinne verstanden, also nicht die Angaben in den 
Bordbüchern der einzelnen Staaten im Auge gehabt. Zur Be- 
hebung der bestehenden Uneinigkeit erscheine es am zweckdien- 
lichsten, bei Feststellung des Tonnengehaltes ein einheitliches 
System zugrunde zu legen, mit Hilfe dessen man mit dem größten 
Anscheine von Richtigkeit den nutzbaren Fassungsraum der 
Schiffe berechnen könne; diese Gewähr biete aber am ehesten 
unter den bestehenden Systemen dasjenige von Moorsom. Sollten 
dagegen die Mächte und die SKG. anderer Ansicht sein, so müsse 
die Frage einer internationalen Kommission zur Prüfung und Be- 
gutachtung vorgelegt werden *). 

Auf Einladung der Pforte trat dann am 6. X. 1873 in 
Konstantinopel die „commission internationale pour le tonnage" 
zusammen, um über die Streitfrage zu beraten. Das Deutsche 
Reich, Oesterreich-Ungarn, Belgien, Frankreich, Spanien, Groß- 



ist also erheblich niedriger als der wirklich nutzbare Raum des Schiffes. Vgl. 
hierzu VoisiN II 41 ff., 75 ff.; Roux II 9 ff.; Gelbbuch 1875 S. 13 ff.; Ros- 
SIGNOL 83 f. 

1) So die „Gompagnie des Messageries maritimes", üeber die hieraus 
sich ergebenden interessanten rechtlichen Fragen vgl. Rossignol 86 ff. und 
das Urteil des Apellhofs in Paris, abgedruckt Gelbbuch 1875 S. 37ff. ; vgl. 
auch Roux II 18 f., 458 ; VoisiN II 84 f., 103 f. 

2) Vgl. Gelbbuch 1875 S. 50 ff. 

8) Vgl. den Brief des Großwesirs an den Ehedive von Aegypten bei 
VoisiK II 118 ff. und Gelbbuch 1875 S. 67 f. ; Auszug aus demselben eben- 
dort S. 65, 70 ff. und bei Rossignol 90; Roux II 15 f. 
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britannien, Griechenland, Italien, die Niederiaude, Rußland, 
Schweden-Norwegen und die Türkei hatten Vertreter entsandt. 

In 21 Sitzungen verhandelte die Kommission bis zum 18. XII. 
1873 eingehend über die Art und Weise der Berechnung des 
Tonnengehaltes der Schiffe sowie über die Taxenfrage ^) und faßte 
das Ergebnis ihrer Beratungen in einem „Rapport final resumant 
les travaux de la commission internationale pour le tonnage^ zu- 
sammen *). 

In dem Abschnitte „Disposition commune ä tous les navires*^ 
hatte die Kommission unter Ziffer 6 bestimmt : „Die Kriegsschiffe, 
die Fahrzeuge, welche zum Truppentransport erbaut oder mit 
solchem befrachtet sind, und die Boote im Schlepptau sollen von 
jeglicher Uebertaxe befreit sein" '). 

Hiermit wurde gleichzeitig zum Ausdruck gebracht, daß Kriegs- 
schiffen und Truppentransportschiffen die Durchfahrt durch den 
Kanal jederzeit freistehen solle. Die auf der Konferenz vertretenen 
Mächte billigten hiermit stillschweigend auch das Verhalten der 
Türkei während des deutsch-französischen Krieges den Kriegs- 
schiffen der Belligerenten gegenüber *). 

§ 9. 

Der Notenwechsel Derby- Gor tschakoff während des russisch- 

tflrkischen Krieges (1877/78). 

Die Frage der Neutralisierung des Kanals war auf der Kon- 
stantinopeler Konferenz nicht erörtert worden. Der Verhand- 



1) Vgl. die Instruktionen der Eommissionsmitglieder durch ihre Re- 
gierungen bei VoisiN II 127 flF. Der Bericht über die Verhandlung der Kom- 
mission findet sich ebendort 143 ff. und Gelbbuch 1875 S. 120 ff. 

In Verfolg dei: Beschlüsse der „commission internationale pour te ton- 
nage** erließ für das Deutsche Reich der Bundesrat « Vorschriften betreffend 
die Vermessung der Schiffe für die Fahrt durch den Suezkanal', vgl. Gen- 
tralblatt für das Deutsche Reich 1874 S. 282 ff.; 1879 S. 288 ff.; 1888 S. 953 ff.; 
1895 S. 96 ff.; 1906 S. 564 ff*.; 1908 S. 156 ff. Die Rechtsverbindlichkeit dieser 
Bundesratsverordnungen ist zum Teil bestritten; vgl. hierüber Lab and 246 f. 
und P. ScHOEX »Die Verordnungen** in „Handbuch der Politik* Erster Band 
S. 295 und die dort angezogene Literatur. 

2) Abgedruckt bei Noradoünghian III 351 ff'.; Voisin II 205 ff. 

3) Vgl. Nokadoünohian IH 359; Voisin II 216; Gelbbuch 1875 S.129; 
Roux II 24. 

4) Vgl. Travebs Twiss im Annuaire HI/IV T. I 124 f. und RDJ. XIV 
573 f.; RossiGNOL 182; Camand 96. 

3* 
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lungsgegenstand der Konferenz hätte zwar Anknüpfungspunkte 
hierzu geboten, jedoch wären solche Beratungen weit über den 
Rahmen des Programms und der Zuständigkeit der Konferenz 
hinausgegangen. Zudem hatten die Verhältnisse bis zum Jahre 
1873 die Mächte noch nicht dazu gedrängt, den Verkehr auf dem 
Kanal durch eine internationale Vereinbarung für alle Zeiten 
sicher zu stellen. 

Die Notwendigkeit einer solchen Sicherstellung des Kanal- 
verkehrs trat aber in greifbare Nähe, als die Türkei im Jahre 1877 
in einen Krieg mit Bußland verwickelt wurde. In diesen Krieg 
wurde auch Aegypten als Vasallenstaat der Türkei, welcher Trup- 
pen und sonstige Hilfsmittel zu stellen verpflichtet war, hineinge- 
zogen, und es lag somit die Gefahr vor, daß durch eine Blockade 
des Suezkanals von Seiten Rußlands der Verkehr auf demselben 
gänzlich lahmgelegt werden würde. Ohne Zweifel wäre Rußland 
berechtigt gewesen, den Kanal zu blockieren und jedes neutrale 
Schiff, welches diese Blockade zu durchbrechen versucht hätte, 
wegzunehmen, wie es ebenso berechtigt gewesen wäre, die Anlagen 
und Gebäulichkeiten der SKG. zu besetzen, wenn die Gegenpartei 
versucht hätte, diese für die Zwecke der Kriegführung in irgend- 
einer Weise zu benutzen^). 

Die Aktionäre der SKG., unter ihnen in erster Linie England, 
welches durch den Ankauf der 176 602 Aktien des Khedive im 
Jahre 1875 beinahe die Hälfte der Aktien auf sich vereinigt 
hatte ^), befürchteten daher mit Recht für den Besitzstand der Ge- 



1) Vgl. Travebs Twiss RDJ. VII 689 und XIV 575 ; derselbe Annuaire 
III/IV T. I 335; Büstamantb RDJ. XXVII 235; Calvo I 5Q8; Martens II 
253 und Annuaire III/IV T. I 331 f.; Camand 99 f.; Rossionol 166 flf.; L. 
Renault in der Pariser Zeitung „La Loi* 1882 Nr. 193, 195; vgl. auch Ret- 
tich 182. 

2) Am 25. XI. 1875 kaufte der englische Minister Lord Beaconsfield fQr * 
England ohne vorherige Zustimmung der Kammern vom Khediven Ismail die 
176602 Aktien der SKG. zum Spottpreise von 107 Millionen Fr. — die Summe 
entspricht einem Kurse von rund 600 pro Aktie, während im Jahre 1875 die 
Aktien der SKG. durchschnittlich zum Kurse von 674 gehandelt wurden, vgl. 
die Kurstabelle bei Voss-Hassert 18. Nach Angabe Fretcinbts waren die 
Aktien im Jahre 1905 das Achtfache wert! — Der französische Minister des 
Auswärtigen Decazes, welchem der Khedive die Aktien vorher angeboten, 
batte unbegreiflich erweise das Angebot ausgeschlagen und zwar angeblich, 
weil die Kammer, deren Zustimmung zu dem Kaufe er hätt« einholen müssen, 
nicht versammelt war! Vgl. Näheres bei VoiSiN II 287 ff.; Roüx II 28 ff., 
34 ff.; Gelbbuch 1875 S. 203 ff.; Cocheris 73 ff.; Fretcinet 151; Rossionol 
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Seilschaft und die Einkünfte aus den Kanalgebühren. Anfang Mai 
1877 begab sich Lesseps nach London, wo er verschiedene Unter- 
redungen mit Lord Derby hatte. England richtete daraufhin in 
seiner Eigenschaft als Aktionär an die Generalversammlung der 
SKGr. eine Note folgenden Inhalts : „Jeglicher Versuch, den Kanal 
oder seine Zugänge durch irgendein Mittel zu blockieren oder zu 
behindern, würde durch die Regierung Sr. Maj. als eine Drohung 
für Indien und als eine schwere Schädigung des Welthandels an- 
gesehen werden. Im Hinblick auf diese beiden Gesichtspunkte 
würde jeder derartige Akt, den, wie die Regierung Sr. Maj. hofft, 
und annimmt, keiner der beiden Belligeren ten wird begehen wollen, 
unvereinbar sein mit der Aufrechthaltung eines passiv-neutralen 
Verhaltens durch die Regierung Sr. Maj.*)." 

Eine gleichlautende Erklärung wurde am 6. V. 1877 dem rus- 
sischen Gesandten in London, Grafen Schuwaloff, übermittelt, 
woraufhin der russische Minister des Auswärtigen Fürst Gortscha- 
koff unterm 18. V. antwortete: „Das kaiserliche Kabinett be- 
absichtigt weder, den Suezkanal zu blockieren, noch die Schiffahrt 
auf diesem Kanal zu unterbrechen oder irgendwie zu bedrohen. 
Es betrachtet den Kanal als ein internationales Werk, an welchem 
der ganze Welthandel interessiert ist, und welches jeglichem An- 
griffe entrückt bleiben muß"-). 

Wenn Rußland so auf ein ihm zweifellos zustehendes Kriegs- 
recht freiwillig Verzicht leistete, so geschah dies jedenfalls ledige 
lieh aus politischen Rücksichten: durch eine Blockade des Suez- 
kanals würde es seinen Gegner, die Türkei, kaum geschädigt, 
vielmehr nur Reibungsflächen mit den am Kanal interessierten 
Mächten, insbesondere England, sich geschaffen haben, zum an- 
dern aber spielte Aegypten für Rußlands Politik gegenüber der 
Türkei nur eine untergeordnete Rolle, da der Schwerpunkt dieser 
seiner Politik auf dem Balkan lag *). 

100 ff.; Voss-Hassert 17 ff.; Rambaud Rev. des d. m. 1904 Bd. 19 S. 648; 
SciiUMACHEE 469 f. ; vgl. auch die Kritik der Schrift von Ch. Lesage «L'achat 
des actions de Suez« Paris 1906 in der RGDJP. XIV (1907) S. 194. 

1) Vgl. die Note bei Voisin III 175 f.; TßAVF.RS Twiss Annuaire III/IV 
T. 1 112 f. 

2) Vgl. diese Note bei Voisin III 171 ff., 173 ff.; Travers Twiss An- 
nuaire llI/lV T. I 126 und RDJ. XIV 575; d'Avril Revue d'histoire diplom. 
1888 S. 22; Camand 100 f.; Rossignol 166 f.; Roüx II 36; Asser RDJ. XX 
530 f. 

3) Vgl. Darcy RGDJP. 1904 (XI) S. 631. 
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Die Würfel wären jedenfalls anders gefallen, wenn Frankreich 
oder gar England, für welche Aegypten im Brennpunkte des po- 
litischen Interesses stand, der Gegner der Türkei gewesen wäre. 
Die Konsequenzen, welche sich aus einer solchen Lage für den 
Welthandelsverkehr auf dem Suezkanal ergeben hätten, waren 
unabsehbar und es mußte die ernste Sorge der europäischen Diplo- 
matie sein, einem solchen Falle durch eine internationale Regelung 
der Frage zuvorzukommen. 

§ 10. 
Die Beschlflsse des ^Institnt de droit international^ (1878/79). 

Der russisch- türkische Krieg hatte zwar keine Störung des 
Schififahrtsverkehrs auf dem Suezkanal zur Folge gehabt, jedoch 
das Prekäre des bisherigen rein faktischen Zustandes und die 
Notwendigkeit einer völkerrechtlichen Regelung scharf zutage 
treten lassen. 

In dieser Erkenntnis beschloß das „Institut de droit inter- 
national" in seiner Sitzung vom 13. IX. 1877, die Frage der 
völkerrechtlichen Regelung der Suezkanalverhältnisse zur Er- 
örterung zu stellen und ein Gutachten über die beste Art und 
Weise einer solchen Regelung durch eine Studienkommission aus- 
arbeiten zu lassen^). 

Zum Berichterstatter wurde der bekannte Rechtsgelehrte 
Travers Twiss bestimmt, welcher auch eine diesbezügliche Denk- 
schrift ausarbeitete und den Mitgliedern des Instituts zur Begut- 
achtung und Stellungnahme unterbreitete*). 

In dieser Denkschrift stellte Travers Twiss unter Bezugnahme 
auf die Regelung der Panamakanalverhältnisse durch den Clayton- 
Bulwer- Vertrag vom 19. IV. 1850 die Forderung, daß die See- 
mächte Europas zu einem gemeinsamen schriftlichen Abkommen 
hinsichtlich des Suezkanals gelangen müßten, durch welches der- 
selbe dem Kriegsrechte völlig entzogen und der Schiffahrt aller 
Nationen in Kriegs- und Friedenszeiten offen gehalten werde ; nur 
im Falle die Pforte in einem Kriege verwickelt sei, solle den 
Schiffen des Gegners die Durchfahrt durch den Kanal verwehrt 
sein. Im Interesse aller Nationen müsse verhindert werden, daß 
irgend eine Macht aus irgendeiner Veranlassung der Türkei den 

1) Vgl. den Beschluß im Annuaire 11 147. 

2) Der , Rapport« ist abgedruckt Annuaire III/IV T. I 111 ff. 
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« 

Krieg erkläre und unter dem Vorwande des Hechts der Krieg- 
führung sich des besten Verbindungsweges zwischen Europa und 
dem äußersten Osten bemächtige^). 

Bei der Besprechung dieses Berichtes in der Plenarsitzung 
des Institutes vom 4. IX. 1878 brachte Rivier einen Brief 
Blüntschlis zur Kenntnis der Versammlung, in welchem dieser 
zu dem Gutachten von Tbavebs Twiss Stellung nahm. „Be- 
züglich des Suezkanals '^j schrieb Bluntschli, „wünschte ich nur, 
daß auch eine ergänzende Bestimmung für den Fall aufgenommen 
werde, daß Aegypten bzw. die Türkei selber Kriegspartei oder 
Alliierter einer Kriegspartei ist. 

In diesem Falle sogar sollte m. E. die Schiffahrt selbst für 
Handelsschiffe der feindlichen Nation vor jeder Wegnahme ge- 
sichert und nur gestattet werden, den Kriegs* und Truppentrans- 
portschiffen des Feindes die Durchfahrt zu untersagen** -). 

Da in dem Gutachten von Tbavebs Twiss, ganz abgesehen 
davon, daß es noch manch heikle Frage bezüglich des Suezkanals 
unberührt ließ, das Ergebnis der völkerrechtlichen Untersuchung 
nicht in kurzen Sätzen, welche das Institut zu Beschlüssen hätte 
erheben können, zusammengefaßt war, so wurde auf Vorschlag 
des Vorsitzenden de Parieu zu diesem Zwecke eine Kommission von 
sieben Mitgliedern bestellt (und zwar außer dem Berichterstatter 
Tbavebs Twiss noch Bulmebincq, Field, Lakda, Mabtens, 
Clunet und Renault). Diese Kommission schlug am 5. IX. 1878 
folgende Fassung zur Tagesordnung vor, welche die Billigung des 
Plenums fand: 

„Im Interesse aller Nationen steht es zu wünschen, daß die 
Schiffahrt auf dem Suezkanal durch einen internationalen Vertrag 
jeglicher feindlichen Handlung während des Krieges entrückt wird. 

Da die Einzelheiten eines solchen Vertrages ein vertieftes 
Studium erfordern, glaubt die Kommission, sie bis zur nächsten 
Sitzungsperiode des Instituts vertagen zu müssen ^).^ 

Tbavebs Twiss arbeitete daraufhin eine neue Denkschrift 
aus *), welche den Mitgliedern des Instituts rechtzeitig zur Kenntnis 
und Stellungnahme übersandt und in der Plenarsitzung vom 2. IX. 
1879 zum Gegenstande der Beratung gemacht wurde. 

1) Vgl. Annuaire a. a. 0. 120, 123, 126. 

2) Vgl. Annuaire III/IV T. I 127; RDJ. X 381. 

3) Vgl. Annuaire III/IV T. I 128; RDJ. X 381. 

4) Abgedruckt Annuaire III/IV T. I 329 ff. 
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In dieser Denkschrift hatte u. a. ein Briefwechsel zwischen 
Härtens und Twiss AufnaWe gefunden, in welchem die beiden 
Eechtsgelehrten ihre Ansichten über die beste Lösung des Suez- 
kanalproblems in sehr interessanten und bemerkenswerten Ausfüh- 
rungen darlegten ^). 

Nach längeren Beratungen, hauptsächlich darüber, ob man 
eine „Neutralisation" oder eine „Protektion" des Suezkanals den 
europäischen Mächten anempfehlen solle, verwies das Plenum die 
Sache zwecks Formulierung einer bestimmten Kesolution an eine 
Kommission, welche in der Sitzung vom 4. IX. 1879 folgende 
Sätze zur Annahme vorschlug: 

1. „Es liegt im allgemeinen Interesse aller Nationen, daß die 
Erhaltung und Benutzung des Suezkanals für die Verbindungen 
jedweder Art baldmöglichst durch das konventionelle Völkerrecht 
geschützt werde. 

2. Zu diesem Zwecke ist es zu wünschen, daß die Staaten 
sich baldmöglichst zur Verhinderung jeglicher Maßnahmen zu- 
sammenschließen, durch welche der Kanal und seine Anhängsel 
beschädigt oder gefährdet werden könnten, selbst in Kriegszeiten. 

3. Wenn eine Macht die Arbeiten der allgemeinen SKG. be- 
schädigt hat, so soll sie ganz von Rechts wegen gehalten sein, den 
verursachten Schaden so rasch als möglich wieder gutzumachen 
und die volle Schiffahrtsfreiheit des Kanals wieder herzustellen"-). 

Bei der Abstimmung über diese Sätze ergab sich zwar Ein- 
stimmigkeit, auch Mabtens stimmte im Prinzip zu, jedoch erklärte 
er ausdrücklich, daß nach seiner Ansicht die einzig wirksame 
Maßregel die Neutralisierung des Kanals sein würde ^). 

Das „Institut de droit international^ beschränkte sich also 
darauf, die ungehinderte Benutzung des Suezkanals und seiner 
Anhängsel auch in Kriegszeiten zu fordern und eine Ersatzpäicht 
der Mächte für etwaige Beschädigungen des Kanals aufzustellen. 
Es war sich der Unzulänglichkeit dieser Beschlußfassung sehr 
wohl bewußt, jedoch stellte, wie Professor Holland in der Ver- 
sammlung bemerkte, die Resolution sich „comme le maximum de 



1) Vgl. die beiden Briefe im Annuaire III/IV T. I 329 ff. und 334 ff. 

2) Vgl. Annuaire III/IV T. I 849 ; RD J. XII 100 f. ; Foüknier de Flaix 
102, 103; Maätens II 253 f.; Holtzendorff H. II 389; Rettich 183; vgl. 
auch BüSTAMANTE RDJ. XXVII 228 f. 

3) Vgl. Annuaire III/IV T. I 350; Mabtens RDJ. XIV 398 f.; RDJ. 
XII 100. 
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ce qui peut etre accord6" dar. „Die Meinungsverschiedenheiten 
unter den Mitgliedern waren zu groß und die Interessenkonflikte 
zu heträchtlich, als daß es möglich erschienen wäre, zu dem Ziele 
zu gelangen, welches man eigentlich hätte erreichen müssen"^). 

§ 11. 

Das „protoeole de d^sint^ressement^ yom 22. YII« 1882; das 

Festsetzen Englands in Aegypten. 

Die Ereignisse des Jahres 1882 warfen auf die Verhältnisse 
in Aegypten ein grelles Schlaglicht und wiesen die europäischen 
Mächte nachdrücklich darauf hin, daß die Suezkanalfrage noch 
immer ihrer Lösung harrte. 

Ein näheres Eingehen in die inneren Ursachen und äußeren 
Einflüsse, welche schließlich zu diesen Ereignissen geführt haben, 
würde über den Eahmen unserer Aufgabe weit hinausgreifen. Wir 
beschränken uns darauf, die zum Verständnisse der späteren Ent- 
wicklung der ägyptischen Verhältnisse notwendigen Tatsachen an- 
zugeben, und verweisen im übrigen zur Ergänzung unserer Aus- 
führungen über die Unruhen des Jahres 1882 auf die eingehende 
und treffliche Darstellung bei Grünau ^) . 

Die Mißwirtschaft in den ägyptischen Finanzen, welche haupt- 
sächlich durch die verfehlten Spekulationen und die maßlose Ver- 
schwendungssucht des Khediven Ismail hervorgerufen worden war, 

1) Aeußerung Bluntschlis in der Versammlung, vgl. Annuaire III/IV 
T. I 349 f. 

2) Vgl. a. a. 0. 132 fiF. Grünau hat einen gründlichen Kenner und vor- 
urteilsfreien Beurteiler der damaligen ägyptischen Verhältnisse zum Gewährs- 
mann, nämlich das ehemalige Mitglied des internationalen Gerichtshofes in 
Kairo P. van Bemmelen (auch bekannt unter dem Pseudonym Boutros-Pa- 
scha, vgl. ÜLLMANN 233 Anm. 1). Die bei Gbünau gegebenen Darlegungen 
finden einen wertvollen Beleg in den lehrreichen Ausführungen von Här- 
tens RDJ. XIV 366 flP. und in der Hauptsache volle Bestätigung in dem jüngst 
erschienenen Werke von Biov4:s „Fran9ais et Anglais en Egypte 1881 — 1882", 
welches viel authentisches, bisher noch unveröffentlicht gewesenes (von Bo- 
reili-Bey herstammendes) Material enthält; vgl. a. a. 0. S. lOff. ; vgl. auch 
die Darstellung bei Hennebert 26 ff., 41 ff.; Freycinet 192 ff., 205 ff., 222 ff., 
252 ff., 267 ff. und Plaüchut Rev. des d. m. 1888 Bd. 90 S. 898 ff., 916 ff.; 
vgl. noch besonders den anonym erschienenen bedeutsamen Aufsatz „La 
question d'Egypte' in der Rev. des d. m. 1891 Bd. 108, bes. 37 ff., 354, 356 ff., 
378 ff. Die Darstellung bei Camand 119 ff., welche derjenigen bei Rhein- 
strom 20 f. zum Vorbilde gedient hat, ist einseitig und wird dem Kerne der 
nationalen Bewegung in Aegypten nicht gerecht. 
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war bald nach dessen Absetzung (26. VI. 1879)^) durch seinen 
Nachfolger Mohammed-Taufik- Pascha mit Hilfe der europäischen 
Mächte geordnet worden und zwar durch das sogenannte Liqui- 
dationsgesetz vom 17. VII. 1880*). Der in diesem Gesetze ge- 
regelte Schuldendienst belastete den ägyptischen Etat mit rund 
897a Millionen Mk. jährlich; er verschlang m. a. W. über die Hälfte 
derauf rund 175 Millionen Mk. geschätzten Staatseinkünfte^). 

Trotz dieser ungeheuren Belastung schien für Aegypten unter 
der Herrschaft von Mohammed-Taufik ^), der das ernsteste Be- 
streben zeigte, sein Volk gerecht zu regieren und den internatio- 
nalen Verpflichtungen nachzukommen, eine neue, glückliche Zeit 
heranzubrechen. Das ägyptische Volk kam zur Selbstbesinnung 
und es konnte so nicht ausbleiben, daß sich in ihm der Drang 

1) üeber die näheren Umstände vgl. Plaüchut Rev. des d. m. 1888 
Bd. 90 S. 675 f. und Cromer I 130 ff.; vgl. auch 6. Charmes Rev. des d. m. 
vom 1. IX. 1879 S. 140 ff. 

2) Aus der schier unübersehbaren Literatur über die Entstehung und 
internationale Regelung der ägyptischen Staatsschuld vgl. vor allem die 
Schrift Freyoinets ,La question d'Egypte", in welcher dieser eine von großer 
Sachkenntnis zeugende Darstellung der ganzen Entwicklung gibt, vgl. a. a. 
0. 148 ff., 154 ff., 165 ff., 175 ff., 189 ff.; ebenso Plauchut Rev. des d. m. 1889 
Bd. 91 S. 170 ff.; vgl. ferner außer Cromer II 418 ff. noch Cocheris 87 ff.; 
Gaignerot 205 ff.; Biovfis 9 f.; Grünau 130 ff. Einen kurzen guten üeberblick 
bringt AZ. 20 ff.; ebenso DuPUiS in den Ann. des sc. polit 1905 S. 646 ff. ; ferner 
GüTOT RDJ. XXXVI 280 ff. und Jaray ebendort 422 f., sowie Politis in der RG 
DJP. 1904 S. 677 ff.; derselbe RGDJP. 1896 S.245ff., 486ff.; Dehn , Neubildungen* 
73 ff. Vgl. auch die Depesche des Marquis Lansdowne an den britischen 
Botschafter in Paris, Sir E. Monson, vom 8. IV. 1904 bei Martens^i XXXII 
3 ff. und in der „Times" vom 13. IV. 1904 (Nr. 37367 S. 7) sowie die Zirku- 
lardepesche Delcasses vom 12. IV. 1904 an die französischen Botschafter in 
Berlin, Bern, Konstantinopel usw. bei Martens^^ XXXII 52 ff., Gelbbuch 
1904 S. 16 ff. und de Clkrcq XXII 525 ff. Vgl. schließlich noch das khedi- 
vale Dekret, welches im Anschlüsse an Art. 1 Abs. 2 des englisch-franzGsi- 
sehen Abkommens vom 8. IV. 1904 nach Zustimmung der beteiligten Mächte 
am 1. XII. 1904 erlassen wurde, um die Verwaltung der ägyptischen Staats- 
schuld abschließend zu regeln im „Journal officiel**, Jahrgang 1904, Nr. 138, 
S. 2187 ff.; Abdruck bei de Clercq XXII 509 ff.; Martens" XXXII 19 ff.; 
Gelbbuch 1904 S. 25 ff.; RGDJP. 1904, Dok. 29 ff. Eine treffende Kritik der 
politischen Tragweite dieses Dekrets siehe bei Jaray RDJ. XXXVI 421 ff. ; 
vgl. hierzu auch Politjs RGDJP. 1904 S. 076 ff.; Morel RGDJP. XIV (1907) 
S. 412 und „Note du conseiller financier sur le budget de l'exercice 1905** 
im „Journal officiel" a. a. 0. 43 ff. 

3) Vgl. Grünau 132 ff. 

4) Nähere Charakteristik bei Grünau 127 ff.; Cocheris 85 ff. und Ed- 
HEM 104 ff. 
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nach nationaler Selbständigkeit mächtig regte und bald weite 
Kreise der Beyölkerang erfaßte. Die Unnatur der tatsächlichen 
und politischen Verhältnisse trugen dazu bei, diese nationalen Be- 
strebungen zu schüren : die drückende Schuldenlast, die bevorzugte 
Stellung der Ausländer in Aegjpten^), vor allem aber die in po- 
litischer Hinsicht unentschlossene Haltung des Khediven, der allzu- 
sehr den Einflüsterungen namentlich des englischen Generalkonsuls 
Sir Malet nachgab, erschienen auf die Dauer als unhaltbare Zustände; 
man befürchtete, der Khedive werde nach und nach Aegypten an Eu- 
ropa, dessen Bevormundung man schmerzlich empfand, ganz und gar 
ausliefern. An eine Vertreibung der Europäer aus Aegypten dachte 
man allerdings nicht ; man wußte im Gegenteil deren Verdieste um 
die kulturelle Hebung des Landes sehr wohl richtig einzuschätzen ; 
ebensowenig dachte man an eine Absetzung des Khediven. Man wollte 
nur gegen das bisherige System der Ausbeutung und Unterdrückung 
durch die Fremden energisch Front machen und eine ehrliche Mit- 
arbeit des ägyptischen Volkes herbeiführen und durch verfassungs- 
rechtliche Garantien für die Zukunft sicherstellen. 

Die nationale Bewegung war also lediglich von idealen Ge- 
sichtspunkten getragen und vollauf berechtigt, und dies um so mehr, 
als sie sich im Eahmen des Erreichbaren hielt. Wenn diese Be- 
strebungen schließlich in ein gefährliches Fahrwasser einmündeten, 
so liegt die Schuld hieran hauptsächlich an der falschen Politik 
der europäischen Mächte, die den Kern der nationalen Bewegung 
teils überhaupt nicht, teils zu spät erkannten^). 

Die bedauerlichen Vorgänge, welche sich am 11. VI. 1882 
in Alexandrien abspielten, waren aus geringfügiger Ursache, einem 
Streit zwischen einem Malteser und einem Mohammedaner, ent- 
standen; es wäre schließlich bei einem gewöhnlichen Straßenauf- 
lauf geblieben, wenn nicht die Europäer von ihren Feuerwaffen 
Gebrauch gemacht hätten. Hierdurch wurde die Menge natürlich 
aufs äußerste gereizt und ging nun ihrerseits auf die Europäer 
los: 54 Europäer und gegen 140 Aegypter büßten ihr Leben ein^). 

1) Vgl. hierzu Plauchut Rev. des d. m. 1888 Bd. 90 8. 894 flf.; Cro- 
MER I 139 ff. 

2) Vgl. Näheres bei GrOnAu, Bioy£:s, Cocheris a. a. 0. Ein anschau- 
liches Bild über die Unsicherheit und Verwirrung in der politischen Stel- 
lungpiahme Englands und Frankreichs in der ägyptischen Frage gibt uns der 
anonyme Verfasser des Artikels ^La question d'Egypte" in der Rev. des d. 
m. 1891 Bd. 108 S. 40; vgl. auch Cromer I 167 f., 185 ff., 300 f. 

3) Vgl. Grünau 150; Freycinet 271 f.; Plauchut Rev. des d.m. 1888 
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Das einen Monat später, am 11. YU., von dem englischen 
Geschwader gegen Alexandrien gerichtete Bombardement wurde 
durch einen von Admiral Seymour vom Zaune gebrochenen Streit 
mit der ägyptischen Regierung veranlaßt ^). Die volle Verant- 
wortung für die Folgen dieser Handlungsweise triflft daher den 
Admiral Seymour bzw. seinen Auftraggeber, und nicht etwa die 
„nationale Partei" in Aegypten. Die Nachricht von der Beschie- 
ßung Alexandriens erzeugte begreiflicherweise überall im Lande 
große Aufregung und entfachte den Fanatismus des Volkes, das 
an zahlreichen Orten an den Europäern Eache nahm und viele 
von ihnen niedermetzelte. Die ägyptische Regierung tat ihr 
Bestes, die aufgeregten Gemüter zu beschwichtigen, was ihr auch 
in kurzer Zeit gelang. 

Das französische Geschwader hatte sich an der Beschießung 
Alexandriens nicht beteiligt, sondern w^ar tags zuvor nach Port- 
Said abgedampft. Frankreich wollte an einer kriegerischen Aktion 
gegen Aegypten nicht teilnehmen einerseits angeblich, da hierzu die 
vorherige Zustimmung der (damals nicht versammelten) Kammer 
erforderlich gewesen wäre, andererseits aber auch, weil es glaubte, 
die ägyptische Krisis auf friedlichem Wege beschwören zu können *). 



Bd. 90 S. 901 ff.; Biovfis 127; Rev. des d. m. 1891 Bd. 108 S. 361 f.; vgl. 
auch Cbomer I 265 f. und Gaignerot 166. 

1) Vgl. Gronau 154 flp.; Rev. des d. m. 1891 Bd. 108 S. 864 f.; Brovfts 
146 iF.; CocHERis 111 iF.; Roux II 66 f.; Ehdem 112 ff.; Gaignebot 177 f.; 
vgl. auch Mabtbns RDJ. XIV 401, der darauf hinweist, daß der einzige 
Rechtstitel, welcher das Verhalten Englands rechtfertigen könnte, ein , euro- 
päisches Mandat" sei; dieses fehlte aber. Selbst von einem „mandat tacite*^ 
kann nicht die Rede sein. Cocheris545; vgl. auch RGDJP. III (1896) 306 ff., 
bes. 308 ff. Der Rechtfertigungsversuch Cromers steht auf tönernen Füßen, 
vgl. a. a. 0. I 272 ff., bes. 277. 

Das Bombardement Alexandriens erinnert übrigens unwillkürlich an 
einen ähnlichen Akt des Mißbrauchs der Gewalt unter der Maske des Selbst- 
schutzes von Seiten Englands: im Jahre 1807 bombardierte die englische 
Flotte Kopenhagen nur deswegen, weil die dänische Regierung das unbe- 
rechtigte Ansinnen der Engländer, ihnen die dänische Flotte unverzüglich 
zur Verfügung zu stellen, da diese nach ihrer Meinung Napoleon in die 
Hände fallen und gegen England benutzt werden könnte, zurückwies! Vgl. 
Martens I 295; RGDJP. 1904 S. 629 Anm. 1. 

2) Vgl. Rev. des d. m. 1891 Bd. 108 S. 353 ff., bes. 357 ff., 366, 385 f. 
Klingemann meint, der Revanchegedanke, der die Augen der französischen 
Staatsmänner, zumal Gambettas, nach der deutschen Grenze gerichtet hielt, 
habe Frankreichs reserviertes Verhalten in Aegypten diktiert. „Kein fernes 
Abenteuer, das die für den stets drohenden neuen Krieg mit Deutschland 
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Zu diesem Zwecke hatte sich Frankreich bereits am 17. VI. 
1882 mit England ins Einvernehmen gesetzt und man hatte be- 
schlossen, die Mächte zu einer Konferenz nach Konstantinopel 
zwecks Besprechung der durch die ägyptischen Unruhen geschaf- 
fenen Lage und zur Erörterung etwa gemeinsam zu ergreifender 
Maßregeln einzuladen. 

Die Botschafter der Mächte traten denn auch am 23. VI. 
1882 unter dem Vorsitze ihres Doyens, des italienischen Gesand- 
ten Grafen Corti, trotz des Protestes der Pforte in 
Konstantinopel bzw. Therapia zu einer Konferenz zusammen^). 



erforderlichen Kräfte zersplitterte!"* Vgl. a. a. 0. S. 6. In ähnlichem Sinne 
äußert sich auch Ceomer I 234 f., 272 f., 279 tf. Vielleicht auch befürchtete 
Frankreich, daß sich aus einem gemeinschaftlichen Vorgehen mit England 
in Aegypten gefährliche Keibungsflächen zwischen den beiden dort rivali- 
sierenden Ländern ergeben möchten! Kurz, wie dem auch sein mag, Tat- 
sache ist, daß Frankreich durch sein untätiges Verhalten seine bisherige 
Vormachtsstellung in Aegypten einbüßte und an England abtreten mußte. Des- 
halb unterzieht der anonyme Verfasser des obeu zitierten Aufsatzes in der Rev. 
des d. m. 1891 Bd. 108 die damalige französische Aegyptenpolitik einer scharfen 
Kritik, vgl. a. a. 0. 387 f. ; er gibt die Schuld an den Mißerfolgen allerdings 
weniger den Ministern, als der Kammer der Abgeordneten, welche in üeber- 
spannung ihrer Machtbefugnisse einen zu großen Einfluß auf das jeweilige 
Ministerium ausgeübt und hierdurch jegliches tatkräftige verantwortungs- 
freudige Vorgehen der Minister lahmgelegt habe. Als charakteristisch für 
diese politische Konstellation in Frankreich führt Verfasser ein geflügeltes 
Wort Gambettas an (dem dieser, nebenbei bemerkt, sehr bald selbst zum 
Opfer fiel): „Le ministere fallait se soumettre ou se demettre'', vgl. a. a. 0. 
•388. Nach dem Verfasser wären Frankreich die damaligen Mißerfolge in 
der äußeren Politik erspart geblieben, „si le gouvernement de la republique 
avait pu se mouvoir avec une süffisante independance, s*il avait ete soutenu 
par une majorit^ clairvoyante et patriotique", vgl. a. a. 0. 389. Vgl. auch 
GüYOT RDJ. XXXVI 275 ff.; Jaray ebendort 438; Despagnet RGDJP. VI 
(1899) S. 175 f.: PoLiTis RGDJP. 1904 S. 668 f.; Ehdem 120 f.; Gaiqnerot 
176, 180 ff., bes. 199 ff. Eine Rechtfertigung der damaligen französischen 
Politik aus anderen, realpolitischen Gesichtspunkten versucht AZ. 50 ff., bes. 
54. Vgl. noch A. Wahl , Geschichte des Parlamentarismus in Frankreich* 
im , Handbuche der Politik* Erster Band S. 384 ff., bes. 390; derselbe in 
Bd. II des , Handbuches der Politik* S. 737. 

1) Vgl. Camand 120 f. ; Cbomeb I 268 f. ; Biovfis 183 ; Gaignerot 161 f., 
168 f. Der anonyme Verfasser des Aufsatzes in der Rev. des d. m. 1891 Bd. 108 
S, 363 nennt dieses Verhalten der Mächte der Territorialmacht gegenüber 
bezeichnend «spectacle curieux, qui n'avait aucun pröc^dent dans Phistoire 
de la diplomatie et que, seule, la Turquie pouvait offrir k l'Europe etonnee*. 
Nach ihm ebenso Cocheris 110. Einen Präzedenzfall aus dem Jahre 1876/77 
führt Ullmann 245 Anm. 1 an. 
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In ihrer Sitzung vom 22. VII. 1882 einigte sich die Konferenz 
auf das sogenannte „protocole de dösinteressement" (üneigen- 
nützigkeitsprotokoU) : „Die durch die Unterzeichneten vertretenen 
Regierungen verpflichten sich, in jeder Lage, die sich auf Grund 
ihres gemeinsamen Vorgehens zur Regelung der ägyptischen 
Angelegenheiten ergeben könnte, weder irgendeinen territorialen 
Vorteil, noch die Einräumung eines ausschließlichen Sonderrechts 
oder eines kommerziellen Vorteils für ihre Untertanen zu erstre- 
ben, soweit nicht auch jede andere Nation die gleichen Begün- 
stigungen erlangen kann^ ^). 

Einige Zeit vorher hatte man auf Antrag des italienischen 
Gesandten bereits ausdrücklich bestimmt, „daß die Mächte sich 
für die Dauer der Konferenz jeglichen isolierten Vorgehens in 
Aegypten enthalten sollten'' ; jedoch wurde diese an sich lobens- 
werte Bestimmung durch die auf Betreiben des englischen Gesand- 
ten Lord Dufferin beigefügte Klausel: „ausgenommen den Fall 
höherer Gewalt" praktisch wertlos gemacht*). Daß England es 
meisterhaft verstanden hat, diesen für seine Zwecke nötigen Fall 
„höherer Gewalt" herbeizuführen, haben uns das Bombardement von 
Alexandrien vom 11. VIL und seine traurigen Begleiterscheinungen 
zur Genüge gezeigt. 

Parallel mit der Botschafterkonferenz in Konstantinopel lie- 
fen noch diplomatische Verhandlungen der einzelnen Kabinette 
untereinander. 

Der italienische Minister Mancini ließ am 27. VI. dem eng- 
lischen Gesandten in Rom, Sir Paget, durchblicken, daß die Mächte 
ein isoliertes Vorgehen Englands in Aegypten bei dem eminenten 
Interesse, welches alle Mächte an der Freiheit des Kanals hätten, 
ungern sehen würden, und schlug ihm als einzig gangbaren Weg 
zur Lösung der Frage die Neutralisation des Kanals vor. Sir 
Paget erwiderte, daß für England die Frage der Neutralisierung 
indiskutabel sei, da eine solche die Sperrung des Kanals für 
E[riegsschiffe zur Folge haben werde. Daraufhin einigte man sieb 

1) Vgl. dieses Protokoll bei Nobadounghian IV 304; dm Clercq XIV 
57; Camand 123 f.; Cochems 110; Biovfis 187. Vgl. dazu auch Art. 12 des 
Vertrages von Konstantinopel im Anbang. 

Solcbe Uneigennützigkeitserklärungen waren seit den 20er Jahren des 
19. Jahrhunderts in den diplomatischen Verhandlungen der europäischen 
Großmächte hinsichtlich ihrer Balkanpolitik geradezu traditionell geworden. 
Vgl. Travkrs Twiss RDJ. XIV 581. 

2) Vgl. CocHERis 110; BiovÄs 187; Camand 124. 
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über den Begriff der Neutralisation für den vorliegenden Fall 
dahin, daß keine absolute — die Kriegsschiffe von der Durchfahrt 
ausschließende — , sondern eine relative — den Kanal und seine 
Umgebung jeder kriegerischen Handlung entziehende — Neutra- 
lisation gemeint sein solle ^). 

Um über die Frage der Neutralisierung des Kanals zu bera- 
ten, erklärte sich England nunmehr bereit, die Mächte zu einer 
Botschafterkonferenz einzuladen, und richtete auch am 12. YII. 
ein Bundschreiben in diesem Sinne an die europäischen Kabinette, 
worauf der französische Minister des Auswärtigen de Freycinet 
unverzüglich den Vorschlag machte, die in Konstantinopel bereits 
versammelte Konferenz mit dieser Frage zu betrauen; es sollten 
dann gleichzeitig zwei Mächte bestimmt werden, die als „Manda- 
tare Europas über die Sicherheit des ägyptischen Bosporus wachen 
sollten" 2). 

Nach Verständigung mit dem Minister de Freycinet unter- 
breitete dann Lord Granville am 19. VII. der Konferenz in Kon- 
stantinopel schließlich folgende Vorschläge: 

^Frankreich und England schlagen der Konferenz vor, die- 
jenigen Mächte zu bezeichnen, die vorkommendenfalls die zum 
Schutze des Kanals gerade notwendigen Maßregeln ergreifen sollen. 

Um Zeitverlusten vorzubeugen, sollen die also bestimmten 
Mächte nach Uebernahme des Auftrags ermächtigt sein, über Art 
und Zeitpunkt des Vorgehens zu entscheiden. 

Dieses Vorgehen hätte sich in jedem Falle auf der Grundlage 
des UneigennützigkeitsprotokoUs zu halten" ^). 

Von nun ab bildeten die beiden Fragen : Neutralisierung des 
Kanals und gegenwärtig zu ergreifende Sicherheitsmaßregeln den 
Verhandlungsgegenstand der Botschafterkonferenz in Konstan- 
tinopel. 

Die Lösung der Neutralisationsfrage scheiterte an dem Wider- 
stände des englischen Gesandten Sir Paget, der von seinem oben 
dargelegten ablehnenden Standpunkte nicht abwich. 

Zu der zweiten Frage wollten die Konferenzmitglieder nicht 
eher endgültig Stellung nehmen, als bis sie diesbezügliche bindende 
Anweisungen ihrer Regierungen erhalten hätten. Letztere aber. 



1) Vgl. Camand 125. 

2) Vgl. Crombr I 280 f.; Camand 125; Gaignebot 171 f. 

3) Vgl. Rev. des d. m. 1891 Bd. 108 S. 369, 372 f.; Roux II 72; Co- 
GHERis 117; Camand 126. 
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außer England und Frankreich, stellten sich auf den Standpunkt, 
daß es ausschließlich Sache des Territorialstaates sei, wieder ge- 
ordnete Zustände in Aegypten zu s'chaffen; besonders Fürst Bis- 
marck vertrat diesen Standpunkt und Oesterreich sowie Italien 
schlössen sich dem an ^). 

Man hatte die Pforte auch bereits am 7. VII. aufgefordert, 
Truppen nach Aegypten zu senden*), und diese Forderung am 
15. VII. wiederholt Am 19. VII. entschloß sich der Sultan end- 
lich, der Konferenz beizutreten und mit bewaffneter Macht in die 
ägyptischen Verhältnisse einzugreifen; er machte aber zur Be- 
dingung, „daß die fremde Besetzung Aegyptens aufgegeben wer- 
den solle, sobald die türkischen Truppen in Alexandrien ange- 
langt sein würden ^). 

England erklärte daraufhin, es sei zwar mit einer bewaffneten 
Mitwirkung der Türkei in Aegypten einverstanden, jedoch setze 
es zur Bedingung, „que le caract^re en soit defini dune mani^re 
satisfaisante et degagee de toute ambiguite par des declarations 
pröalables du sultan"*). 

Diese Forderung Englands dem Suzeränstaate Aegyptens 
gegenüber war eine derart unerhörte, daß die Türkei auf dieselbe 
nicht eingehen konnte; sie enthielt sich nach wie vor eines be- 
waffneten Eingreifens in die ägyptischen Verhältnisse. Allerdings 
ist der Grund hierfür weniger darin zu suchen, »daß die Türkei 
es als ein Verleugnen ihrer legitimen Rechte empfand, daß die 
Mächte die Bedingung stellten, die nach Aegypten gehenden tür- 
kischen Truppen sollten sich nicht länger als drei Monate dort 
aufhalten"^), sondern die Türkei vermochte damals die zur Aus- 
rüstung eines Expeditionskorps erforderlichen Mittel nicht aufzu- 
bringen, wie sich mit bitterer Deutlichkeit aus einer Depesche des 
französischen Botschafters in Konstantinopel, Marquis de Noailles, 
vom 1. VIII. 1882 ergibt, in welcher es heißt: „Onze bätiments 
ont d^cidement regu Tordre de se tenir prets k embarquer les 

1) Vgl. den Aufsatz in der Rev. des d. m. 1891 Bd. 108 S. 355 f.; Tra- 
VERS Twiss RDJ. XIV 580 f.; Biovfis 185 f.; Camand 127; Freycinet 320 f. 
CoGHERis nennt das Handinhandgehen der drei Mächte in dieser Frage «die 
erste Kundgebung des Dreibundes ** a. a. 0. 117; vgl. ebendörfc 545 f. 

2) Vgl. die diesbezügliche Kollektivnote der Großmächte bei Frey- 
cinet 278 iF. 

3) Vgl. Rev. des d. m. 1891 Bd. 108 S. 367 f.; Cromer I 287 f.; Co- 
CHERis 115; Gaignehot 300. 

4) So von Dungern a. a. 0. 121 f. 
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troupes, mais le Mcharbon*^ manque. La Porte cherche k n^gocier 
un emprunt de 100000 livres turques**^). 

Da somit weder die Türkei in die ägyptischen Verhältnisse 
eingriff, noch auch die Botschafterkonferenz zu einem positiven 
Ergebnisse in dieser Frage kam — sie stellte am 14. VUI« 1882 
ihre unfruchtbaren Verhandlungen ein ^) — schließlich auch Frank- 
reich sich weiterhin in Aegypten reserviert verhielt*), so blieb 
England allein auf dem Plane. 

Am 30. Vn. hatte Admiral Seymour durch Vermittlung von 
Lord Dufferin den Mächten angezeigt, daß er in Anbetracht der 
Saumseligkeit der Türkei als „Mandatar Europas^ in die äpyp- 
tischen Verhältnisse eingreifen werde. Tags darauf „ermächtigte* 
der Khedive ihn in einem Schreiben, „alle Punkte auf der Land- 
enge, die für den Verkehr auf dem Kanäle und den Schutz der 
Städte und der in ihrer Nachbarschaft belegenen Völkerschaften 
geeignet wären, zu besetzen**'^). Auf Grund dieser „Generalvoll- 
macht" besetzte der englische Admiral Hoskins am 2. VIII. mit 
einem indisch-maltesischen Landungskorps Suez. 

In dieser für den Kanal gefahrdrohenden Lage wandte sich 
Lesseps mit der Bitte um Hilfe an die französische Kegierung, 
ohne indes hier die nötige Stütze zu finden^). 

Dies ermutigte Seymour zu schärferem Vorgehen. Am 5. VIII. 
hielten bereits nicht weniger als 16 englische Kriegsschiffe die 
Kanalzone besetzt: 8 lagen in Port-Said, 3 im Timsahsee in. 
Höhe von Ismailia und 5 in Suez. Am 20. VIII. wurden dann 
unter dem Schutze der Nacht bei Ismailia 20000 Mann an Land 
gesetzt und der Verkehr auf dem Kanäle unterbunden. Auf den 
energischen Protest Lesseps' hin wurde dann am 22. VIII. auf 

1) Vgl. Rev. des d. m. 1891 Bd. 108 S. 368 Anm. 2. 

2) Vgl. Cbomee I 289 f.; Cam^nd 128; Cochebis 132; Biovfis 224; 
Roux II 81 f.; Gaignbbot 173. 

3) Am 29. VII. verweigerte die französische Kammer mit erdrückender 
Mehrheit (416 gegen 75 Stimmen) den von der Regierung geforderten Kredit 
von 9410000 Fr. für eine Expedition nach Aegypten, während das eng- 
lische Parlament dem Minister Gladstone für den gleichen Zweck am näm- 
lichen Tage mit 275 gegen 19 Stimmen 57 Millionen bewilligte ; vgl. die dies- 
bezüglichen interessanten Kammerverhandlungen in der Rev. des d. m. 1891 
Bd. 108 S. 373 iF., 389 ff.; Cochebis 118 ff.; Roux U 76 ff*.; BiovÄs 202 ff.; 
Fbeycinet 299 ff., 305 ff.; Camand 122. 

4) Vgl. Camand 128; Gaignebot 184 f.; vgl. hierzu auch BiovÄs 253 
und die dort Anm. 2 aufgeführten Schriften; ebenda 257. 

5) Vgl. Camand 130 f. 

Dedreux, Der Suezkanal. A 
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Befehl des englischen Ministerpräsidenten, Lord Granyille, welcher 
internationale Verwickelungen befürchtete, der Verkehr auf dem 
Kanäle wiederhergestellt ^). 

Am 13. XI. griff der englische General Wolseley die 
ägyptischen Truppen, die sich bei Tell-el-Kebir östlich Zagazig 
verschanzt hatten, überraschend an und eroberte nach kurzem 
Widerstände das Lager; bereits am darauffolgenden Tage wurde 
Kairo von den Engländern besetzt'). 

Die Verwaltung Aegyptens geriet nunmehr völlig unter eng- 
lischen Einfluß, so daß in tatsächlicher Hinsicht die Verhältnisse 
in Aegypten von Grund aus eine Umwälzung erfuhren. Zwar er- 
klärte Gladstone am 14. XI. 1882 im Parlamente und Granville 
am 3. I. 1883 in einer an die Mächte gerichteten Note, daß die 
in Aegypten stehenden englischen Truppen lediglich der „Herbei- 
führung geordneter Zustände dienten und nach Erreichung dieses 
Zweckes zurückgezogen werden würden*^). 

Die Besetzung dauert indessen trotz aller auch späterhin von 
englischer Seite erfolgten „d^clarations de desint^ressement*' bis 
auf den heutigen Tag fort und es läßt sich zurzeit noch nicht ab- 
sehen, ob jemals, bzw. wann und unter welchen Bedingungen die 
Besetzung Aegyptens durch die Engländer ein Ende finden wird. 

England selbst denkt jedenfalls zurzeit noch nicht an die 
Räumung Aegyptens; im Gegenteil soll bei den am 30. V. 1912 
auf Veranlassung des derzeitigen englischen Generalkonsuls in 
Aegypten, Lord Kitchener, auf der Insel Malta stattgefundenen 
Besprechungen in Anbetracht der bedeutenden Herabminderung 



1) Vgl. CocHEBis 135; Camand 131; Biovfis 261. 

2) Vgl. Plaüchut Rev. des d. m. 1888 Bd. 90 S. 908 f.; BiovÄS 281 ff.; 
Fbeyoinet 316. 

3) Vgl. OoOHBBis 534 Anm. 1 und 3 und die Qbrigen dort angeführten 
zahlreichen «declarations do desint^ressemenf*, welche in der Zeit vom 21. 
IX. 1881 bis znm 6. IL 1899 von englischer Seite abgegeben wurden; a. a 0. 
531 ff. ; vgl. auch Roüx II 83 f. und den Aufsatz in der Rev. des d. m 1891 
Bd. 108 S. 401 ff'., femer Dbspagnbt RGDJP. VI 175 ff., Edhem 134 ff. ; Gaionb- 
BOT 282 ff., 289 ff., 296 ff. ; Lägbb 182 ff., sowie den Rechtfertigungsversuch 
Cbombbs a. a. 0. II 366 f., 531 ff. 

Wenn von Dijnoebn in seiner Schrift den Satz aufstellt, «daß die groß- 
britannische Mitregierung und Eontrolle heute in Aegypten einen ordent- 
lichen Verfassungszustand darstelle", so kann dieser der Rechtslage völHg 
zuwiderlaufende Satz nicht scharf genug zurückgewiesen werden. Wir ver- 
weisen diesbezüglich auf die von uns S. 18, Anm. 2 zitierte Literatur, ins- 
besondere auf den Aufsatz in der RGDJP. III (1896) S. 291 ff. 
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der englischen Seestreitkräfte im Mittelmeer (von 20 auf 8 Kriegs- 
scliiffe!) u. a. beschlossen worden sein, die englischen Besatzungs- 
truppen in Aegypten, die sich zurzeit auf rund 6500 Mann be- 
laufen, erheblich zu yerstärken, um die Vormachtstellung Englands 
im östlichen Mittelmeerbecken auf alle Fälle sicherzustellen^). 

§ 12. 
Die Kundgebung der ^internationalen Friedensliga^ (Septem- 
ber 1882). 

Das Vorgehen Englands in Aegypten mußte nicht nur bei 
den Mächten, sondern vor allem auch bei den am Handelsverkehre 
durch den Suezkanal beteiligten Kreisen den Argwohn erwecken, 
daß Englands Uebergewicht in Aegypten schließlich auch auf den 
ungehinderten Verkehr durch den Kanal nachteilig einwirken werde. 

Wie diese Frage damals die Geister beschäftigte, geht symp- 
tomatisch aus einer Resolution der „internationalen Friedensliga** 
— einer privaten Vereinigung — hervor, welche sie Mitte Sep- 
tember 1882 auf ihrer Versammlung in Genf faßte. 

In dieser Kundgebung heißt es zum Schlüsse: „Die Versamm- 
lung erklärt, daß die Neutralisation des Suezkanals und seiner 
Anhängsel allgemeines Völkerrecht ist, und daß alle zivilisierten 
Nationen die Pflicht und das Eecht haben, diese Neutralisation 
zu wahren." 

Als Mittel zur gesicherten Durchführung dieser Neutralisation 
schlug die Liga die Bildung einer internationalen Schiedskommis- 
sion vor *). 

§ 13. 
Das Bandschreiben Lord Oranvilles vom 8. L 1883; die Lon- 
doner Deklaration vom 17. m. 1885. 

Anfang des Jahres 1883 erfolgte von seiten Englands ein 
offizieller Versuch zu einer internationalen Regelung der Suez- 
kanalfrage. 

In Anbetracht der bis dahin von England befolgten Anti- 
kanalpolitik mag dies auf den ersten Blick wundernehmen, jedoch 
dürfte die Erklärung für diesen Schritt nicht allzu schwer zu fin- 

1) Vgl. den Aufsatz im .Deutschen Offizierblatf 1912 Nr. 25 S. 609 f.: 
, Englands Stellung im Mittelmeer ". 

2) Vgl. Näheres bei Pournibr de Flaix 99, 100, 111, 112; vgl. ferner 
Camand 134 f.; Roux II 83 Anm. 1. 

4* 



70642 
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den sein. Bei dem eminenten Interesse, welches alle Großmächte 
an einer ungehinderten Benutzung des Suezkanals hatten, mußte 
es über kurz oder lang zur Neutralisierung desselben kommen; 
darüber war man sich in England schon lange klar geworden. 
So wollte man wenigstens das Verdienst für sich in Anspruch 
nehmen, die Initiative hierzu ergriffen zu haben, und mit diesem 
Verdienst zugleich den nicht zu unterschätzenden Vorsprung ein- 
heimsen, der sich daraus ergab, daß das Neutralisationsprojekt 
Englands bei den internationalen Beratungen als das erste offi- 
zielle vorwiegende Berücksichtigung beanspruchen konnte. Zudem 
konnte England nunmehr, da es infolge der militärischen Besetzung 
die tatsächliche Herrschaft in Aegypten in Händen hatte, seine 
besonderen Wünsche hinsichtlich der Regelung der Suezkanalver- 
hältnisse mit größerem Nachdrucke zur Geltung bringen. 

Lord Granville hat es in seinem Rundschreiben vom 3. 1. 1883 
an die englischen Botschafter in Berlin, Paris, Wien, Rom und 
St. Petersburg in äußerst geschickter Weise verstanden, die Wünsche 
und Ziele der englischen Suezkanalpolitik in folgenden 8 Punkten 
kurz zusammenzufassen: 

1. Der Kanal soll frei sein für die Durchfahrt aller Schiffe 
und unter allen Umständen. 

2. In Kriegszeiten soll der Aufenthalt im Kanal für Kriegs- 
schiffe eines Belligerenten zeitlich begrenzt und weder Truppen 
noch Kriegsvorräte im Kanal ausgeschifft werden. 

3. Kein feindseliger Akt soll stattfinden im Kanal oder seinen 
Zugängen oder überhaupt irgendwo in den ägyptischen Küsten- 
gewässern, und zwar auch nicht in den Fällen, in welchen die 
Türkei eine der kriegführenden Mächte sein sollte. 

4. Keine der beiden unmittelbar vorhergehenden Bestimmungen 
soll Anwendung finden auf die Maßregeln, welche die Verteidigung 
Aegyptens heischt. 

5. Jede Macht, deren Kriegsschiffe am Kanal irgendwelchen 
Schaden verursachen sollten, soll gehalten sein, die Kosten unver- 
züglicher Wiederherstellung zu tragen. 

6. Aegypten soll nach Kräften alle Maßregeln ergreifen, um 
die Beobachtung der Vorschriften zu sichern, welche für die Durch- 
fahrt der Schiffe der Kriegführenden durch den Kanal in Kriegs- 
zeiten aufgestellt sind. 

7. Befestigungen dürfen weder im Kanal noch in dessen Um- 
gebung errichtet werden. 
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8. Dieses Abkommen soll weder als eine Einschränkung noch 
als ein Eingriff in die Gebietshoheitsrechte Aegyptens angesehen 
werden, soweit in demselben nicht ausdrücklich etwas anderes be- 
stimmt ist ^). 

Dieses Bundschreiben wurde auch der Pforte und den Signa- 
tarmächten des Berliner Vertrages vom 13. VII. 1878 zur Kennt- 
nis gebracht, ohne daß jedoch auch nur eine Macht der Anregung 
seitens Englands Folge gegeben hätte, sei es, daß sie die Mangel- ') 
und Lückenhaftigkeit des Entwurfes in vollem Umfange erkannten, 
sei es, daß sie den Zeitpunkt als zur Regelung der Suezkanalfrage 
nicht geeignet erachteten. 

Die Neutralisationsfrage wurde erst ein Jahr später wieder 
angeschnitten, und zwar als der französische Botschafter in Lon- 
don, Waddington, am 14. VI. 1884 bei Granville wegen Räumung 
Aegyptens vorstellig wurde ^. Letzterer antwortete unterm 16. VI.: 
„Die britische Regierung würde im Augenblicke der Beendigung 
der englischen Besetzung oder vorher den Mächten und der Pforte 
einen Entwurf über die Neutralisierung Aegyptens auf der 
Grundlage der für Belgien angenommenen Grundsätze unterbreiten 
und Vorschläge bezüglich des Suezkanals in Uebereinstimmung mit 
den im Rundschreiben vom 3. I. 1883 enthaltenen machen" *). 

Diese Erklärung besagte in ihrer vagen Unbestimmtheit nichts 
und bedeutete eine Vertagung der Frage ad calendas Graecas; 
zudem klingt aus ihr der „Mandatar Europas* aus eigener Macht- 
vollkommenheit heraus. 

Im weiteren Verlaufe (8. I. 1885) griff der französische Mi- 
nister des Auswärtigen, Jules Ferry, das Neutralisationsprojekt 
wieder auf, und zwar bei Beantwortung eines Memorandums, 
welches Lord Lyons am 29. XI. 1884 zwecks Einvernahme über 



1) Vgl. d'Avkil Rev. d'hist. diplom. 1888 S. If.; Foubnibr de Flaix 
85 f. und im Zusammenhange hiermit S. 155 f. ; Rheinstbom 23 f. ; VoisiN 
m 202 f.; Tbavbrs Twiss RDJ. XVII 616 f.; Camand 136 f.; Martens" 
254 f.; Calvo I 509 f.; Roux II 84; RossiGNOL 188 f.; Biovfis 341 f.; Ci^o- 
MEB I 315. 

2) Besonders die Ziffern 4 und 6 waren in der vorliegenden Fassung 
einer extensiven Auslegung äußerst zugänglich ; bedeutsamer aber waren die 
LQcken des Entwurfes, so vor allem das Fehlen einer Bestimmung darüber, 
wie die Beobachtung der Vertragsbestimmungen durchgeführt werden sollte. 

3) Vgl. hierzu den Aufsatz in der Rev. des d. m. 1891 Bd. 108 S. 398 f. 

4) Vgl. d'Avril Rev. d'hist. diplom. 1888 S. 3; Cama2«d 138; Roux 
II 86. 
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Aegypten dem französischen Kabinette unterbreitet hatte. Ferry 
erklärte u. a., daß eine endgültige Regelung der Suezkanalfrage 
^im Wege einer Konferenz oder sonstwie^ selbst dem Sanierungs- 
projekte der ägyptischen Finanzen vorgehe: „Parmi ces questions 
vient en premi^re ligne Tätablissement d'un regime d^finitif destine 
ä garantir en tout temps k toutes les Puissances le libre usage 
du canal maritime de Suez. L'^tude de ce grand probl^me europ^en 
pourrait etre abordne d^s ä präsent, par voie de Conference ou 
autrement et sans attendre l'issue de l'enquete propos^e sur la 
Situation financiöre. L'urgence n'a pas besoin d'en etre d^mon- 
tr6e" ^). 

Die britische Regierung erklärte sich prinzipiell bereit, die 
Frage in einem Vertrage zu regeln, jedoch war man sich noch 
lange Zeit uneins darüber, ob dieser Vertrag auf rein diplomati- 
schem Wege oder durch eine internationale Konferenz stipuliert 
werden sollte, sowie letzterenfalls, in welchem Lande diese Kon- 
ferenz tagen sollte. 

Unterm 1. II. 1885 gab dann Ferry in einer Zirkularnote an 
die französischen Gesandten der Großmächte seiner Ansicht über 
die beste Regelung der schwebenden Frage dahin Ausdruck, daß 
er vorschlug, die in Kairo beglaubigten diplomatischen Agenten 
der Großmächte unter Zuziehung von türkischen und ägyptischen 
Delegierten mit der Ausarbeitung eines Vorentwurfes zu betrauen ; 
dieser Vorentwurf sollte dann einer europäischen Konferenz zur 
endgültigen Fixierung vorgelegt werden *). 

Dieser Vorschlag vermochte jedoch aus leicht begreiflichen 
Gründen nicht den Beifall von Lord Granville zu erringen; ihm 
wäre eine Erledigung der Frage auf rein diplomatischem Wege 
sympathischer gewesen, da das Projekt alsdann der Kritik weniger 
ausgesetzt gewesen wäre, und die Angelegenheit leichter dilatorisch 
hätte behandelt werden können. 

Nach längerem Notenwechsel verständigte man sich schließ- 
lich doch dahin, daß die Angelegenheit einer Konferenz, die in 
Paris zusammentreten sollte, zur Beratung vorgelegt werden sollte. 
Als Grundlage für die Verhandlungen sollte in erster Linie das 
englische Zirkular vom 3. 1. 1883 dienen, jedoch sollten die einzel- 
nen Kabinette nicht gehindert sein, ihrerseits Projekte vorzulegen. 

1) Vgl. VoisiN III 205; d'Avkil Rev. d'hist. diplom. 1888 S. 3; Roüx 
II 86 f.; Camand 138. 

2) Vgl. d'Avril Rev. d'hist. diplom. 1888 S. 4; Roux II 87. 
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Das so gewonnene Einvernehmen faßte man Anfang März 
1885 in einer Deklaration zusammen, welche der Botschafterkon- 
ferenz in London, die sich damals mit der Regelung der ägyp* 
tischen Finanzen befaßte ^), zur Stellungnahme unterbreitet wurde. 

Die Botschafterkonferenz bestimmte daraufhin in Ziff. III der 
Deklaration über die ägyptischen Finanzen vom 17. III. 1885: 

„In Anbetracht dessen, daß die Mächte einig sind in der 
Anerkennung der Dringlichkeit einer Unterhandlung zum Zwecke 
der Festlegung einer endgültigen Kegelung der ungehinderten Be- 
nutzung des Suezkanals durch einen Vertrag für alle Zeiten und 
alle Mächte, so sind die vorgenannten 7 Regierungen dahin über- 
eingekommen, daß eine aus Vertretern der genannten Regierungen 
zusammengesetzte Kommission sich am 30. III. in Paris vereinigen 
soll, um unter Zugrundelegung des Rundschreibens der Regierung 
Sr. britischen Majestät vom 3. I. 1883 diesen Akt vorzubereiten 
und im Wortlaut festzulegen. 

Ein Delegierter Sr. Hoheit des Khedive soll der Kommission 
mit beratender Stimme beiwohnen. 

Der von der Kommission redigierte Fntwurf soll den genannten 
Regierungen unterbreitet werden, welche sich in der Folge dafür ver- 
wenden würden, den Beitritt der übrigen Mächte zu erlangen***). 



1) Die stürmischen politischen Ereignisse im Anfange der 80 er Jahre 
hatten die ägyptische Staatsschuld bis zum Ende des Jahres 1884 wieder 
dermaßen anwachsen lassen — um rund 10 Millionen ägyptische Pfund — , 
daß sich die Aufnahme einer Anleihe als unabweisbar ergab. Die ägyp- 
tische Regierung hätte zwar nach den bestehenden verfassungsmäßigen und 
internationalrechtlichen Bestimmungen diese Angelegenheit selbständig re- 
geln können, jedoch sahen sich die Großmächte bei den erheblichen politi- 
schen und rechtlichen Erwägungen, die hineinspielten — so z. B. bezüglich 
der bedeutenden Entschädigungsansprüche der Opfer der Unruhen in Alex- 
andrien, die sich nach Foübniek de Flaix (S. 157 Anm. 1) auf rund 40 
Millionen Fr, nach Klingemann (S. 7) und Bio vis (S. 170) gar auf 100 Mil- 
lionen Mark beliefen — veranlaßt, die Finanzangelegenheiten Aegyptens 
abermals zum Gegenstande einer internationalen Vereinbarung zu machen 
und die Anleihe unter ihre Garantie zu stellen. Vgl. hierzu Geünau 165; 
Cboheb II 290 ff.; vgl. ferner die ,d4claration relative aux finances de TE- 
gypte et ä la libre navigation dans le canal de Suez" vom 17. III. 1885 bei 
MarteksIi XI 88 ff., Nr. 14, 15, 16; Nobadounghian IV 354 ff., 360 ff.; de 
Clbbcq XIV 488 ff., 507 ff.; Reichsgesetzblatt 1886 S. 301 ff. 

2) Vgl. NoBADOtJNGHiAN IV 355; DE Clbbcq XIV 487; Mabtens" XI 
89; VoisiN III 206; d'Avbil Rev. d'hist diplom. 1888 S. 5; Fbeycinet 341; 
Tbavebs Twiss RDJ. XVII 616; Roux II 88; Camand 140; Rossignol 189; 
Rettich 183. 
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In einer besonderen Erklärung vom 30. UI. 1885 behielt sich 
die Pforte jedoch das Recht voller Bewegungsfreiheit in Aegypten 
gegen äußere und innere Feinde vor und stellte die Forderung, 
daß eine entsprechende Klausel in die Konvention aufgenommen 
werde *). 

§ 14. 
Die Beratungen der internationalen Pariser Kommission im 

Jahre 1885. 

In Verfolg der Deklaration vom 17. HI. 1885 trat am 30. IIL 
in Paris eine internationale Kommission zusammen, die nicht nur 
von den Signatarmächten dieser Deklaration, nämlich dem Deut- 
schen Reiche, Oesterreich- Ungarn, Frankreich, Großbritannien, 
Italien, Rußland und der Türkei, sondern auch von Spanien und 
den Niederlanden beschickt wurde. Die beiden letztgenannten 
Staaten waren auf energische Vorstellungen noch nachträglich 
zur Teilnahme an der Konferenz eingeladen worden. Von Seiten 
Aegyptens nahm ein Vertreter mit beratender Stimme teil. 

Zum Vorsitzenden wählte man entsprechend dem Grundsatze 
des Alternats den ersten französischen Delegierten BiUot, der bei 
Uebemahme des Vorsitzes ausdrücklich darauf hinwies, daß die 
Zuständigkeit der Kommission nur eine beschränkte sei, indem 
ihre Beschlüsse keinen für die Regierungen bindenden Charakter 
haben sollten '). 

Zu Beginn der Beratungen zeigten sich gleich Unstimmig- 
keiten über den Arbeitsplan. Zwar sollte das Rundschreiben der 
britischen Regierung vom 3. 1. 1883 in erster Linie die Grundlage 
für die Beratungen bilden, doch hatte die französische Regierung 
ihrerseits noch einen weitergreifenden Entwurf ausarbeiten und 
den Delegierten unterbreiten lassen^). 

Demgegenüber betonte der erste englische Delegierte Sir Ju- 
lian Pauncefote, er müsse sich im Rahmen der ihm von seiner 
Regierung gegebenen Instruktionen halten, und legte seinerseits 
einen auf das Zirkular vom 3. 1. 1883 gegründeten Entwurf vor^). 



1) Vgl. DE Cleroq XVII 277 f.; MartensH XI Nr. 16 S. 97. 

2) Vgl. VoisiN in 209 und das Verhandlungsprotokoll bei MabteNs" 
XI 307 flF., insbes. 309 f.; Travebs Twiss RDJ. XVII 617; RoüX II 89 f. 

3) Abgedruckt bei MabtensH XI 312 f.; Voi8iNlII2111f.; RouxIISSSf. 

4) Abgedruckt bei MaetbnsU XI 313 f.; Voisin III 213 f.; Roux II 
381 f. ; deutsch bei Rettich 184 f. 
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Die beiden Entwürfe wichen in folgenden prinzipiellen Fragen 
wesentlich Toneinander ab ^) : 

Wahrend der engliche Entwurf eine rechtliche Regelung nur 
bezüglich des See kanals vorsah und für diesen die jederzeitige 
ungehinderte Benutzung „comme passage neutre^ verlangte (Art. I 
des engl. Entw.), erstreckte der französische Entwurf die Garantie, 
die er für die Freiheit der Schiffahrt durch den Seekanal verlangte, 
auch auf den Süßwasserkanal (Art. 1 Abs. 2 des franz. Entw.). 

Der englische Entwurf fußte, wie das Zirkular vom 3. I. 1883, 
auf dem Grundsatze der Nichtintervention der Mächte; der Khe- 
dive allein sollte das Recht und die Pflicht haben, alle erforder- 
lichen Maßregeln zu ergreifen, um den Vertragsbestimmungen, 
welche die Benutzung des Kanals durch Kriegsschiffe regelten, 
Geltung zu verschaffen, und zwar „dans la limite de ses ressources^ 
(Art. yUI des engl. Entw.). Der französische Entwurf hingegen sah 
die Einsetzung einer internationalen Kontrollkommission zur üeber- 
wachung der Vertragsbestimmungen vor (Art. 4 des franz. Entw.); 
auch sollten die Mächte befugt sein, in ,den Mündungen des 
Kanals, dagegen nicht innerhalb des Kanals selbst, höchstens 
je 2 leichte Kreuzer zu stationieren (Art. 3 a. a. O.). 

Der französische Entwurf ging also über die Bestimmungen 
des englischen Entwurfes und des Zirkulars (Ziff. 6 und 8) weit 
hinaus. 

Andererseits stimmten beide Entwürfe darin überein, daß sie 
feindselige Handlungen im Kanal verboten, der französische Ent- 
wurf auch für den Fall, daß die Türkei Kriegspartei sein sollte 
(Art. 5 des franz. Entw.). Beide Entwürfe verpflichteten die Mächte 
vorbehaltlos, für Schaden, den ihre Schiffe etwa am Kanal an- 
richten sollten, aufzukommen (Art. 7 und VII der Entwürfe). Schließ- 
lich sahen beide Entwürfe das Verbot der Errichtung von Be- 
festigungen am Kanal oder in seiner Nähe vor (Art. 2 des franz., 
Art. VI des engl. Entw.). Der französische Entwurf verbot außer- 
dem die militärische Besetzung eines der den Zugang zum Kanal 
beherrschenden Punkte; auch sollten die Signatarmächte bei et- 
waigen zukünftigen Verträgen keine territorialen oder kommer- 
ziellen Sondervorteile oder sonstige Privilegien suchen dürfen. 

Vom formellrechtlichen Standpunkte aus betrachtet, gebührte 
dem englischen Entwürfe zweifelsohne der Vorzug, da er der Ge- 

1) Vgl. die Gegenüberstellung der beiden Entwürfe bei Asser RDJ. XX. 
534 f.; ferner Calvo I 510 f. 



— 58 — 

bietshoheit des Sultans und der Stellung des Ehedive Rechnung 
trug; in Anbetracht der tatsächlichen politischen Verhält- 
nisse in Aegjpten war jedoch der französische Entwurf der brauch- 
barere, da er durch die Forderung einer ständigen Eontrolle ein 
kräftiges Gegengewicht gegen die gefahrdrohende Vormachtstellung 
Englands in Aegypten an die Hand gab. 

Die internationale Eommission beschloß auf Vorschlag ihres 
Vorsitzenden, beide Entwürfe einer Unterkommission zur Prüfung 
zu überweisen, die ein endgültiges Projekt ausarbeiten sollte, über 
welches dann im Plenum Beschluß gefaßt werden sollte. 

Am 13. IV. 1885 begann die Unterkommission unter dem 
Vorsitze des zweiten französischen Delegierten Barröre ^) ihre Be- 
ratungen. Nach 16 Sitzungen legte sie einen Vertragsentwurf von 
17 Artikeln vor ^), welcher vom 4. VI. ab im Plenum beraten wurde ^). 

Am 13. VI. schloß die Pariser Eommission ihre Beratungen 
ab, indem sie das Ergebnis derselben in einem Vertragsentwurfe 
unter Beifügung der von den englischen Delegierten eingebrachten 
Abänderungsanträge, über welche eine Einigung nicht erzielt wer- 
den konnte, niederlegte^). 

Zum Schlüsse der Beratungen legte noch der erste englische 
Delegierte, Sir Julian Pauncefote, als Anlage zum Sitzungsproto- 
kolle einen Vertragstext auf den Tisch des Hauses mit der Er- 
klärung, daß die englischen Delegierten denselben „comme le regime 
d^finitif destine k garantir le libre usage du canal de Suez*" an- 
zunehmen bereit wären, jedoch mit dem Generalvorbehalte, 
daß „die Anwendung derjenigen Bestimmungen, welche die Be- 
wegungsfreiheit Englands für die Dauer den Besetzung Aegyptens 
hindern könnten und mit dieser Lage unvereinbar wären", sistiert 
werden solle*). 



1) Barrere (jetzt französischer Botschafter in Rom) hatte einige Zeit 
vorher an den internationalen Verhandlungen über die Regulierung der 
Donauschiffahrt hervorragenden Anteil genommen. Vgl. Ullmann 337 An- 
merkung 1; HoLTZENBOBFFs H. II S. 352 Anm. 9. 

2) Abgedruckt bei Mabtens" XI 401 ff. ; Roux II 385 ftV ; vgl. hierzu 
den von Barrere verfaßten „ Rapport ä. la Gommission internationale, con- 
cernant les travaux de la Sous-Commission . . .' bei Mabteks^^ XI 414 ff'. 

3) Vgl. die Sitzungsprotokolle bei MabtensU XI 405 ff. 

4) Abgedruckt bei MartensH XI 456 ff. ; Roux ü 389 ff. 

5) Text dieses englischen Vertragsentwurfes bei Maetens^i XI 451 ff., 
des Generalvorbehaltes im Gelbbuche 1886/87 S. 92; ferner bei Mabtens^i 
XV 289, VoisiN III 215 und bei Roux II 393; vgl. ebenda S. 102 f. 
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Die Punkte, über welche man sich nicht hatte einigen können, 
betrafen in der Hauptsache die Artt. 5, 6, 9 und 11 des Kommis- 
sionsentwurfes. 

Art. 5 Abs. 1 bestimmte: 

^Da der Seekanal nach dem Wortlaute des Art. 1 des gegen- 
wärtigen Vertrages in Kriegszeiten als freie Durchfahrt selbst für 
die Kriegsschiffe der Belligerenten offen bleibt, so kommen die 
h. y. T. überein, daß kein Kriegsrecht, keine feindselige Handlung, 
noch irgendein Akt, der die direkte Vorbereitung einer kriegeri- 
schen Handlung zum Zwecke hat, in dem Kanal oder in seiner 
Nähe, wie in den Zugangshäfen noch in den Küstengewässem 
Aegyptens ausgeübt werden darf, selbst wenn die Hohe Pforte 
eine der kriegführenden Mächte sein sollte"^). 

Diese Bestimmung war von den Vertretern Deutschlands, 
Oesterreich- Ungarns, Spaniens, Frankreichs, der Niederlande, Buß- 
lands und der Türkei unter dem Vorbehalte angenommen worden, 
daß die „Ausdehnung der Küstengewässer *^ Aegyptens durch ein 
Uebereinkommen noch näher bestimmt werden sollte. Dagegen 
hatten die Vertreter Großbritanniens und Italiens für die Annahme 
des Art. 5 die Bedingung gestellt, daß die Worte: „oder in seiner 
Nähe, wie in den Zugangshäfen noch in den Küstengewässern 
Aegyptens" durch die Worte: „und in seinen Zugangshäfen, wie 
in einem Umkreise von 3 Seemeilen von diesen Häfen" ersetzt 
werden würden ^). 

Die Festlegung der Ausdehnung der Küstengewässer Aegyp- 
tens bot also nicht geringe Schwierigkeiten. Pauncefote hatte zu- 
erst vorgeschlagen, den Küstengewässern Aegyptens eine Ausdeh- 
nung von nur einer Seemeile zu geben: . . . „dans le canal et 
ses ports d'acc^s, ainsi que dans un rayon d' u n e lieue marine de 
ses ports"; er erklärte sich aber auf die Vorstellungen des tür- 



1) Siehe MartbnsII XI 412, 457; vgl. hierzu und zu dem Folgenden 
auch die Depesche des französischen Ministers des Auswärtigen de Frey- 
cinet an den Botschafter Waddington in London vom 24. 111 1886, in wel- 
cher die strittigen Funkte einzeln aufgeführt sind, im Gelbbuche 1886/87 
S. 15 ff., 28 ff. Als Anhang zu dieser Depesche sind die betreffenden Artikel 
in der von der Mehrzahl der Pariser Kommission beschlossenen Fassung und 
die englischen Abänderungsanträge zu diesen Artikeln gegenübergestellt; 
vgl. Gelbbuch 1886/87 S. 19 ff. ; MaetensIi XV 225 ff., 227 ff., 237 ff. ; Voism 
in 229 ff. Einen kurzen Ueberblick über die Differenzpunkte siehe noch bei 
Calvo I 512 ff. sowie bei Rettich 185 ff*. 

2) Vgl. Mabtensti XI 450 sowie 411 f., 419 ff., 439 f., 441 ff. 
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kiscfaen Delegierten Husny-Pascha bin mit einer Ausdehnung auf 
3 Seemeilen einverstanden^). Der russische Delegierte Hitrovo 
meinte sogar, in der vorliegenden Fassung habe die Yertragsbe- 
stimmung nur theoretischen Wert; solle dieselbe auch praktisch 
wirksam sein, so müsse man das Bote Meer, „die natürliche Fort- 
setzung der künstlichen Durchfahrt*^, entweder in seiner ganzen 
Ausdehnung neutralisieren, oder wenigstens eine bestimmte Linie 
ziehen, bis zu welcher jede Blockade verboten sein solle; am besten 
eigne sich hierzu die schmälste Stelle des Roten Meeres'). 

Dieser Vorschlag stieß aber bei den englischen und italieni- 
schen Delegierten auf heftigen Widerstand : England fürchtete für 
seine Bewegungsfreiheit in Aden und Perim am Südausgange des 
Roten Meeres, Italien für seine politischen Ziele bezüglich Erythrea 
an der Südostküste des Roten Meeres^). 

Die Bestimmungen des Art. 5 bildeten noch in anderer Rich- 
tung den Gegenstand von Erörterungen auf der Konferenz, und 
zwar im Zusammenhange mit Art. 11 Abs. 1. 

Gemäß Art. 5 des Kommissionsentwurfes sollte, wie sich aus 
dem obigen Wortlaute desselben ergibt, jedes Kriegsrecht und jede 
feindselige Handlung innerhalb des Kanals, in seinen Zugangs- 
häfen und in den ägyptischen Küstengewässern selbst für den Fall, 
daß die Hohe Pforte einer der Belligerenten sei, prinzipiell ver- 
boten sein. Eine einzige Ausnahme von diesem Verbote war im 
Art. 11 Abs. 1 vorgesehen, der in der Kommissionsfassung lautete: 

„Ebenso sollen die Vorschriften der Artt. 4, 5, 6 und 8 kein 
Hindernis bilden für die Maßregeln, welche Se. Kais. Maj. der 

Sultan und Se. Hoheit der Khedive im Namen Se. Kais. Maj. und 

■ • 

1) Vgl. Martens" X[ 439, 440. 

2) Vgl. das Verhandlungsprotokoll vom 9. VI. 1885 bei Martbns" XI 
483 ff. Dieselbe Forderung hatte auch die „internationale Friedensliga" auf 
ihrem Genfer Kongresse im September 1882 gestellt; vgl. Foubnikb db 
Flaix 111; vgl. dazu auch Rettich 187 Anm. 2; ferner Dehn , Neubil- 
dungen« 179. 

Als eine Ironie des Geschickes erscheint es, daß gerade russische Kreuzer 
es waren, die im Jahre 1904 während des russisch-japanischen Krieges durch 
ihr völkerrechtswidriges Verhalten im Roten Meere neutralen Schiffen gegen- 
über schlagend bewiesen, wie angebracht und notwendig die Neutralisierung 
auch des Roten Meeres gewesen wäre, bezw. noch ist. Vgl. das diesbezüg- 
liche Tatsachenmaterial bei Oethalom 85, 99, 100 ff.; üllmann 506 Anm. 2; 
vgl. auch Stengel in der Marine-Rundschau 1905 S. 425. 

3) Vgl. hierzu die Ausführungen des italienischen Delegierten Ressman 
auf der Konferenz bei MabtensH XI 437 f. 
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in den Grenzen der eingeräumten Firmane zu ergreifen genötigt 
sein würden, um durch ihre eigenen Machtmittel die Verteidigung 
Aegyptens und die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung 
zu sichern" ^). 

Zu dieser Fassung des Art. 11 lagen noch zwei Abänderungs- 
anträge von Seiten des englischen Delegierten Sir Julian Pauncefote, 
vor. Einmal wollte Pauncefote die Worte „im Namen Sr. Kais. 
Maj." beseitigt wissen; dieser Tenor erwecke nämlich den Anschein, 
als ob die Kommission Direktiven für das Verhalten des Khedive 
gegenüber dem Sultan geben wolle. Dies sei aber nicht Sache 
der Kommission; das Verhältnis zwischen dem Sultan und dem 
Khedive werde vielmehr durch großherrliche Firmane geregelt. 
Weiterhin seien aber auch die Worte „durch ihre eigenen Macht- 
mittel" zu streichen, da diese sich in ihren Konsequenzen als. eine 
unzulässige Einengung der Souveränitätsrechte der Territorialmacht 
darstellten, indem sie dem Sultan, bzw. dem Khedive bei Unzu- 
länglichkeit ihrer eigenen Machtmittel für die Verteidigung Aegyp- 
tens die Möglichkeit nähmen, die Hilfe von Verbündeten (Englands 
natürlich!) in Anspruch zu nehmen*). 

Worauf diese anscheinend so uneigennützigen Abänderungs- 
anträge des englischen Delegierten in ihren praktischen Konse- 
quenzen hinausliefen, war zu durchsichtig, als daß sie die Billigung 
der übrigen Kommissionsmitglieder hätten finden können. Die 
türkischen Delegierten erklärten denn auch, daß sie in der vor- 
liegenden Fassung des Art. 11 keine Beeinträchtigung der Sou- 
veränitätsrechte des Sultans erblickten *), und beantragten, diese 
Fassung beizubehalten, welchem Antrage die Mehrzahl der Kom- 
missionsmitglieder auch stattgab. 

Die weitsaus größten Schwierigkeiten bot die Redigierung des 
Art. 9, dem die Mehrheit der Kommission folgende endgültige 
Fassung gab : 

„Eine Kommission, welche aus den ägyptischen Vertretern 

1) Text siehe bei Martens" XI 430, 459. 

2) Vgl. die AusfühniDgen Pauncefotes bei Märten s^i XI 430, 431. 

3) In gleichem Sinne äußerte sich späterhin der französische Minister 
des Auswärtigen de Freycinet über den Art. 11 in einer Depesche vom 
24. III. 1886, in welcher er ausführte: „II est k presumer que si TAngleterre 
a demand^ la suppression de ces mots (nämlich par leurs propres forces) 
c'est la crainte que les gouvernements du Sultan et du Khedive n'y trou- 
vassent, d'une mani^re generale, une interdiction d6 conclure des alliances. 
Teile n'estpasnotrepensäe.« Vgl. Gelbbuch 1886/87 S. 18. 
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von . . . .^) zusammeDgesetzt, und denen ein Abgeordneter der 
ägyptischen Regierung mit beratender Stimme zugeteilt sein soll, 
soll unter dem Vorsitze eines besonderen Delegierten der Türkei 
zusammentreten. 

Um für den Schutzdienst des Kanals Vorsorge zu treffen, 
soll sie sich mit der zuständigen Stelle ins Einvernehmen setzen 
(eile s'entendra avec qui de droit) 2), um die ungehinderte Be- 
nutzung sicherzustellen: im Böhmen ihrer Befugnisse soll sie die 
Beobachtung der Vorbehalte des gegenwärtigen Vertrages über- 
wachen und die Mächte für die Maßregeln in Anspruch nehmen, 
welche sie für die Gewährleistung der Durchführung geeignet er- 
achten wird. 

Es ist selbstverständlich, daß das Wirken der genannten Kom- 
mission den Souveränitätsrechten Sr. Kais. Maj. des Sultans sowie 
den Rechten und Immunitäten Sr. Hoheit des Khedive keinerlei 
Einbuße wird bringen können" ^). 

Die englischen Delegierten, unterstützt von den italienischen, be- 
antragten, diesem Artikel folgende einschränkende Fassung zu geben : 

„Die ägyptischen Vertreter der Signatarmächte des gegen- 
wärtigen Vertrages sollen über seine Beobachtung wachen und 
ihren betreffenden Regierungen unverzüglich jede Verletzung seiner 
Bestimmungen oder auch nur jede Gefahr einer solchen, welche 
in die Erscheinung treten könnte, anzeigen. Im Falle eines 
Krieges oder innerer Unruhen oder anderer Er- 
eignisse, welche die Sicherheit oder ungehinderte Durchfahrt durch 
den Kanal bedrohen sollten, sollen sie auf Berufung eines 
von ihnen zusammentreten, um zu den erforderlichen Feststel- 
lungen zu schreiten. Sie sollen ihre bezüglichen Regierungen 
wegen der Vorschläge in Anspruch nehmen, welche ihnen zur 
Gewährleistung des Schutzes und der freien Benutzung des Ka- 
nals geeignet erscheinen würden***). 



1) Zu ergänzen sind hier die Namen der Signatarmächte des gegen- 
wärtigen Vertrages. 

2) Im Artikel 10 des von der Unterkommission vorgelegten Entwurfes 
hatte es geheißen: .... eile s^entendra avec la Compagnie de Suez pour as- 
Burer Tobservation des r^glements de navigation et de police en vigueur'; 
vgl. Mabtens^i XI 408. Auf Vorschlag von Barrdre wählte man aber, um 
etwaigen Mißverständnissen hinsichtlich der Anwendung dieser Reglements 
vorzubeugen, obige Fassung. Vgl. Mabteins^i XI 447. 

3) Vgl. MabtensH XI 424 flF., 428 f., 446 f., 458 f. 

4) Text siehe bei MartensU XI 428, 458 f. 
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Diese beiden Fassungen des Art. 9 stellen sich als die Fracht 
mühsamer Verhandlungen und gegenseitigen Entgegenkommens 
dar, eine weitergehende üebereinstimmung der Ansichten ließ sich 
nicht erzielen. Zuvörderst hatten die englischen Delegierten die 
Einsetzung einer Kontrollkommission überhaupt rundweg abge- 
lehnt, da eine solche unvereinbar sei mit Zifif. H des Granville- 
schen Rundschreibens und mit dem entsprechenden Art. YIU des 
englischen Vertragsentwurfes, wonach dem Khedive die Beob- 
achtung der Vertragsbestimmungen in Kriegszeiten über- 
tragen werden sollte. Im Laufe der Beratungen zeigten sie sich 
aber, da die übrigen Delegierten, so auch diejenigen der Türkei, 
bei der Notwendigkeit der Einsetzung eines internationalen Kon- 
trollorgans verblieben ^), einem Vermittlungsvorschlage des ita- 
lienischen Delegierten Pierantoni zugänglich, der dahin zielte, daß 
die ägyptischen Vertreter der Signatarmächte des gegenwärtigen 
Vertrages die Beobachtung seiner Bestimmungen überwachen und 
imFalle einesKrieges oder einer dieSicherheit 
des Kanals bedrohenden inneren Unruhe zusam- 
mentreten sollten, um im Einvernehmen mit der SKG. für den 
Schutz des Kanals Vorsorge zu treffen^). In Gemäßheit dieses 
Vorschlages formulierten die englischen Delegierten dann den oben 
mitgeteilten Abänderungsantrag, bei welchem sie endgültig ver- 
blieben ^). 

Der Art. 10 des von der Unterkommission dem Plenum vor- 
gelegten Vertragsentwurfes hatte bezüglich der Zusammensetzung 
der internationalen Kontrollkommission bestimmt, daß die Signa- 



1) Zum Beweise für die Notwendigkeit der Einsetzung eines interna- 
tionalen Kontrollorgans wiesen yerschiedene Delegierte vergleichsweise auf 
die Regelung der Schiffahrtsverhältnisse der internationalen Ströme, insbe- 
sondere der unteren Donau, hin, so vor allem der zweite französische Dele- 
gierte Barröre; vgl. Martens" XI 363 flf., 370 f., 383 ff., 417. Der englische 
Delegierte Paimcefote wies jedoch mit Recht darauf hin, daß der Vergleich 
zwischen der Donau und dem Suezkanal unzutreffend sei; vgl. Martens^^ 
a. a. 0. 368. Auch der italienische Delegierte Pierantoni legte dar, daß der 
Vergleich vom historischen und juristischen Standpunkte aus nicht zutreffe; 
a. a. 0. S. 372 f. Vgl. hierzu auch Travbrs Twiss RD J. XVII 625 f., wel- 
cher denselben ablehnenden Standpunkt hier einnimmt. 

2) Text dieses italienischen Abänderungsantrages siehe bei Martens" 
XI 403 f., 425. 

3) Derselbe findet sich auch in dem Vertragstexte, den Pauncefote beim 
Schlüsse der Konferenz auf den Tisch des Hauses legte; vgl. Marxens i^ 
XI 452 f. 
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tarinächte der „Londoner Deklaration vom 17. lU. 1885^, also 
nur die Großmächte, in derselben vertreten sein sollten^). Diese 
Bestimmung hatte der niederländische Delegierte Asser beanstan* 
det und mit Eecht hervorgehoben, daß man, da die Kontrollkom- 
mission keinen rein politischen Auftrag zu erfüllen habe, zum 
Maßstabe für die Vertretung in derselben die Handelsinter- 
essen der einzelnen Nationen nehmen müsse ; hiemach hätten 
aber die Niederlande und Spanien auch einen Anspruch darauf, 
in der betreffenden Kommission vertreten zu sein^). 

Die endgültige Fassung des Art. 9 des Kommissionsentwurfes 
zeigt, daß man die Berechtigung dieser Beanstandung anerkannt hat. 

Einen Streitpunkt von geringerer Bedeutung bildete die Sti- 
pulierung des Art. 6, welcher nach der Kommissionsfassung lautet: 

„Die Fahrzeuge sollen im Kanal und seinen Zugangshäfen 
weder Truppen noch Munition noch Kriegsmaterial aus- noch ein- 
laden" '). 

Die englischen Delegierten und mit ihnen die italienischen 
stellten den Antrag, statt dessen einschränkend zu sagen: „In 
Kriegszeiten sollen die kriegführenden Mächte im Kanal 
weder Truppen noch Munition noch Kriegsmaterial aus- noch ein- 
laden***). Zur Begründung dieses Antrages berief sich Paunce- 
fote auf Ziflf. 2 des Zirkulars vom 3. I. 1883, wonach Truppen- 
landungen usw. nur in Kriegszeiten verboten sein sollten, und 
führte aus, daß die Ausdehnung dieses Verbotes auch auf die 

1) Vgl. den Text dieses Art. 10 bei Maktens" XI. 403. 

2) Vgl. hierzu die Statistiken über den Durchgangsverkehr im Suez- 
kanal aus den Jahren 1881/82 bei Foübnieb de Flaix 66 und aus dem Jahre 
1884 bei Tbavebs Twtss RDJ. XVII 627 Anm. 1, nach welchen die Nieder- 
lande an 3., Spanien an 7. Stelle rangieren. Beide Staaten waren also an dem 
Schicksale des Kanals sehr interessiert und konnten demnach bei Einrich- 
tung eines internationalen Kontrollorgans mit Recht Sitz und Stimme in 
diesem beanspruchen. Vgl. hierzu auch den Auszug aus der „Norddeutschen 
Zeitung" bei Foübnieb de Flaix 122; femer Cabath^odobt in Holtzen- 
DOBPFs H. n 388, 390 Anm. 5. 

Die Beteiligungsquote der Niederlande und Spaniens an dem Verkehre 
durch den Suezkanal ist auch späterhin dieselbe geblieben; vgl. die Stati- 
stiken bei Camand 5; RoüX II 314; Tbietsgh 156 sowie in den einzelnen 
n Bulletins däcadaires de la compagnie universelle du canal maritime de Suez*. 

3) Text siehe bei Mabtensu XI 412, 421, 458. 

4) Vgl. MabtensII XI 413, 458. Die italienischen Delegierten wollten 
hinter den Worten „im Kanal" noch den Zusatz ^und seinen Zugangshäfen ** 
beigefügt wissen. Diesen Tenor hat jetzt Art. 5 des Vertrages von Kon- 
stantinopel; vgl. Anhang. 
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Friedenszeiten für die Kolonialmächte (insbesondere England und 
Italien) zu großen Unzuträglichkeiten führen werde ^). 

Die Mehrheit der Kommission schloß sich jedoch diesen Aus- 
führungen nicht an, sondern beschloß die oben mitgeteilte Fas- 
sung des Art. 6« 

Interessante Erörterungen ergaben sich in der Kommission 
noch über die Frage, ob das Prinzip der Schadloshaltung seitens 
der einzelnen Mächte für Beschädigungen der Einrichtungen des 
Kanals durch ihre Schiffe im Yertragstexte zum Ausdrucke ge- 
bracht werden solle. 

Wie wir weiter oben gesehen haben, hatten sowohl das Gran- 
yillesche Zirkular (Ziff. 5), wie der englische (Art. YU) und 
französische Entwurf (Art. 7) zur Pariser Konferenz dieses Prin- 
zip aufgestellt, ebenso hatte sich das „Institut de droit interna- 
tional^ in Ziff. 3 seiner Vorschläge hierfür ausgesprochen. Die 
ünterkommission der Pariser Konferenz hatte in Art. 8 ihres 
Entwurfes die Bestimmung getroffen gehabt: 

„Jede Macht, die irgendwelche Beschädigung am Kanal oder 
an seinem Material angerichtet hat, soll gehalten sein, die Kosten 
unverzüglicher Ausbesserung dieses Schadens in kürzester Zeit zu 
zahlen, vorbehaltlich des Rekurses an die zuständige Stelle im 
Falle der Bestreitung" 2). 

Der niederländische Delegierte Asser beantragte im Plenum 
die Streichung dieses Artikels. Einmal sei der Artikel unnütz, 
da er ein selbstverständliches Prinzip aufstelle, dann trage er aber 
auch als zum Zivilrechte gehörend ein fremdes Element in den 
vorliegenden völkerrechtlichen Vertrag hinein; für diesen genüge 
die Bestimmung des Art. 3, daß die vertragschließenden Mächte 
zur Respektierung der Einrichtungen des Kanals verpflichtet seien. 
Einen unnützen Artikel aber in einem so wichtigen Vertrage, wie 
dem vorliegenden, in welchem jeder Artikel weittragende Bedeu- 
tung habe, beizubehalten, sei gefährlich, da er in der praktischen 
Anwendung unbedingt zu falschen Folgerungen führen müsse ^). 

Das Plenum schloß sich diesen Ausführungen an und strich 



1) Vgl. Maktens^i XI 412 f. üeber die völkerrechtliche Seite dieser Frage 
vgl. Gbffckbn in Holtzendokpfs H. IV 661 ; ferner noch Stenöel in der 
Marine-Rundschau 1905 S. 426. 

2) Text siehe bei Maktens^i XI 403. 

3) Vgl. das Verhandlungsprotokoll bei Martens^i XI 423 f. vgl. ferner 
Asser RDJ. XX 555 ff. 

1> e dreu X , I)pr Suezkaual. K 
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den Art. 8 des von der Unterkommission entworfenen Vertrags- 
textes. 

Die Pariser Konferenz endete somit im Grunde genommen 
mit einem Mißerfolge, da ein Vertragstext, welcher die Billigung 
der am Kanal hauptsächlich interessierten Mächte gefunden hätte, 
nicht zustande kam. Es ist der Konferenz jedoch zweifellos das 
Verdienst zuzuerkennen, daß sie die Ausgleichung mancher bis- 
heriger Uneinigkeiten herbeigeführt und einer endgültigen Ver- 
tragsstipulierung ein gutes Stück vorgearbeitet hat. 

t)iese Tatsache brachte Sir Julian Pauncefote in seinem Schluß- 
worte zum Ausdrucke, indem er sagte: „Si Tedifice que nous avons 
construit reste inachevä, il repose du moins sur des bases solides, et 
nous nous sommes rapprochös du but beaucoup plus que je n'osais 
l'espirer" i). 

Die Verhandlungen wären wohl noch weiter gepflogen worden 
und hätten vielleicht zu weiteren Verständigungen geführt, wenn 
die englischen Vertreter nicht infolge des Sturzes des Ministeriums 
Qladstone^) (9. VI. 1885) zur Einholung neuer Instruktionen 
genötigt worden wären. 

§ 15. 
Der franzftsisch-englische Kompromifientwuif vom 24. X. 
1887 nnd der Vertrag Ton Konstantinopel Tom 29. X. 1888. 

Bald nach Schluß der Pariser Konferenz (13. VI. 1885) wur- 
den die betreflfenden Verhandlungen auf diplomatischem Wege 
wieder aufgenommen. Bereits am 22. VI. 1885 ersuchte der fran- 
zösische Minister des Auswärtigen de Freycinet, der Nachfolger 
«lules Ferrys, die Botschafter Frankreichs an den Höfen von Lon- 
don, Berlin, Wien, St. Petersburg, Rom, Madrid und Haag in 
einem Bundschreiben, mit den betreffenden Regierungen wegen 
einer endgültigen Regelung der Suezkanalfrage in Unterhandlungen 
zu treten. Die Mächte zeigten sich jedoch einer so baldigen 

Tbavebs Twiss ist der Ansicht, daß es doch zweckmäßig gewesen wäre, 
das Prinzip der Schadloshaltung ausdrücklich festzulegen, und zeig^ gleich- 
zeitig, wie dies durch eine Redaktionsänderung des oben mitgeteilten Art. 8 
hätte bewerkstelligt werden können; vgl. dessen Aufsatz in der RDJ. XVn 
620 f. Vgl. ferner noch Bustamante RDJ. XX VII 244 ; Maktens RDJ. XIV 
398; CABATHfioDOKY in HoLTZENDORPFs H. II 392 f. sowie Rettich 181 f., 186. 

1) Vgl. MaktensII XI 455; VoisiN III 215. 

2) Interessante Bemerkungen über Gladstones Aegyptenpolitik siehe 
bei Cromer II 346 ff. 
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Wiederaufnahme der eben erst vertagten Verhandlungen nicht 
geneigt und regten an, Frankreich und England als die an der 
Kanalfrage am meisten Interessierten sollten sich zuvörderst auf 
ein Kompromiß (formule transactionnelle) einigen und dieses dann 
den übrigen Mächten zur Prüfung vorlegen. Lord Salisbury je- 
doch ersuchte um Vertagung der Angelegenheit, da er sich bei 
meinem erst vor kurzem erfolgten Amtsantritte (25. VT.) über die 
vorliegende Frage noch nicht genügend habe orientieren können; 
zudem ständen die Parlamentswahlen kurz bevor ^). Letztere fan- 
den im November 1885 statt. Salisbury wurde gestürzt, Glad- 
stone kam wieder ans Ruder. Das Portefeuille des Auswärtigen 
übernahm nun Lord Rosebery, der seit Jahren mit der ägypti- 
schen Frage aufs beste vertraut war, so daß ein gedeihlicher Fort- 
gang der Verhandlangen zu hoifen stand. Jedoch fand Freycinet, 
als er Anfang Januar 1886 durch den französischen Botschafter 
in London, Waddington, die diplomatischen Verhandlungen be^ 
treffend Erzielung eines Einvernehmens der beiden Kabinette über 
die Suezkanalfrage wieder aufnahm, kein Entgegenkommen bei 
Rosebery. Dieser bat vielmehr, die Sache bis auf weiteres zu 
vertagen, da er den gewählten Augenblick für „ungünstig" halte^). 
Die gleiche Antwort ward Freycinet zuteil, als er Anfang März 
1886 die Verhandlungen aufs neue in Fluß bringen wollte. „Ver- 
schiedene Erwägungen", so erklärte Rosebery, führten die englische 
Regierung zu dem Schlüsse, daß der Zeitpunkt zur Wiederauf- 
nahme der Verhandlungen nicht günstig sei^). 

Diese dilatorische Behandlung der brennenden Kanalfrage 
von Seiten der englischen Regierung ließ Freycinet befürchten, daß 
die beunruhigenden Gerüchte, welche damals über die Absichten 
Englands in Aegypten zirkulierten, doch wohl einen berechtigten 



1) Vgl. d'Avril Rev. d'hist. diplom. 1888 S. 16; Camand 158 f.; Freyci- 
NKT 344 f. ; Roux II 103. Dies hinderte Lord Salisbury aber nicht, bald 
nach Uebemahme des Ministerportefeuille« Sir Drummond Wolff in hoch- 
politischer Mission nach Konstantinopel zu senden : er sollte mit der Pforte 
eine Vereinbarung über Umfang und Dauer der englischen Besetzung Aegyp- 
tens treffen; vgl CocHERis 202 if,; Grünau 170 f.; Gaionkrot 228 ff. Lord 
Salisbury dürfte also doch wohl über die ägyptische Frage einigermaßen orien- 
tiert gewesen sein ! Dies lassen auch die von großer Sachkenntnis zeugenden 
Ausführungen Salisburys in den Parlamentsverhandlungen vom Juli 1888 zur 
Genüge erkennen ; vgl. Foürnier de Flaix 166 f. 

2) Vgl. Gelbbuch 1886/87 S. 1 f. ; MartensH XV 214 ff.; VoisiN III 216 f. 

3) Vgl. Gelbbuch 1886/87 S. 7 ff., 10; Martens" XV 218 f. 

5* 
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Grund hätten. Er gab daher in energischer Form seiner Miß- 
billigung über das Verhalten der englischen Politik Ausdruck^) 
und erreichte endlich gegen Mitte März, daü Rosebery aus seiner 
reservierten Haltung herausging und durch den Botschafter in 
Paris, Lord Lyons, den Wunsch übermitteln ließ, Preycinet möchte 
ihm, bevor man offiziell in die Verhandlungen eintrete, „ä titre 
priv^*^ den französischen Kompromißvorschlag bezüglich des Suez- 
kanals zwecks Einsichtnahme zugehen lassen^). Diesem Wunsche 
willfahrte Preycinet bereitwillig und ließ Rosebery am 24. III. 1886 
das französische »projet transactionnel^ durch den Botschafter in 
London, Waddington, zugehen'). Dieser französische Kompromiß* 
Vorschlag kam den ^englischen Wünschen in weitgehender Weise 
entgegen : 

1. Bezüglich des Art. 6 des Entwurfes der Pariser Kommis- 
sion, der jede feindselige Handlung im „Kanal oder in seiner 
Nähe, wie in den Zugangshäfen und in den Küstengewässem 
Aegyptens" verbot, schloß sich Preycinet dem englischen Ab- 
änderungsantrage in der Porm an: .... dans le canal ou ses 
approches, ainsi que dans les ports d'acc^s, ou dans les eaux 
territoriales aux deux extr^mites du canal. 

2. Den Art. 6, welcher Truppenlandungen im Kanal und sei- 
nen Zugangshäfen untersagte, wollte Preycinet dagegen in der 
Kommissionsfassung gewahrt wissen, da die von England bean- 
tragte Einschränkung dieses Verbotes auf den Kriegsfall ihm 
zu unbegrenzt erschien mit Rücksicht darauf, „daß fast stän- 
dig an irgendeinem Punkte Krieg herrsche*^ ^). 

3. Art. 9 des Konferenzentwurfes, der eine ständige inter- 
nationale Kontrollkommission vorsah, hatte, wie wir oben des 
näheren dargelegt haben, den Schwerpunkt der Kontroversen ge- 
bildet. Preycinet schlug nun vor, mit der üeberwachung der Ver- 
tragsbestimmungen die ägyptischen Vertreter der Signatarmächte 
förmlich zu beauftragen: sie sollten nicht nur im Palle 
eines Krieges oder innerer Unruhen, wie der englische Abände- 
rungsantrag es wünschte, zusammentreten, sondern in jeder 

1)~V^ Gelbbuch 1886/87 S. 11 f.; Martensh XV 221 f. 

2) Vgl. Gelbbuch 1886/87 S. 13 ; MartbnsU XV 222 flF. 

3) Vgl. die umfangreiche Depesche vom 24. III. 1886 im Gelbbuch 
1886/87 S. 15 ff. und das derselben beigefügte «projet transactionnel* eben- 
dort S. 19 ff. ; MarteksH XV 225 ff., 227 ff.; vgl. auch Camand 160 ff. ; Roux 
n 104. 

4) Vgl Gelbbuch 1886/87 S. 16; MartbnsU XV 225. 
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Lage, welche die Sicherheit oder ungehinderte 
Durchfahrt des Kanals bedrohen würde, und zwar sollten sie 
alsdann die ägyptische Eegierung (also nicht ihre eigenen 
Regierungen) um die erforderlichen Maßregeln angehen ^) ; auf 
alle Fälle aber sollten die Vertreter der Mächte sich einmal 
im Jahre versammeln, npour constater la bonne ex^ution du 
traite". 

4. Gemäß Art. 11 des Konferenzentwurfes sollte der Sultan 
bzw. der Khedive im Namen des Sultans die zur Verteidigung 
Aegyptens und zur Aufrechterhaltung der Ordnung etwa er- 
forderlichen Maßregeln ungehindert ergreifen können und zwar 
durch ihre eigenen Machtmittel. England hatte bekanntlich 
die Streichung dieses Zusatzes beantragt, weil es hierin ein all- 
gemeines Verbot für den Territorialherrn , Bündnisse zur 
Verteiiligung Aegyptens zu schließen, erblickte. Um dieses Be- 
denken zu zerstreuen, schlug Freycinet vor, genauer und bestimm- 
ter zu sagen: .... „seraient dans la n^cessit^ de prendre dans 
la region du canal pour assurer par leurs propres forces la 
defense du territoire et le maintien de l'ordre public" *). Der Sul- 
tan bzw. der Khedive sollte also bloß „innerhalb der Kanalzone'', 
allein auf seine eigenen Machtmittel angewiesen sein, im übrigen 
aber freie Hand haben. 

Dieses projet transactionnel hatte einen regen Notenwechsel 
zwischen den Kabinetten London und Paris zur Folge'). Die 
englische Regierung legte in einem Memorandum vom 22. X. 1886 
des näheren dar, daß die französischen Vermittlungsvorschläge 
nicht in allen Punkten ihre Zustimmung finden könnten *) : einmal 
wollte England um keinen Preis darin einwilligen, daß die inter- 
nationale Kontrollkommission in Permanenz erklärt werde. So- 
dann bestand England unter allen Umständen darauf, daß das 
Recht, zu j e d e r Zeit (also nicht nur in Friedenszeiten) in den 
Häfen von Suez und Port-Said Truppen, die nach den Kolonien 
bestimmt wären, ein- oder auszuschiffen, anerkannt werde. Schließ- 
lich sollte es dem Khedive in keiner Weise verwehrt sein, auch 

1) Diese Bestimmung trug dem Geiste des Vertrages, der die Souveräni- 
t&tsrechte der Territorialmacht möglichst unberührt lassen wollte, besser 
Rechnung, insbesondere den Bestimmungen der Art. 10 und 11; vgl. Gelbbuch 
1886/87 S. 16 f.; Mabtens" XV 226. 

2) Vgl. Gelbbuch 1886/87 S. 18; Maktens-i XV 226 f. 

3) Näheres vgl. Gelbbuch 1886/87 S. 22 ff.; Martens" XV 281 ff. 

4) Vgl. Gelbbuch 1886/87 S. 45 ff.; Martens" XV 252 ff. 
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zum Schutze der Kaualzone die Hilfe von Verbündeten 
in Anspruch zu nehmen; denn „si, en cas de danger soudain, il 
^tait interdit au Khedive d'appeler k son aide des canonni^res 
^trang^res, cela pourrait etre fatal ä la securite du canal** ^). 

Der Meinungsaustausch zwischen England und Frankreich 
setzte sich so auf diplomatischem Wege bis weit ins Jahr 1887 
hinein fort, ohne daß man zu einem beiderseitig befriedigenden 
Endergebnisse hätte gelangen können. Eine Zeitlang wurde der 
Kotenwechsel auch durch Kabinettwechsel in den beiden Ländern 
unterbrochen : in England erhielt Lord Salisbury wieder das Porte- 
feuille der auswärtigen Angelegenheiten, in Frankreich wurde Frey- 
cinet durch Flourens ersetzt. Der schleppende Verhandlungsgang 
wurde aber wesentlich dadurch verursacht, äaß die englische Re- 
gierung den französischen Vermittlungsvorschlägen herzlich wenig 
entgegenkam; Richtschnur für ihre Kanalpolitik waren und blieben 
die im Granvilleschen Rundschreiben vom 3. I. 1883 niedergeleg- 
ten Grundsätze, auf welche sie immer wieder zurückgriff. 

Dieses langwierigen diplomatischen Geplänkels müde, benutzte 
Flourens eine günstige Gelegenheit, um das englische Kabinett 
zu einer endgültigen Stellungnahme in der Suezkanalfrage zu 
zwingen. 

Parallel mit den Verhandlungen über den Suezkanal liefen 
solche über die Neuen Hebriden. England, welches ein großes 
Interesse an der alsbaldigen Regelung der letzteren Angelegen- 
heit hatte, wurde wegen verzögernder Behandlung derselben in 
Paris vorstellig, worauf Flourens in einer längeren Note an den 
französischen Botschafter in London, Waddington, unterm 9. VIII. 
1887 dem Londoner Kabinett u. a. mitteilen ließ : „ J'ai exprime 
de la surprise qu'on nous parlät des lenteurs qu'^prouvait la ne- 
gooiation relative aux Nouvelles-Hebrides, alors que nous avions 
le droit de nous montrer beaucoup plus etonnes de Celles que 
subissait artificiellement une n^gociation autrement importante, 

puisque l'Europe enti^re y etait interessee J'ai declar^ ä 

M. Egerton, comme je Tavais d6jä fait ä Lord Lyons, qu'il n'y 
avait Sans doute aucune correlation logique et necessaire entre la 
question de Suez et celle des Nouvelles-Hebrides, mais qu'ä mon 
sens les deux n^gociations devaient marcher parallölement, et 
qu'avant d'avoir une r^ponse au sujet du canal, je ne prendrai 



1) Vgl. Gelbbuch 1886/87 S. 47; Maktens" XV 254. 
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pas la responsabilitä d'en donner une au sujet des Nouvelles-H^- 
brides * ^), 

Dieser diplomatische Schachzug hatte den gewünschten Er- 
folgt). Die Verhandlungen wurden nun von selten Englands ernst- 

1) Vgl. Gelbbuch 1886/87 S. 69/70; Martens" XV 271; d'Avbil Rev. 
d'hietoire diplom. 1888 S. 188 f. 

Flourens behielt übrigens recht: die Eiuigang zwischen den beiden 
Kabinetten London und Paris über den Suezkanal wurde am 24. X. 1887 
erzielt, diejenige über die Neuen Hebriden dagegen erst am 16. XI. 1887 
vgl. , Convention relative aux Nouvelles-Hebrides et aux lies sous le vent de 
Tahiti- bei MartensU XVI 820 S. 

2) Noch mehr aber wird das endgültige Scheitern einer diplomatischen 
Parallelaktion England dazu getrieben haben, in der Suezkanalfrage nach- 
zugeben. Wie wir weiter oben gesehen haben, wurden nach Schluß der 
Pariser Konferenz (13. VI. 1885) die Verhandlungen auf diplomatischem 
Wege und zwar hauptsächlich zwischen London und Paris fortgesetzt. Neben- 
her machte England den Versuch, durch unmittelbare Vereinbarung mit der 
Pforte die Neutralisationsfrage des Suezkanals zu regeln und zwar durch die 
S. 67, Anm. 1 erwähnte Mission Sir Drummond Wolffs. Es kam auch am 22. V. 
1887 in Konstantinopel zwischen England und der Türkei ein Vertrag zu- 
stande (vgl. Text bei Noradounghian IV 426 ff.; Martens" XVI 816 ff. und 
Edhkm 117 ff.), in welchem die Pforte versprach, den Suezkanal unter gewissen 
Modalitäten für neutral zu erklären und die Signatarmächte des Berliner Ver- 
trages einzuladen, diese Erklärung durch Abschluß einer Konvention zu billigen 
und sich zur Beobachtung der Neutralitätsbestimmungen zu verpflichten. Die 
ägyptischen Vertreter der Signatarmächte sollten über die Ausführung dieser 
Bestimmungen wachen (Art. 3). Falls Aegjpten seinen Verpflichtungen gegen 
das Ausland oder den Sultan nicht nachkäme, sollten nur England oder die 
Pforte das Recht haben, Aegypten militärisch zu besetzen ; jede andere Macht 
sollte hiervon ausgeschlossen sein : d^apr^s cet acte, aucune puissance n^aura 
le droit, en aucune circonstance, d'envoyer des troupes sur le territoire egyp- 
tien .... NoBADOüNQHiAN a. a. 0. 428; Martens" a. a. 0. 817. 

Damit hätte England einen „Rechtstitel anf die politische Oberaufsicht 
über den Suezkanal " erlangt, und das in Art. 3 der Konvention vorgesehene 
internationale Kontrollorgan wäre in seiner praktischen Wirksamkeit gleich 
Null gewesen. Denn um etwaigen Beschwerden wegen Vertragsverletzungen 
nachdrückliche Abhilfe zu verschaffen, hätte man sich nur an die Pforte 
bzw. an England als die für solche Fälle zuständigen Organe wenden dürfen. 

Frankreich und Rußland wußten die Ratifikation dieses Vertrages zu hinter- 
treiben. Der Sultan zog die Entscheidung hinaus und lehnte es schließlich 
am 15. VJI. 1887 endgültig ab, die Konvention zu ratifizieren. So blieb Eng- 
land nichts anderes übrig, als in Gemeinschaft mit den anderen Mächten die 
Lösung der Neutralisationsfrage weiter zu betreiben, was denn auch von 
Ende Juli 1887 ab geschah. Vgl. hierzu Grünau 169 ff. ; d'Avril Rev. d'his- 
toire diplom. 1888 S. 10 f.; GAiONJ£KOT286ff.; Edhem 119. Genaue Einzelheiten 
siehe bei Cochrris 203 ff., 218 ff., 226 ff. ; vgl. ferner Fretcinet 868 ff. und 
Grombr II 852 ff. Die betreffenden Angaben bei Roux II 116 sind historisch 
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lieh gefordert, und Lord Salisbury ließ dem französischen Minister 
des Auswärtigen am 21. X. 1887 einen Vertragsentwurf zugehen V), 
in welchem die bis dahin erfolgten Verständigungen ihren Nieder- 
schlag gefunden hatten. Allerdings machte Salisbury hierbei, wie 
seinerzeitderenglischeDelegierte Sir Julian Pauncefoteauf der Pariser 
Konferenz am 13. VI. 1885, den Generalvorbehalt: „quant ä, Tap- 
plication de ces dispositions en tant qu'elles ne seraient pas 
compatibles avec l'^tat transitoireet exceptio n- 
n e 1 oü se trouve actuellement l'Egypte et qu'elles pourraient 
entraver la libert^ d'action de leur gouvernement, pen- 
dant la p^riode de l'occupation de l'Egypte par les forces de Sa 
Majestä britannique" ^). 

Kurz darauf, nämlich am 24. X. 1887, wurden die letzten 
Hindernisse einer Verständigung der beiden Kabinette über die 
Suezkanalfrage bei Gelegenheit eines Aufenthalts Lord Salisburys 
in Paris in persönlicher Aussprache restlos ausgeräumt. Frank- 
reich stimmte sogar dem von England gemachten Generalvorbe- 
halte zu^), vermittels welchen der Vertrag in seiner praktischen 
Anwendung für England bei dem „vorübergehenden und außer- 
gewöhnlichen" Zustande Aegyptens jederzeit illusorisch gemacht 
werden konnte. 

Am 10. XI. 1887 ließ Flourens im Einverständnisse mit dem 
Londoner Kabinette den französisch-englischen Kompromißentwurf 
zunächst der Pforte durch den Botschafter Frankreichs in Kon- 
stantinopel, den Grafen von Montebello, zugehen. Zwei Tage 
später wurde der Vertragstext auch den übrigen beteiligten Mäch- 
ten mitgeteilt. Bereits am 18. XI. erklärten Italien und die 
Niederlande, daß sie im Prinzip mit dem Vertrage einverstanden 
seien. Deutschland, Oesterreich-Üngarn und Bußland hielten 
korrekterweise mit ihrer Stellungnahme zurück, bis die Pforte sich 



ungenau. Politis bezeichnet das Verhalten der französischen Regierung in 
dieser Angelegenheit als großen politischen Fehler, da es England die Mög- 
lichkeit geboten hätte, die Räumung Aegyptens endlos hinauszuschieben ; vgl« 
dessen Aufsatz in der RGDJP. XI (1904) 669 f.; vgl. auch noch Despaonet 
RGDJP. VI (1899) 180 f. 

1) Text siehe Gelbbuch 1886/87 S. 93 ff. ; Marxens" XV 289 ff. ; Roux 
II 394 ff.; Rettich 187 ff. 

2) Vgl. Gelbbuch 1886/87 S. 92; Martens'I XV 289; Fretcinkt 353 ff. 
VoisiN III 218 f.; Stbüpp II 39 Anm. 1. 

3) Vgl. Gelbbuch 1886/87 S. 113 f.; Martens" XV 316 f, (Nr. 123); 
RoüX II 399. 
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zu dem Vertrage geäußert ^). Letztere brachte die diplomatischen 
YerhaBdlungen über den Vertrag, die man bereits für endgültig 
abgeschlossen gewähnt hatte, Anfang Januar 1888 wieder in Fluß, 
indem sie am 12. L ihre Zustimmung zu dem Vertrage von zwei 
Bedingungen abhängig machte: 

1. dürften die Vertragsbestimmungen kein Hindernis für die 
Maßregeln bilden, welche die Pforte für die Verteidigung ihrer 
Besitzungen am Boten Meere (Yemen und Hedschas) für erfor- 
derlich erachten würde; 

2« sollten die Zusammenkünfte der internationalen Kontroll- 
kommission „stets' unter dem Vorsitze eines türkischen Delegier- 
ten stattfinden. 

Die erstere Forderung wurde als begründet anerkannt und 
ein entsprechender Passus in den Vertragstext aufgenommen'). 
Bezüglich der zweiten Forderung wiesen Frankreich und England 
jedoch darauf hin, daß man bei Eintritt von unvorhergesehenen 
Ereignissen das Zusammentreten der Kontrollkommission nicht 
erst von der Ernennung und Absendung eines türkischen Dele- 
gierten abhängig machen köune. Schließlich einigte man sich da- 
hin, daß die jährlich stattfindenden regelmäßigen Zusammen- 
künfte der Ueberwachungskommission von einem türkischen Spe- 
zialkommissar präsidiert werden sollten, an dessen Stelle im 
Behinderungsfalle ein Vertreter des Khedive den Vorsitz führen 
sollte 3). 

Am 26. V. 1888 war endlich völliges Einvernehmen über 
den Vertragstext zwischen der Pforte einerseits und Frankreich 
sowie England andererseits erzielt. Am 25. VI. luden die Ka- 
binette von London und Paris die beteiligten Mächte zur Unter- 
zeichnung des Vertrages ein. Nur Italien war in einem neben- 
sächlichen Punkte mit dem Vertragstexte noch nicht einverstan- 
den : es wehrte sich dagegen^ daß man den Vorsitz bei den jähr- 
lichen Zusammenkünften der Kontrollkommission der Türkei über- 



1) Vgl. Gelbbuch 1886/87 S. 101 «F., 108 E; MartknsU XV 304 ff., 314 ff.; 
d'avril Rev. d'hiat diplom. 1888 S. l84f.; RoüX II 108; VoisiN III 219. 

2) Vgl. Abs. 3 des Art. 10 des Vertrages von Konstantinopel im An- 
hang. 

3) Vgl. Art. 8 Abs. 2 des Vertrages von Konstantinopel im Anhang. Der 
Notenwechsel zwischen den Kabinetten von London und Paris Ober die obi- 
gen von der Pforte geltend gemachten Einwendungen ist in der Hauptsache 
im Staatsarchiv Bd. 51 S. 88 ff. mitgeteilt. 
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tragen wollte, ließ aber sein Bedenken fallen, als es sah, daß Eng- 
land und Frankreich bei dieser Regelung verblieben^). 

Zögerndes Verhalten der Pforte führte dahin, daß die Unter- 
zeichnung des Vertrages durch die beteiligten Mächte erst am 
29. X. 1888 erfolgte. Die Ratifikationen wurden am 22. Xu. 
1888 in Konstantinopel ausgetauscht. 

1) Vgl. Roüx II 109. 
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Zweiter Abschnitt. 

Systematisehe Zergliedernng des Vertrages toh Kon- 

stantinopel vom 29, X. 1888, 

§ 16. 
Per subjektive und der objektive Geltungsbereich des Vertrages. 

I. Allgemeines. Der subjektive Geltungsbereicb des Vertrages. 

Im bisherigen haben wir die Vorgeschichte des Suezkanals 
von den Uranfängen bis zu seiner Vollendung, bzw. Wiederher- 
stellung im Jahre 1869 des näheren dargelegt. Wir haben dann 
die Entstehungsgeschichte des internationalen Suezkanalrechts bis 
zum Jahre 1888 verfolgt, indem wir zeigten, wie sich die Terri- 
torialmacht und die übrigen am Kanal interessierten Mächte zu 
seiner ungehinderten Benutzung stellten, wie dann schließlich die 
selbständigen Versuche einzelner, die Verhandlungen und Be- 
schlüsse internationaler Gesellschaften und Kongresse sowie die 
diplomatischen Verhandlungen der Regierungen in den Vertrag von 
Konstantinopel einmündeten, welcher für alle Zeiten und Flaggen 
die Freiheit der Schiffahrt auf dem Suezkanal gewährleisten soll. 

Wenn wir die Ansichten der Doktrin über die Seekanäle 
weder bei den bisherigen Darlegungen berücksichtigt haben, noch 
auch im folgenden auf dieselben eingehen werden, so geschieht 
dies in der Erkenntnis, daß solche Erörterungen unfruchtbar sein 
würden. Wir erwähnen hier nur kurz die einzelnen Theorien, 
nämlich : die Meerengen- ^), Landstraßen-, Eisenbahntheorie ') und 

1) Anhänger der Meerengentheorie sindu. a. Galvo: ,Ce8 voies de com- 
municatiou artificielles, du moment qu'elles sont achevees, deviennent, tant 
par leur nature que par leur destination, des parties integrantes de la mer, 
au m6me titre que les detroits ou les mers enclav^es, auxquels elles peuvent 
ßtre assimiläes . .•; vgl. a. a. 0. 1 507; ferner Despagnet 460; Fournieb de 
Flaix: «Der Suezkanal ist eine von Menschenhand geschaffene Meerenge. 
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die Theorien, welche die Seekanäle mit internationalen Strömen ^), 
mit Buchten, Häfen und Reeden ^ gleichstellen. Alle diese Theo- 
rien ergeben und können nur ergeben einzelne Vergleichs- 
punkte für die einzelnen Seekanäle ; allgemeingültige Regeln, völ* 
kerrechtliche Prinzipien, für die Seekanäle überhaupt können durch 
solche Theorien nicht aufgestellt werden. Es liegt dies in der 
Natur der Sache: rein politische, Völkerrechts- und wirtschafts- 
politische Momente, welche bei den einzelnen Seekanälen durch- 
aus nicht die gleichen sind, fordern bei diesen eine rechtliche 
Regelung von Fall zu Fall heraus. ^En fait de canaux maritimes 
il ne peut y avoir de th^orie generale, ce sont questions d'espöce. 
Les analogies, les hypoth^ses, les reveries, les aspirations plus 
ou moins g^nereuses ne doivent pas etre les coefficiens de ces 
grosses equations. Ce serait aboutir ä des Solutions imaginaires*', 
Sagt treffend Pleury % Ebenso hebt Büstamante richtig hervor : 
„Wenn man zwischen dem Panama- und dem Suezkanal einen 
Vergleich zieht, so sieht man, daß letzterer von Anfang an jeg- 
lichem Vergleiche, sei es mit einer natürlichen Meerenge von be- 
schränkter Breite, sei es mit einem Landverkehrswege sich entzog" *). 
Auch Rheinstbom muß in seiner völkerrechtlichen Studie über 
die Kanäle von Suez und Panama am Schlüsse seiner üebersicht 
der über die Rechtsstellung der Seekanäle aufgestellten Theorien 
eingestehen, daß das Ergebnis ein negatives ist: „Die internatio- 
nalen Kanäle sind eben Werke sui generis. die einer speziellen 
Regelung bedürfen, wenn anders man die in Frage kommenden 
Interessen hinreichend schützen will . . . Zur Herbeiführung einer 



Er hat den gleichen Charakter wie der Sund*; vgl. a. a. 0. 98 ff., bes. 101, 
117, 119, 157, 169. Weitere Anhänger dieser Theorie sind de Cusst und 
AzUNi ; die betreffenden Belegstellen sind zitiert in Holtzendobffs H. II 517 
und bei Martens^^ XI 376; sodann Carath^odory, vgl. Holtzendobffs 
H. II 399 f.; ferner Pierrantoni und dk Haan auf der Pariser Konferenz 
1885, vgl. MARTENSii XI 373, 376; schließlich auch Lesseps, vgl. Lbsseps 
L.I.D. III 297. Im übrigen vgl. über die Meerengentheorie Rheinstbom 2 ff. 
2) Vgl. hierzu Rheinstrom 10 und Martens" XI 368, 370. 

1) Vgl. die Ausführungen de Haans auf der Pariser Konferenz bei 
Marxens" XI 364 ff*., 371, 383; gegen ihn Paüncefote ebendort 368 und 
Pierantoni 372 ff. 

2) So ROSSIGNOL 171 ff. 

3) Vgl. dessen Aufsatz „Canaux maritimes'^ in der Rev. des d. m. vom 
15. XI. 1893 S. 348. 

4) Vgl. Büstamante RDJ. XX VU 223. 
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befriedigenden Lösung ist daher unerläßlich der Abschluß eines 
Vertrages** ^). 

Nach alledem müssen wir der Versuchung, die über die See- 
kanäle von der Doktrin aufgestellten Theorien auf ihre praktische 
Brauchbarkeit für den Suezkanal hin zu prüfen, aus dem Wege 
gehen und in der Darstellung des geltenden internationalen Rechts- 
zttstandes uns darauf beschränken, die Rechtsstellung des Suez- 
kanals lediglich auf Grund des Vertrages von Konstantinopel 
klarzulegen. 

Bevor wir aber zur systematischen Zergliederung dieses Ver- 
trages übergehen, wollen wir noch kurz die Faktoren kennzeich- 
nen, welche die Lösung der Suezkanalfrage im Wege eines völker- 
rechtlichen Vertrages als die gegebene und den zu berücksichtigenden 
Literessen am besten entsprechende erscheinen ließen, und welche 
auch auf die Art und Weise dieser Regelung bestimmend einge- 
wirkt haben. 

Zunächst waren es rein politische Momente, welche zu einer 
völkerrechtlichen Regelung der Suezkanalverhältnisse hinführten. 
Seit der Einmischung der europäischen Mächte in den Streit des 
Sultans mit dem ehrgeizigen Mehemet-Ali stand es fest, daß keine 
Aegypten betreffende wichtige Frage künftighin von der Türkei, 
bzw. Aegypten allein geregelt werden konnte : Aegypten war 1839 
ein wesentlicher Faktor der europäischen Politik geworden. In 
der Folge bewirkten dann die Einführung der gemischten Gerichts- 
höfe, die finanzielle Intervention der Mächte zu verschiedenen 
Zeiten, die Unruhen im Jahre 1882 und noch andere Erreignisse 
von geringerer Bedeutung '^), daß die Großmächte gleichsam ein 
Recht erlangten, sich mit den ägyptischen Fragen zu beschäftigen 
und an deren Lösung teilzunehmen. So kann es nicht wunder- 
nehmen, daß sie auch die Suezkanalfrage als einen Teil des ägyp- 
tischen Problems betrachtet und im Wege eines internationalen 
Vertrages geregelt haben, zumal ihnen in Art. 14 der Konzessions- 
akte vom 5. I. 1856, in welchem der Ehedive den Kanal für alle 
Zeiten und Flaggen neutral erklärt hatte, noch ein Anknüpfungs- 
punkt für diese ihre Intervention gegeben war. 

1) Vgl. Rheinstrom 11; ferner noch Travkrs Twiss in seinem Ant- 
wortschreiben an Martjsns vom 9./21. V. 1879 im Annuaire III/IV T. I S. 334 
und MOller-Heymer 9 f. 

2) Zum Beispiel die Errichtung von Quarantänebehörden und von Ge- 
richtshöfen zur Bestrafung von Verbrechen und Vergehen gegen das Anti- 
sklavereigesetz. 
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Neben diesen rein politischen wiesen auch völkerrechtspo* 
litische Erwägungen auf die Notwendigkeit einer konventionellen 
Regelung hin, und zwar vor allem die Rücksicht auf die stete 
Sicberstellung des in dem Kanaluntemehmen investierten unge- 
heueren Privat kapitals. Für die Friedenszeiten war die Er- 
haltung und das Gedeihen des Privatunternehmens durch den oben 
genannten Art. 14 der Konzessionsakte hinlänglich sichergestellt, 
da die feierliche Erklärung der Territorialmacht, daß der Kanal 
jederzeit allen Flaggen offenstehe, eine gesicherte Grundlage für 
ungehinderten Durchgangsverkehr und damit für eine günstige Re- 
produktion des Kapitals bot. Es galt aber ganz besonders, das 
Privatuntemehmen auch vor allen Eventualitäten eines Krieges 
sicherzustellen. Denn abgesehen davon, daß jeder Krieg schon 
an sich nachteilig auf die Schiffahrt durch den Kanal einwirken 
mußte, hätte dieser auch zur Basis kriegerischer Operationen ge- 
macht werden können, ja im Falle die Territorialmacht in einen 
Krieg verwickelt wurde, wäre er der Zerstörung ausgesetzt gewesen. 
Eine derartige Vernichtung privaten immobilisierten Kapitals von 
Angehörigen der verschiedensten Nationalitäten wäre aber den 
zu jener Zeit von der Doktrin verkündeten Regeln des modernen 
Landkriegsrechtes zuwider gewesen. Es mußte also auch aus 
diesem völkerrechtspolitischen Gesichtspunkte heraus dafür Sorge 
getragen werden, daß der Kanal jeglicher kriegerischen Handlung 
entrückt wurde, und diese konnte am sichersten im Wege einer 
Vereinbarung zwischen den interessierten Staaten geschehen. 

Es kommt hinzu, daß schwerwiegende Interessen der Welt- 
wirtschaft nach Sicherstellung des Durchgangsverkehrs durch den 
Suezkanal verlangten. Waren doch an diesem Verkehre durch- 
schnittlich über 20 Staaten beteiligt, und zwar zum Teil mit meh- 
reren Millionen t pro Jahr ^). Welch immense Schädigung des 
internationalen Handels eine auch nur zeitweise Sperrung des 
Kanals infolge kriegerischer Ereignisse nach sich gezogen hätte, 
braucht nicht des näheren dargelegt werden. Jedenfalls hätte 
der Vorteil, den die eine kriegführende Partei durch Sperrung 
des Kanals gegenüber der anderen hätte erringen können, in gar 
keinem Verhältnis zu den gewaltigen Verlusten, welche der Welt- 
handel hierbei erlitten hätte, gestanden. Eine völkerrechtliche 
Sicherstellung des Verkehrs durch den Suezkanal entsprach aber 

1) Vgl. die statistischen Nachweise der SKO. in den einzelnen .Bulle- 
tins decadaires*; ferner Trietsch 156. 
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auch den wirklichen Lebensverhältnissen, da der Kanal hauptsäch- 
lich nur für den Seeverkehr der europäischen Staaten benutzt wurde, 
während er von dem Territorialstaate selbst fast gar nicht in Ge- 
brauch genommen wurde ^). 

Schließlich und nicht zuletzt verlangte aber auch die Achtung 
vor einem Eulturwerke allerersten Ranges, wie es der Suezkanal 
ist, daß hier der kriegerischen Zerstörung Schranken gesetzt 
wurden *). Es wäre eine schwere Versündigung am menschlichen 
Kulturfortschritte gewesen, hätte man die konventionelle Sicher- 
stellung des Kanals vor jeglicher Beschädigung und Zerstörung 
unterlassen. Die „internationale Friedensliga^ erklärte in der von 
uns schon erwähnten Genfer Sitzung im September 1882, es wäre 
„ein Attentat auf das Menschengeschlecht, wenn ein einzelnes 
Volk es versuchen würde, für sich ein ausschließliches Recht der 
Benutzung, des Schutzes oder der Kontrolle des Suezkanals in 
Anspruch zu nehmen ; alle Nationen und in erster Linie die han- 
deltreibenden hätten das Recht und die Pflicht sich zusammenzu- 
schließen, um gemeinsam und friedlich Maßregeln zu ergreifen, 
welche für alle durch die Mitwirkung aller die Nutzung und ab- 
solute Sicherheit des Kanals und seiner Anhängsel gewähr- 
leisteten" ^). 

Alle diese treibenden Momente, die notwendigerweise zu einer 
konventionellen Regelung der Suezkanalfrage führen mußten, sind, 
wie wir im vorhergehenden Abschnitte unserer Arbeit gesehen 
haben, im Laufe der Zeit in mehr oder weniger präziser Form 
in die Erscheinung getreten und zum Ausdrucke gebracht worden. 

Wenn wir nunmehr zur Darstellung des Suezkanalrechts auf 

1) Im Durchschnitt passieren 40 türkische und 2 bin 3 ägyptische Schiffe 
jährlich den Suezkanal. Die ägyptische Handelsflotte zählte im Jahre 1905: 
15 Dampfer mit zusammen 6428 t und 7 Segler mit 1912 t; vgl. Banse 61. 

2) Vgl. im Zusammenhange hiermit Art. 56 Abs. 2 der « Ordnung der 
Gesetze und Gebräuche des Landkriegs** in der Anlage zur Schlußakte der 
zweiten Haager Friedenskonferenz von 1907, wo es heißt: «Jede Beschlag- 
nahme, jede absichtliche Zerstörung oder Beschädigung von derartigen An- 
lagen, von geschichtlichen Denkmälern oder von Werken der Kunst und 
Wissenschaft ist untersagt und soll geahndet werden.** Reichsgesetzblatt 
1910 S. 151 ; abgedrukt auch bei Liszt 483. 

Wenn die völkerrechtliche Sicherung bei Werken der Kunst und Wissen- 
schaft einsetzt, mit wieviel mehr Recht hat sie dann Platz zu greifen bei 
Kulturwerken, die wie der Suezkanal das internationale Beste weit mehr als 
jene zu fördern bestimmt und fähig sind! 

3) Vgl. FouRNiER DE Flaix 99. 
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Grund des Vertrages von Konstantinopel übergehen, so liegt es 
nahe, zunächst den subjektiven und den objektiven Geltungsbereich 
dieses Vertrages abzugrenzen. 

Was den subjektiven Geltungsbereich des Vertrages von Eon- 
stantinopel anlangt, so waren Signatar mächte des Vertrages 
die auf der Pariser Konferenz von 1885 vertretenen, nämlich: 
das Deutsche Reich, Oesterreich- Ungarn, Frankreich, Großbritannien, 
Italien, die Niederlande, Rußland, Spanien und die Türkei. 

Für diese Mächte ist der Vertrag von Eonstantinopel mit 
der Ratifizierung, d. h. mit dem Augenblicke des Austausches der 
Ratifikationsurkunden rechtsverbindlich geworden ^). 

Für diejenigen Mächte, welche nach dem Abschlüsse des Ver- 
trages in Gemäßheit des Art. 16 demselben beigetreten sind, 
nämlich: Dänemark, Griechenland, Portugal, Schweden und Nor- 
wegen, Japan, China sind die Vertragsbestimmungen ebenfalls 
voll verbindlich. Es ist hier allerdings die Einschränkung zu 
machen, daß, soweit der Vertrag von Konstantin opel ausdrücklich 
nur für die Signatarmächte dieses Vertrages oder für die Signa- 
tare der Londoner Deklaration vom 17. III. 1885 Rechte und 
Pflichten begründet, die betreffenden Bestimmungen (nämlich die 

1) lieber die rechtlichen Voraussetzungen des (sogenannten völkerrecht- 
lichen und staatsrechtlichen) Wirksamwerdens der Staatsverträge vgl. Labakd 
157 ff., 161 ff., bes. 163 f., 165 ff., bes. 171 f.; derselbe in der DJZ. 1912 S. Iff.; 
G. Anschütz in Holtzendorpp-Kohlebs Enzyklopädie Bd. IL 617 f.; Zorn 
I 495 ff., 500 ff., bes. 506 f., 512 ff*. ; Ungeb 349 ff.; Tkzner 120 ff.; Nippold 
95 ff'., 125 ff., 131 ff., 138 ff., bes. 142, 151, 158 ff.; LiszT 162 ff. ; üllmann 47 f., 
253 ff., 264 f.: Triepel 115 ff., bes. 119 ff., 298 ft"., 416 f.; Marxens 1417; von 
Martitz 454 f.; Bergbohm 106, 107 f.; Gareis 209; Heilborn in Holtzen- 
DORFP- Kohlers Enzyklopädie II 1004, 1008; Stobhk in K. von Stengels 
„Wörterbuch des deutschen Verwaltungsrechts* 1. Aufl. 1889/98 Artikel 
, Staatsverträge •*; Rivier 321, 331; E. Meier 329 ff.; Jellinek „Staatenver- 
träge« 56; Bonpils-Fauohille § 831 S. 533. 

um dem Inhalte des Vertrages von Konstantinopel Wirksamkeit für die 
Untertanen des Deutschen Reiches zu verleihen, müßte seine Verkündigung 
im „ Reichsgesetzblatte * erfolgen. Dies ist bisher nicht geschehen; auch eine 
Veröffentlichung im .Zentralblatte für das Deutsche Reich« ist nicht erfolgt. 
Letztere Publikationsweise wäre ja an sich inkorrekt, jedoch nicht ohne Prä- 
zedenzfall; vgl. Zorn I 512 Anm. 36. Ob bei dem Inhalte und Zwecke des 
Vertrages von Eonstantinopel ein solches Staats rechtliches Wirksamwerden 
überhaupt erforderlich ist, wollen wir hier dahingestellt sein lassen. Tat- 
sache ist jedenfalls, daß der Vertrag von seiten Oesterreichs durch Publika- 
tion im Österreichischen Reichsgesetzblatte 1889 Nr. 85 und von seiten Frank- 
reichs durch Dekret vom 28. I. 1889, publiziert am 30. I. 1889, vollzogen 
worden ist; vgl. de Clercq XVIII 144. 
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Art. 8, 9 Abs. 2 und 10 Abs. 2) auf die beigetretenen Staaten 
nicht anwendbar sind '). 

Eine Ausdehnung des subjektiven Geltungsbereiches des Ver- 
trages von Konstantinopel über den Kreis der Signatar- und der 
späterhin beigetretenen Mächte hinaus läßt sich juristisch nicht 
rechtfertigen. Denn aus der Natur der Sache ergibt es sich, 
daß jeder Staatsvertrag Rechte und Pflichten nur zwischen den 
Kontrahenten begründen kann, für unbeteiligte Dritte ist er res 
inter alios acta, quae neque nocet neque prodest. Mögen Gegen- 
stand und Inhalt des Staatsvertrages die Gesamtinteressen der 
Nationen auch noch so sehr berühren, verbindlich ist derselbe 
immer nur für die Kontrahenten. Ein schon vorhandenes völker- 
rechtliches Vertragsverhältnis kann auf Dritte „nur dadurch aus- 
gedehnt werden, daß sie sich den ursprünglichen Kontrahenten 
anschließen und in das Vertragsverhältnis eintreten^. Die früher 
von Bluntschli vertretene Ansicht, die völkerrechtlichen Be- 
stimmungen, welche die auf allgemeinem europäischen Kongresse 
versammelten Staaten aufgestellt hätten, seien für sämtliche euro- 
päische Staaten verbindlich, selbst für solche, die fiicht erschienen 
wären und ihre Zustimmung nicht erklärt hätten, hat in der Lite- 
ratur mit Recht keine Nachfolge gefunden*). 

IL Die Objekte des Vertrages und ihre internationale Rechts- 
stellung. 

a) Die „Befriedung^ des Seekanals, seiner Zu- 
gangshäfen und der Dreimeilenzone. 

Den objektiven Geltungsbereich des Vertrages von Konstan- 
tinopel, d. h. den Bereich, in welchem sich die im Vertrage auf- 
gestellten Tatbestände verwirklichen, lernen wir dadurch am besten 
kennen, daß wir die auf die Vertragsobjekte bezüglichen Bestim- 



1) Vgl. hierzu die Ausführungen Pierantonis auf der Pariser Konfe- 
renz : ,Dans la pratique des trait^s, on distingue les parties stipulantes des 
parties adh^rentes et ce systdme est textuellement consacre dans le projet 
actuel, ainsi que cela resulte du dernier article " Hakten s'^ XI 427. 

2) Gegen die Ansicht Blüntsohlis vgl. vor allem Bebgbohm 86/87 Anm. 1 ; 
89, 60, 72, 82, 83, 88 ; Mabtens 1 184, 191 Anm. 7 ; 406 ; Ullmann 49 f , 253 f., 
270 IV; LiszT 165 f.; Heilborn in Holtzendobff-Eohlebs Enzyklopädie 
II 980, 1042; Rivieb 322 ; Gabeis 209 ; Tbiepel 75, 83 ff. ; Jellinek „Staaten- 
verträge* 60; Ph. Zobn in der DJZ. 1906 S. 33; Laband in der DJZ. 1912 
S. 5 ; VON Mabtitz 455 ; Nippold 95. 

D ed reu X, Der Suezkauul. . Q 
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mungen einzeln ins Auge fassen und sie auf ihren rechtlichen 
Inhalt hin prüfen. 

Diese Bestimmungen beziehen sich auf den Seekanal von 
Suez, seine Einfahrtshäfen und die Dreimeilenzone einerseits und 
auf den Süßwasserkanal, die Betriebsmaterialien und Gebäulich- 
keiten der SK6. andererseits. 

Vergleicht man diese Vertragsbestimmungen miteinander, so 
springt sofort in die Augen, daß die Rechtslage der erstgenannten 
Gruppe der Vertragsobjekte sich als eine andere darstellt, wie 
diejenige der zweiten Gruppe. Der Grund für die verschieden- 
artige Regelung der Rechtslage der Vertragsobjekte liegt auf po- 
litischem Gebiete. 

Wir haben weiter oben, als wir den französischen und den 
englischen Vertragsentwurf zur Pariser .Konferenz miteinander 
verglichen, festgestellt, daß der französische Entwurf den See- und 
den Süßwasserkanal gleich behandelte, während der englische 
Entwurf letzteren überhaupt nicht erwähnte *). Nachdem die gut- 
achtlichen Aeußerungen von Ferdinand und Carl von Lbsseps, 
welche zu diesem Zwecke zu den Verhandlungen der Konferenz 
hinzugezogen worden waren, aber gezeigt hatten, „que les canaux 
d'eau douce sont les annexes ins^parables du canal maritime" ^)y 
stand es fest, daß man auch den Süßwasserkanal in die Vertrags- 
sphäre einbeziehen mußte. Jedoch legte der englische Delegierte^ 
Sir Julian, Pauncefote, Verwahrung dagegen ein, daß man den 
Süßwasserkanal derselben rechtlichen Behandlung unterstelle wie 
den Seekanal. „Toutefois, il y a une distinction ä ötablir, en ce 
qui concerne Tapplication des principes, entre le canal maritime 
et le canal d'eau douce. D^terminer laneutralite de Tun^ 
assurer la conservation de l'autre, mais sans qu'il soit, dana 
ce dernier cas, question de neutralitö . , . . En dehors du canal 
(zu ergänzen maritime), la commission n'a le pouvoir de proclamer 
la neutralite d'aucune portion du territoire egyptien et il n'est pas 
admissible de neutraliser un fil au coeur de TEgypte" ^). 

Diese Ausführungen des englischen Delegierten machte sich 
die Pariser Konferenz zu eigen und gab den diesbezüglichen Ver- 
tragsbestimmungen eine entsprechende Passung. 

1) Vgl. unsere Ausfahrungen S. 57; vgl. hierzu auch die Konferenzver- 
handlungen bei MaktknsH XI 322 ff., bes. 324 ff. 

2) Vgl. Maetensii XI 330. 

3) Vgl. MartensI' XI 331. 
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Wenden wir uns nun diesen Vertragsbestimmungen im ein- 
zelnen zu, so sehen wir, daß in denselben zunächst die Rechtslage 
des Seekanals geregelt wird, d. h. desjenigen Kanals, der am 
17. XL 1869 eröflfnet wurde, und der sich von Port-Said quer 
durch die Landenge nach Suez hinzieht und die Verbindung 
zwischen dem Mittelländischen und dem Roten Meere herstellt. 
Zu diesem Seekanal, auch kurz Suezkanal genannt, treten als 
zugehöriger Teil der objektiven Vertragssphäre die in Art. 4 auf- 
geführten Gebietsteile Aegyptens hinzu: die Einfahrtshäfen des 
Seekanals sowie die sich hieran anschließenden Küstengewässer 
in der Breite von drei Seemeilen, von den Häfen ab gerechnet *). 

Für die Charakterisierung der internationalen Rechtsstellung 
dieser näher bezeichneten Gebietsteile Aegyptens sind die Art. 1 
und 4 des Vertrages von Konstantinopel maßgebend. 

Art. 1 lautet: „Der maritime Suezkanal wird stets, in Kriegs- 
zeiten wie in Priedenszeiten, jedem Handels- oder Kriegsschiffe 
ohne Unterschied der Flagge frei und offen stehen. 

Dementsprechend kommen die h. v. T. überein, die freie Be- 
nutzung des Kanals in Kriegs- wie in Friedenszeiten nicht zu 
beeinträchtigen. 

Der Kanal wird niemals der Ausübung des Blockaderechts 
unterworfen werden." 

Art. 4 lautet: „Da der maritime Kanal laut Art. 1 des ge- 
genwärtigen Vertrages in Kriegszeiten selbst den Kriegsschiffen 
der Kriegführenden als freie Durchfahrt offen steht, so vereinbaren 
die h. V. T., daß kein Kriegsrecht, kein Akt der Feindsehgkeit 
noch auch irgend ein Akt zum Zwecke, die freie Schiffahrt auf 
dem Kanäle zu hindern, im Kanäle und in seinen Einfartshäfen 
sowie im Umkreise von drei Seemeilen von diesen Häfen ausge- 
übt werden darf, selbst falls das ottomanische Reich eine der 
kriegführenden Mächte wäre." 

Welches ist nun der begriffliche Inhalt dieser Bestimmungen? 
Enthalten dieselben, wie Pauncefote erklärte, die „d^termination 
de la neutralite du canal maritime" oder haben sie einen anderen, 
weiterreichenden Inhalt? Gibt es überhaupt einen feststehenden 
völkerrechtlichen Begriff, der den Inhalt dieser Bestimmungen 
vollständig deckt? 

1) Diese Bestimmung gewinnt praktische Bedeutung dadurch, daß der 
Hafen von Suez ca. 37.> km weit ins Meer hinausgebaut ist, so daß die Drei- 
meilenzone erst von hier ab zu rechnen ist. 

6* 
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Eine befriedigende Antwort auf diese Fragen können wir nur 
dadurch erhalten, daß wir die obigen Vertragsbestimmungen in 
ihre Bestandteile zerlegen und diese rechtlich werten. 

Zunächst soll „der maritime Suezkanal stets, in Kriegs- wie 
in Friedenszeiten, jedem Handels- und Kriegsschiffe ohne Unter- 
schied der Flagge frei und offen stehen". Wie müssen wir nun 
diese Vorschrift rechtlich werten, bzw. welchen Maßstab müssen 
wir bei der rechtlichen W-ertung zugrunde legen? Müssen wir 
hierbei davon ausgehen, daß der Seekanal zu dem Meeres- 
gebiete Aegyptens gehört, oder lediglich davon, daß der Teil der 
Erdoberfläche, der von dem Seekanale durchzogen wird, zum ägyp- 
tischen Binnenlande, gleich dem Nilstrome, gehört? Denn, je nach- 
dem an welchen von diesen beiden Tatbeständen wir bei der recht- 
lichen Wertung anknüpfen, kommen wir zu einem anderen Ergeb- 
nisse. 

Gehen wir also zunächst einmal davon aus, daß der Seekanal 
zu dem Meeresgebiete Aegyptens gehöre, so müssen wir vorerst 
die Rechtsnatur dieses Meeresgebietes feststellen. Hier könnte nur 
die Qualifizierung als Küstengewässer Platz greifen. Von 
diesem Gesichtspunkte aus betrachtet würde die Vorschrift, daß 
der Suezkanal jederzeit den Handels- und Kriegsschiffen aller 
Flaggen offen stehen soll, nichts Besonderes an sich tragen. Denn 
in Praxis und Literatur ist man sich über den Rechtssatz einig, 
daß in den Küstengewässern nicht nur Handels-, sondern auch 
Kriegsschiffe in Friedens- wie Kriegszeiten das jus passagii sive 
transitus innoxii haben ^). Wir kämen also zu dem Ergebnisse, 
daß jene Bestimmung im Vertrage von Konstantinopel dieses 
Recht nur deklariert habe. Der Teiritorialstaat würde also, von 
dem eingenommenen Standpunkte aus, schon durch die Tatsache 
der Anlage des Kanals in der Ausübung seiner Souveränitäts- 
rechte über das Kanalgebiet insoweit beschränkt worden sein. 

Die Bezeichnung eines vom Meere ins Land geführten Ka- 
nals, auch wenn er in ein anderes Meer münden soll, als Teil des 
Meeresgebietes widerspricht aber offensichtlich der sprachlichen 



1) Vgl. Art 10 des „Abkommens, betreffend die Rechte und Pflichten 
der Neutralen im Falle eines Seekrieges** der zweiten Haager Friedenskon- 
ferenz vom 18. X. 1907, welcher lautet: „Die Neutralität einer Macht wird 
durch die bloße Durchfahrt der Kriegsschiffe und Prisen der Kriegführenden 
durch ihre Küstengewässer nicht beeinträchtigt." Reicbsgesetzblatt 1910 
S. 361 f.; mitgeteilt auch bei LiszT 515. 
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Bedeutung des Wortes „Meer", unter welchem die „große, zusam- 
menhängende Wassermasse, die im ganzen und in einzelnen Teilen 
individueller staatlicher Herrschaft nicht zugänglich ist" (Ullmai^n 
325) verstanden wird^). Auch gibt es keinen Yölkerrechtssatz, 
daß meerverbindende Kanäle als Teile des Meeresgebietes gelten. 
Der Suezkanal muß daher als integrierender Teil des ägyp- 
tischen Binnenlandes betrachtet werden. Hieraus folgt, daß hin- 
sichtlich dieses Gebietsteiles Aegjptens an sich, d. h. ohne Hinzu- 
tritt einer besonderen völkerrechtlichen Regelung sowohl im Falle 
eines Krieges, als auch im Falle der Neutralität der Territorial- 
macht dieselben völkerrechtlichen Rückwirkungen eingetreten sein 
würden, wie hinsichtlich des übrigen ägyptischen Landgebietes, 
wie z. B. des Nilstromes. So wäre einerseits im Falle eines Krieges 
des Territorialstaates mit einer dritten Macht das Kriegsrecht auch 
im Suezkanalgebiete im vollen Umfange wirksam geworden, so daß 
z. B. den feindlichen Kriegsschiffen die Durchfahrt durch den 
Kanal versagt gewesen wäre; weiterhin wären die feindlichen 
Handelsschiffe im Kanal der Beschlagnahme ausgesetzt gewesen; 
die neutralen Schiffe hätten sich im Kanalgebiete Durchsuchung 
seitens der kriegführenden Parteien und beim Mitführen von Kriegs- 
konterbande Wegnahme gefallen lassen müssen; das Kanalgebiet 
hätte von den Kriegführenden zum Schauplatze kriegerischer Ope- 
rationen gemacht werden können usw. Auf der andern Seite würde 
es den anerkannten Regeln über Neutralität widersprochen haben. 



1) Vgl. hierzu Gabeis 76 f. : , Diejenigen Gewässer, welche vollständig 
vom Territorium eines Staates umgeben sind, fallen vollständig und in be- 
zug auf jede Art ihrer Benutzung unter die Territorialhoheit des sie um- 
gebenden Staates . . . Auch Kanäle, die auf beiden Seiten vom Gebiete des 
nämlichen Staates fortlaufend umschlossen werden, unterstehen nur der Ge- 
bietshoheit dieses Staates, auch dann, wenn sie, wie der deutsche Kaiser- 
Wilhelm-Kanal die Nordsee und die Ostsee, zwei Meere verbinden/ Femer 
Hbilbobn in Holtzendokpp-Kohlbes Enzyklopädie Bd. II 1013: „Die künst- 
lichen Verbindungsstraßen zwischen zwei Weltmeeren unterstehen der Ge- 
bietshoheit des Staats, in dessen Gebiet sie erbaut sind. Er kann ihre Be- 
nutzung ausschließlich regeln"; desgleichen A. Zorn 68 f.: »Die Gebietshoheit 
des Staates erstreckt sich nicht nur auf das Staatslandgebiet, sondern im 
vollen Umfange auch auf die Staatsgewässer: Binnengewässer-Küstenmeer; 
zu ersteren gehören: a) die nationalen Flüsse und Ströme .... b) die im 
Staatsgebiete befindlichen Kanäle, auch wenn sie innerhalb eines und des- 
selben Staatsgebietes offene Meere oder Teile eines solchen miteinander ver- 
binden (deutscher Nordostseekanal) "; vgl. dazu auch Bonfils-Faüchille 
S. 317 und Art. 13 des Konstantinopeler Vertrages. 
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wenn der Territorialstaat bei einem Kriege zwischen dritten Mäch- 
ten den Kriegsschiffen der Belligerenten die Durchfahrt durch den 
Kanal gestattet hätte ^). 

Die einseitige Erklärung des Vizekönigs von Aegjpten in Art. 
14 der Konzessionsurkunde vom 5. I. 1856, daß der Seekanal als 
neutrale Durchfahrt den Handelsschiffen aller Flaggen jederzeit 
offen stehe, muß zwar als Rechtssatz angesehen werden, aber sie 
konnte jederzeit allgemein und zudem auch für den einzelnen Fall 
durch eine einseitige Erklärung des Vizekönigs wieder außer Kraft 
gesetzt werden 2). Sie entbehrte also zweifelsohne der G-arantie, 
die für die durchfahrenden Nationen ein auf Vertrag beruhender 
Rechtssatz gewährte. Ein solcher kann nach allgemein herrschen- 
der und praktisch befolgter Lehre nur durch Vertrag geändert 
werden ^j. 

Jene einseitige Vorschrift des Vizekönigs erhielt nun durch 
die Artt. 1 und 4 des Vertrages von Konstantinopel eine solche 
gesicherte Grundlage. Gemäß Art. 1 soll, wie wir bereits gesehen 
haben, der maritime Suezkanal stets, in Kriegs* wie in Friedens- 
zeiten, jedem Handels- oder Kriegsschiffe ohne Unterschied der 
Flagge frei und offen stehen, und nach Art. 4 Abs. 1 darf kein 
Kriegsrecht,, kein Akt der Feindseligkeit, noch auch irgendein 
Akt zum Zwecke, die freie Schiffahrt auf dem Kanal zu hindern, 

1) Vgl. hierzu die Art. 2 — 5 des „Abkommens, betreffend die Rechte 
und Pflichten der neutralen Mächte und Personen im Falle eines Landkrieges** 
der zweiten Haager Konferenz vom 18. X. 1907. Reichsgesetzblatt 1910 
S. 168 f.; mitgeteilt auch bei LiszT 484. 

2) Nach herrschender Ansicht in der Völkerrechtsliteratur haben die 
^einseitigen Erklärungen eines Staates, einen bestimmten Zustand garantieren 
zu wollen, keinen völkerrechtlichen Charakter an sich, da er durch dieselben 
nach keiner Richtung gebunden erscheint"; vgl. Jkllixek „Staaten Verbin- 
dungen"* 135 und „Staaten vertrage- 6?}; ebenso Riviek 813; Triepel 79; 
NiPPOLD 24, 49, 50 f., 72; Ullmann 377 f.; vgl. dagegen die Ansicht vom 
Völkerrecht bei H. Pohl Einleitung S. 3 ff. 

3) Es sei denn, daß die (im übrigen in ihren Einzelheiten bestrittenen) 
VorausHctzungen einer clausula rebus sie stantibus vorliegen; vgl. hierzu 
E. Kaffmanx ,Da8 Wesen des Völkerrechts und die clausula rebus sie stan- 
tibus" Tübingen 1911; Bruno Schmidt ,Ueber die völkerrechtliche clausula 
rebus sie stantibus sowie einige verwandte Völkerrechtsnormen" in den 
Staats- und völkerrechtlichen Abhandlungen, herausgegeben von Jellinek, 
Meybb und Anschütz Bd. VI Heft 1 1907; vgl. ferner die Ausfahrungen 
bei Lasson 48, 61 f., 88 ff. und die S. 167 ff. in dem Abschnitte .Die Natur 
der völkerrechtlichen Verträj^e" angeführten Belegstellen ; ferner Pohl a. 
a. 0. 200 ff. ; Nippold 239 f. 
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im Kanal und in seinen Einfahrtshäfen , sowie im Umkreise Ton 
3 Seemeilen von diesen Häfen ausgeübt werden, selbst falls das 
ottomanische Reich eine der kriegführenden Mächte wäre. 

Für die rechtliche Wertung dieser Bestimmungen kommt nun 
in Betracht: 1. daß dieselben Bestandteile eines völkerrechtUchen 
Vertrages sind und die Herstellung eines dauernden völkerrecht- 
lichen Zustandes zum Inhalt haben, nämlich die Unterlassung 
kriegerischer Handlungen ; 2. daß die Bestimmungen sich nur auf 
einen eng umgrenzten Gebietsteil Aegyptens beziehen. 

Als welches Völkerrechtsgebilde läßt sich nun diese Regelung 
charakterisieren ? 

Zunächst kommen die Begriffe Neutralität und Neu- 
tralisation in Betracht. 

Neutralität ist die Nichtteilnahme von Staaten an einem zwi- 
schen zweien oder mehreren Staaten ausgebrochenen Kriege und 
besteht so lange, als die ersteren Staaten sich nicht an diesem 
Kriege beteiligen, also höchstens für die Dauer des Krieges. 

Das Verhalten der am Kriege nicht teilnehmenden Mächte 
gegenüber den kriegführenden Staaten und umgekehrt hat im 
internationalen Neutralitätsrechte eine eingehende Regelung er- 
fahren^). Es findet Anwendung bei jedem Falle der Nichtteil- 
nahme einer Macht an einem ausgebrochenen Kriege, gleichgültig 
aus welchem Grunde der neutrale Staat zu dieser Nichtteilnahme 
veranlaßt wird. Die Gründe für die Nichtteilnahme am Kriege 



1) Vgl. die beiden Abkommen , betreffend die Rechte und Pflichten der 
neutralen Mächte und Personen im Falle eines Landkrieges* und ^betreffend 
die Rechte und Pflichten der Neutralen im Falle eines Seekrieges*^ der zweiten 
Haager Friedenskonferenz vom 18. X. 1907. Reichsgesetzblatt 1910 S. 151 ff. 
und 343 ff.; mitgeteilt auch bei LiszT 484 ff., 513 ff'. 

In neuerer Zeit ist es üblich geworden, daß bei Ausbruch eines Krieges 
die am Kriege nicht teilnehmenden Mächte in sogenannten ., Neutralitäts- 
erklärungen" ihren Willen kundgeben, für den Bereich ihres Gebietes Neu- 
tralität beobachten zu wollen; vgl. z. B. die Neutralitätserklärung Japans 
vom 20. IX. 1870 während des deutsch-französischen Krieges, mitgeteilt in 
der RDJ. XXXIIl 259 f. und die Neutralitätserklärung Aegyptens (mit Aus- 
schluß des Suezkanalgebietes, für welches unterm 10. II. 1904 besondere 
Neutralitätsregeln erlassen wurden) vom 12. II. 1904 bei Gelegenheit des 
russisch-japanischen Krieges, mitgeteilt in der RGDJP. XI (1904) Documents 
10 ff., 17 ff. 

Ueber ältere, wenn nicht die ältesten Versuche, feste Regeln Über das 
, neutrale Verhalten" aufzustellen (in Nordamerika 1794 und 1818, in Eng- 
land 1819) siehe interessante Einzelheiten bei Nys RDJ. XXXIIl 34 f. 
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können sehr verschiedener, sowohl rechtlicher, wie nichtrechtlicher 
Natur sein. So kann die Neutralität des Staates auf seinem freien, 
d. h. gegenüber keinem anderen Staate rechtlich (durch Vertrag) 
gebundenen Willen beruhen: in diesem Falle sind lediglich poli- 
tische Gründe für dieses Verhalten maßgebend. Die Neutralität 
kann ferner in einer vertraglichen (vertragsrechtlichen) Verpflich- 
tung des neutralen Staates gegenüber irgendeinem andern (krieg- 
führenden oder nicht kriegführenden, einem oder mehreren) Staate 
seinen Grund haben (Neutralitätsverträge); in diesem Falle kann 
der Staat sein Verharren im Zustande der Neutralität für den 
Fall eines oder mehrerer Kriege gegenüber einem oder mehreren 
Staaten von keiner oder von näher bestimmten Voraussetzungen 
abhängig machen. Nimmt der Staat entgegen den Vertragsver- 
pflichtungen am Kriege teil, bzw. unterstützt er unter Verletzung 
des bestehenden allgemeinen Neutralitätsrechtes einen der krieg- 
führenden Staaten, so macht er sich einer Vertragsverletzung 
gegenüber dem anderen Vertragsstaate schuldig. 

Ein Neutralitätsvertrag schränkt also rechtlich die Bewegungs- 
freiheit, besser die Freiheit zu kriegerischen Aktionen je nach dem 
Inhalte des Vertrages mehr oder weniger ein. 

Die denkbar stärkste rechtliche Einschränkung dieser Freiheit 
zu kriegerischen Aktionen enthält der auf die sogen. Neu- 
tralisation eines Staates gerichtete Vertrag. In diesem ver- 
pflichtet sich ein Staat gegenüber einer Mehrzahl von anderen 
Staaten, sich dauernd jeder kriegerischen Aktion zu ent- 
halten ^) ; andererseits verpflichten sich die Gegenkontrahenten 



1) Und zwar übernimmt der « neutralisierte' Staat die Yerpflichtang zu 
dauernd neutralem Verhalten nicht nur den mit ihm kontrahierenden Mächten 
gegenüber, sondern absolut, d. h. auch im Verhältnis zu allen übrigen Mächten. 
So bestimmt z. B. Art. 7 des Neu tralisations Vertrages betreffend Belgien vom 
19. rV. 1839: ,La Belgique .... formera un ötat indäpendant et perp^tuel- 
lement neutre. Elle sera tenue d'observer cette m§me neutralite envers 
tous les autres etats.* Vgl. Stkupp I 267; dazu Nys RDJ. XXXIII 
45 ff. Die gleiche Bestimmung enthält Art. 2 des Neu tralisations Vertrages 
betreffend Luxemburg vom 11. V. 1867; vgl. Stbupp I 249. Durch diese Be- 
stimmung erwarben die an den Verträgen nicht beteiligten Mächte natürlich 
keinen rechtlichen Anspruch gegen den jeweils neutralisierten Staat auf 
dessen neutrales Verhalten, vielmehr übernahm letzterer durch diese Be- 
stimmung nur den mit ihm kontrahierenden Staaten gegenüber die recht- 
liche Verpflichtung, auch allen übrigen Staaten gegenüber sich dauernd neu- 
tral zu verhalten. Die Ausführungen üllmanns 115 V über diesen Punkt 
sind unklar. 
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untereinander, wie gegenüber jenem Staate, jede kriegerische Aktion 
gegen jenen Staat zu unterlassen. Die Verpflichtung des ersten 
Kontrahenten, sich überhaupt jeder kriegerischen Aktion dauernd 
zu enthalten, schließt notwendig die Verpflichtung in sich, im Falle 
eines jeden Krieges zwischen anderen Mächten einer kriegerischen 
Teilnahme oder einer das internationale Neutralitätsrecht ver- 
letzenden Unterstützung eines der Kriegführenden sich zu ent- 
halten, d.h. in jedem Kriege neutral zu bleiben. Insofern 
ist der Neutralisationsvertrag eine Unterart des Neutralitäts- 
vertrages. Er geht aber über diesen hinaus und unterscheidet 
sich hierin von diesem, als sich der Staat verpflichtet, jeder 
kriegerischen Aktion sich überhaupt, also nicht nur im Falle 
des Krieges zwischen anderen Staaten zu enthalten, und um- 
gekehrt die Gegenkontrahenten in diesem Falle jede kriegerische 
Aktion gegenüber diesem Staate unterlassen. Gerade in diesem 
restlosen *) rechtlichen Verzichte auf Kriegsaktionen des einen 
Staates liegt notwendig auch rechtlich sein Verzicht auf Offensiv- 
bündnisse und zugleich eine Festlegung der Politik in der Weise, 
daß Interessengegensätze in seinem Verhältnisse zu den anderen 
Staaten möglichst vermieden werden, bzw. wenn sich solche trotz- 
dem ergeben, die Verpflichtung, sie in friedlicher Weise auszu- 
gleichen — kurz ein rechtlicher Verzicht des neutralisierten Staates 
gegenüber den anderen Vertragsstaaten, aber auch dieser gegen- 
über jenem, auf zwangsweise Durchführung der Politik. Dieser 
Verzicht des neutralisierten Staates bedeutet aber keine Auf- 
hebung seines souveränen Charakters ^^j, sondern nur eine Ein- 

1) Selbstverständlich, soweit die Ehren- und Lebensinteressen des Staates 
nicht in Frage stehen (clausula rebus sie stantibus). 

2) Durch den Neutralisationsvertrag büßt der neutralisierte Staat seine 
Souveränität ebensowenig ein, wie die mit ihm kontrahierenden Staaten^ da 
die Verpflichtung zu neutralem Verhalten ihm nicht auferlegt oder aufge- 
zwungen wird, sondern er dieselbe vertraglich in freier Selbstbestimmung 
übernimmt. Im Falle eines Angriffes würde er seine volle Aktionsfreiheit 
wiedergewinnen; ferner würde eine von seiner Seite aus etwa erfolgende 
Kriegserklärung dieselbe Rechtswirkung, wie die von seiten eines anderen 
Staates haben ; nur würde er sich durch eine solche vertragsbrüchig machen 
und ein Einschreiten derjenigen Mächte, denen gegenüber er sich zu dauernd 
neutralem Verhalten verpflichtet hat, zu gewärtigen haben. Vgl. hierzu 
Gbaux RDJ. XXXVII 45, 48 ff.; Nys RDJ. XXXIII 21 f.; Westlake RDJ. 
XXXIII 395 f.; Liszt 59. 

Ueber die Frage, ob ein neutralisierter Staat sein Gebiet auf fried- 
lichem Wege auch ohne Zustimmung der Garantiemächte erweitern dürfe, 
welche Frage bezüglich Belgiens besonders in den Jahren 1894/95 aktuell 
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schränkung; auch hier gilt die clausula rebus sie stantibus, 
die Ehrenklausel. 

Aber weder unter den Begriff des Neutralitäts Vertrages, noch 
unter den eben festgestellten Begriff des Neutralisationsvertrages 
läßt sich der Konstantinopeler Vertrag hinsichtlich seiner Artt. 1 
und 4 subsumieren. 

Das ergibt sich schon daraus, daß niemand behaupten kann, 
der ägyptische Staat sei durch den Konstantinopeler Vertrag recht- 
lich seiner Bündnisfähigkeit beraubt oder rechtlich verpflichtet, 
sich jeder kriegerischen Aktion gegen andere Staaten zu enthalten, 
also auch in jedem Kriege zwischen anderen Staaten neutral zu 
bleiben. Die Verpflichtung geht vielmehr dahin, daß lediglich im 
Suezkanalgebiete von keinem der Vertragsstaaten, auch 
nicht vom Territorialstaate, ein kriegerischer Akt 
vorgenommen werden darf. Es ist also eine rechtliche Beschrän- 
kung der kriegerischen Aktionsfreibeit hinsichtlich eines Gebiets- 
teiles des ägyptischen Staates, sowohl für den Fall eines Krieges 
zwischen dem Territorialstaate und einer anderen Macht, wie für 
den Fall eines Krieges, an welchem der Territorialstaat nicht teil- 
nimmt, also neutral ist. Es liegt hier also rechtlich lediglich eine 
objektive Beschränkung der Kriegsaktionenfreiheit, d. h. eine 
Beschränkung hinsichtlich des möglichen Schauplatzes des Krieges 
vor, nicht auch eine subjektive Beschränkung, d.h. die Be- 
schränkung der Kriegsaktionenfähigkeit eines (neutralisierten) Staa- 
tes und der anderen Staaten gegenüber diesem Staate. Der 
Territorialstaat hat im Konstantinopeler Vertrage in keiner Weise 
auf Vornahme kriegerischer Aktionen an sich Verzicht geleistet; 
der Vertrag hat lediglich den Ausschluß des Suezkanalgebietes 
aus dem möglichen Kriegsfelde zum Gegenstande. 

Der Unterschied zwischen dem Konstantinopeler Vertrage und 
dem Typus des oben dargestellten Neutralisationsvertrages ist ein- 
schneidend; letzterer hat objektive und subjektive Beschränkung 
der Kriegsaktionenfähigkeit zum Inhalte, die für die ganze Stel- 
lung des neutralisierten Staates weittragende Bedeutung hat. 

Gegenüber diesem Unterschiede würde es nur verwirrend sein, 
auch Verträge von der Art des Konstantinopeler Vertrages als 

war, siehe interessante Ausführungen bei Graux a. a. 0. 33 ff., bes. 89, 45, 
48, 50 ff.; Nys a. a. 0. 28, 31; Westlake a. a. 0. 391 ff., bes. 396 f.; Ull- 
MANN 112f.; LiszT 59 f.; vgl. ferner J. Dklpech und A. Margaogi: ,Le trans- 
fert ä la Belgique de TEtat independant du Congo- in der RGDJP. XVIII 
(1911) 105 ff. 
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Neutralisationsyerträge, wenn auch nur als solche von Gebiets- 
teilen, zu bezeichnen. Es empfiehlt sich vielmehr im Interesse 
einer scharfen Terminologie, für solche Fälle die von Liszt vor- 
geschlagene (allerdings nicht weiter begründete) Bezeichnung 
„Befriedung** anzuwenden ^). Der Befriedungsvertrag ist in 

1) Der Aasdnick „Befriedung** findet sich hier und da in der völker- 
rechtlichen Literatur, so z. ß. bei Rivieb 154: «Dieser Gedanke internatio- 
naler Freiheit und Befriedung ist ... . für den Suezkanal glücklich verwirk- 
licht worden"*; ferner bei Stoerk in Holtzkndorffb H. II 428 Anm. 12: 
, Erwägt man, daß Cypern von N, Aden von S aus .... jene Zugänge zum 
Kanal vollständig beherrschen, so wird es klar, warum jene Befriedung des 
Suezkanals nur so lange auf praktischen Wert Anspruch machen kann ...."; 
desgleichen bei Rettich 180, 203 und bei Liszt 291 f., 308 f. Es ist aber 
bisher noch nicht der Versuch unternommen worden, die „ Befriedung ** als 
selbständigen völkerrechtlichen Begritf gegenüber den beiden anderen der 
^Neutralität ** und , Neutralisation ** herauszuarbeiten. Dies mag umso weniger 
wundernehmen, als bezüglich der beiden letzteren Begriffe nicht nur in der 
deutschen, sondern vor allem in der französischen Literatur des Völkerrechts 
noch eine heillose Verwirrung herrscht. Vgl. diesbezüglich Bustamante 
RDJ. XXVII 239 ff.; Nys RDJ. XXXIII 15 ff., 20 ff; GrauxRDJ. XXXVII 42, 
44 f.; Westlake RDJ. XXXIII 389 ff.; Stengel RDJ. XXXVII 420 ff., 425 f.; 
Gamand 186; Ullmann 111 ff., 517 f.; Liszt 58. Besonders häufig finden 
sich die Ausdrücke «neutralite perpetuelle oder permanente"* und „neutra- 
lit^ temporaire**. Da, wie wir oben im Text dargelegt haben, das Neutrali- 
tätsverhältnis stets nur ein zeitweises, höchstens für die Dauer eines Krieges 
währendes ist, so ist der erstere Ausdruck ein Widerspruch in sich, der 
letztere ein Pleonasmus. Man könnte allenfalls von einem dauernd neu- 
tralen Staate reden, wenn man hierdurch einseitig die von dem neutrali- 
sierten iStaate in dem Neutralisations vertrage übernommene Verpflichtung, 
sich dauernd neutral verhalten zu wollen, zum Ausdrucke bringen wollte. 
Aber da diese Bezeichnung eben wegen ihrer Einseitigkeit leicht zu Be- 
griffsverwechslungen führen kann, so unterdrückt man sie besser. 

Ein historisches Vorbild der , Befriedung" des Suezkanals ist die im 
Jahre 1865 im Interesse der Sicherheit der Schiffahrt an den Küsten Marok- 
kos erfolgte Befriedung des Leuchtturmes am Kap Spartel. Travers Twiss 
wies in seiner zweiten Denkschrift über die Regelung der Suezkanalverhält- 
nisse, die er im Auftrage des „Institut de droit international** im Jahre 1879 
verfaßte, auf dieses Vorbild hin; vgL Annuaire III/IV T. I 341 f.; vgl. hierzu 
auch Liszt 203, 308 f. 

Im übrigen mag von den mannigfachen Versuchen, die internationale 
Rechtsstellung des Suezkanals auf eine Begriffsformel zu bringen, derjenige 
d'Avrils hier Platz finden; nicht Kürze, sondern Folgerichtigkeit der For- 
mulierung zeichnet den D'AvRiLschen Konstruktionsversuch vor den andern 
aus. d'Avril folgert also: „Finalement le mot neutralite ne figure paa dans 
le traite, non plus que dans l'intitule des publications diplomatiques. On a 
dit le libre usage. Cette expression precise admirablement Tobjectif ; mais 
eile ne dit rien du procede. Comment donc qualifier ce procede? Servi- 
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keiner Hinsiebt eine Unterart des oben dargestellten Neutralitäts- 
vertrages, wie nacb unseren Darlegungen der Neutralisationsver- 
trag. Letzterer ist nur kraft des Umstandes eine Unterart des 
Neutralitätsvertrages, weil er eine subjektive recbtliche Be- 
schränkung der Kriegsaktionenfreiheit enthält, nämlich den recht- 
lichen Verzicht auf Offensivbündnisse und auf eine zwangsweise 
Durchführung der Politik; gerade dieses Moment fehlt aber bei 
dem Befriedungsvertrage. 

Das Ergebnis unserer Untersuchung ist also, daß durch die 
Artt. 1 und 4 des Vertrages von Konstantin opel der Seekanal, 
seine Einfahrtshäfen und die Dreimeilenzone „befriedet** worden 
sind. Das in den bezeichneten Artikeln liegende Prinzip der „Be- 

tude? c'eßt bien une servitude; — internationaliBation ? assurement; — in- 
violabilite? — sans doute. Quant k la neutralite, qui etait montöe si haut 
pour tomber ä plat, il y a bien, entre nous, qnelque chose de neutre la- 
dessous ; il y a un peu de tout ce qui vient d'^tre enonc^, mais dans quelle 
Proportion ? L'a 1 g ö b r e seule Texprimerait rigoureusetnent. 

Peut-§tre pourrait-on risquer la specification suivante: le libre passage 
a 6i6 asBur^ (pas garanti) pai* une servitude mutuelle d'internationaliBation 
partielle sur le mode de la neutralisation limit^e." Vgl. d'Aybil Rev. d'hist. 
diplom. 1888 S. 26. 

Was schließlich die Frage anlangt, ob der Suezkanal, vom rechtlichen 
Standpunkte aus betrachtet, den nationalen oder den internatio- 
nalen Kanälen zuzuzählen ist, so darf bei der Beurteilung dieser Frage — 
gleichwie bei der Feststellung des Begriffes „Nation ** als K e c h t s begriff» 
worüber Mabtens I 233 f.; Riyieb J; Holtzbndorff H. I 89 zu vergleichen 
sind — nur ein rechtlicher Tatbestand zum Ausgangspunkte und Maß - 
Stabe genommen werden; alle ethnographischen und wirtschaftlichen Vor- 
Stellungen, welche man sich bei den Worten national und international un- 
willkürlich macht, müssen streng ausgeschieden werden. Der für die Beur- 
teilung unserer Frage maßgebliche rechtliche Tatbestand ist derjenige der 
Souveränität, so daß, wie bei den Flüssen, als nationale Kanäle diejenigen 
zu bezeichnen sind, welche in ihrem ganzen Verlaufe durch das Gebiet nur 
eines Staates geführt sind, als internationale solche, welche durch die 
Gebiete mehrerer Staaten geführt sind. Da nun der Suezkanal ausschließ- 
lich durch ägyptisches Gebiet hin durchgeführt ist, so ist er in gleicher Weise 
zu den nationalen Kanälen zu rechnen, wie etwa der deutsche Nordost- 
seekanal oder die Kanäle von Panama und Korinth. 

Als Beispiel, welcher Mißbrauch in der Literatur des Völkerrechts mit 
dem Worte , international* noch getrieben wird, mag statt allem anderen 
eine Stelle aus dem Aufsatze Bustamantes in der RDJ. XXVII 228 ange- 
führt werden: „Si Ton peut dire de certaines choses, en mati^re de droit 
privä, qu'elles sont immeubles ä cause de leur destination, on peut dire aussi 
des canaux interoceaniques qu'ils sont internationaux ä cause de leur ob- 
jet mSme.* 
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friedung** wird dann noch durch Einzelbestimmungen des Vertrages 
näher erläutert (vgl. Art. 1 Abs. 3; Art. 4 Abs. 2 und 3; Artt. 5 — 7 
des Vertrages im Anhang). Die Dauer dieses Zustandes der „ Be- 
friedung*' soll, wie sich aus Art. 14 ergibt, durch die Geltungs- 
dauer der Eonzessionsurkunden der SKG. nicht begrenzt sein. 

b) Die „Sicherstellung^ des Süßwasserkanals 
und seiner Zuflüsse, sowie der Arbeiten und 
Gebäulichkeiten des maritimen und des Süß- 

Wasserkanals. 

Fassen wir nunmehr die internationale Rechtsstellung der 
zweiten Gruppe der Vertragsobjekte ins Auge, nämlich des Süß- 
wasserkanals und seiner Zuflüsse, sowie der Arbeiten und Gebäu- 
lichkeiten des maritimen und des Süßwasserkanals, so finden wir, 
daß hier der Begriff der „Befriedung", wie wir ihn vorhin für den 
Seekanal, dessen Einfahrtshäfen und die Dreimeilenzone gefunden 
und festgestellt haben, nicht anwendbar ist. Denn die Vertrags- 
mächte erkennen in Art. 2 lediglich an, daß der Süßwasserkanal 
für den maritimen Kanal unentbehrlich ist, und verpflichten sich, 
diesen Kanal und seine Zuflüsse nicht zu beeinträchtigen; des- 
gleichen verpflichten sie sich in Art. 3, das Material, die Anstal- 
ten, Bauten und Arbeiten des maritimen und des Süßwasserkanals 
zu respektieren. Die rechtliche Gleichbehandlung des Süßwasser- 
kanals und seiner Zuflüsse mit dem Seekanal hätte es nötig ge- 
macht, „de neutraliser un iil au coeur de TEgypte" ; dies wäre 
aber, wie Pauncefote erklärte, über die Zuständigkeit der Pariser 
Konferenz weit hinausgegangen. 

Cabl von Lesseps hatte auf der Konferenz die Ansicht ge- 
äußert, es sei gleichbedeutend und komme auf dasselbe hinaus, 
ob man sich für neutralisation oder inviolabiUte des Süßwasser- 
kanals entscheide^). Demgegenüber hob aber Pauncefote treffend 
hervor: „En ce qui concerne le terme d'inviolabilitö, je ne puis 
lui donner un sens plus large que celui de conservation. 
Pour moi, parier de Tinviolabilit^ du canal d'eau douce, c'est dire 
que l*on ne portera aucun dommage au canal" ^). In diesen Worten 
sind Bedeutung und Tragweite der auf den Süßwasserkanal und 
seine Zuflüsse bezüglichen Bestimmungen kurz und klar ausge- 
sprochen, so daß sich ein weiteres Eingehen auf dieselben erübrigt. 

1) Vgl. Mabtbns" XI 330 f. ' 

2) Vgl. MartbnsU XI 331 sowie 324 ff.; vgl. hierzu auchRouxII 110 f. 
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Die „Sicherstellung" auch der Maschinen und Gebäulichkeiten 
der SKG. erfolgte auf Vorschlag des deutschen Delegierten 
V. Deren thall, dem der englische Delegierte Sir Wilson gleich 
beipflichtete mit dem Verlangen, „que tout ce qui est necessaire 
au fonctionnement du canal doit etre protege" ^). 

§ 17. 
Die Beeht88tellung des Sultans und des Khediye. 

Nachdem wir den internationalen Rechtszustand der Objekte 
des Vertrages von Konstantinopel näher kennen gelernt haben, 
wenden wir uns nunmehr der internationalen Rechtsstellung der 
Subjekte des Vertrages, und zwar zunächst des Sultans und 
des Khedive zu. 

Da der Territorialherr Aegyptens in dem Vertrage von Kon- 
stantinopel sich seiner Souveränität über die Objekte des Vertrages 
nicht begeben hat, so können die seine Rechtsstellung gegenüber 
den übrigen Vertragsmächten hinsichtlich dieser Objekte regelnden 
Bestimmungen nur die Uebernahme einzelner Verpflichtungen zum 
Gegenstande haben, die im übrigen kein Hindernis bilden können, 
daß der Sultan, bzw. der Khedive im Namen des Sultans die 
zur Verteidigung Aegyptens und zur Aufrechterhaltung der öflfent- 
lichen Ordnung etwa erforderlichen Maßregeln ergreife (vgl. Art. 10 
Abs. 1 und Art. 13 im Anhang). 

Was nun zunächst dieses Recht der Selbstverteidigung an- 
langt, so ist die Ausübung desselben in vierfacher Richtung an 
die Beobachtung von Vertragsbestimmungen gebunden: 1. dürfen 
der Sultan, bzw. der Khedive im Namen des Sultans sich zum 
Schutze der Kanalzone nur eigener Machtmittel bedienen ; die 
Inanspruchnahme von Verbündeten für diesen Zweck ist also unter- 
sagt (Art. 10 Abs. 1) ; 2. ist die kaiserlich ottomanische Regierung 
solchenfalls verbunden, die Signatarmächte der Londoner De- 
klaration, also nur die Großmächte, zu benachrichtigen (Art. 10 
Abs. 2); 3. dürfen die zu ergreifenden Maßnahmen die freie Be- 
nutzung des Kanals nicht hindern (Art. 11); 4. dürfen solchenfalls 
keine permanenten Befestigungen errichtet werden^) (Art. 11 Abs. 2). 



1) Vgl. Martens" XI 332. 

2) Das Verbot, Befestigungswerke auf der Kanalzone anzulegen, findet 
sich zuerst in Art. 2 des französischen Entwurfes zur Pariser Konferenz aus- 
gesprochen und ist, wie Barröre in der Unterkommission hervorhob, aus 
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Sollten entgegen diesem Verbote auf einem der Kanalufer Arbeiten 
angelegt werden oder Ansammlungen stattfinden, welche die Be- 
einträchtigung der Freiheit und vollständigen Sicherheit der Schiff- 
fahrt zum Zwecke oder zur Folge haben könnten, so hat die 
internationale Ueberwachungskommission das Recht einzuschreiten 
(Art. 8 Abs. 3). 

Die wichtigste Vei'pflichtung, welche der Territorialstaat in 
dem Vertrage übernommen hat, ist die Sorge für die Durchfüh- 
rung der Vertragsbestimmungen; die ägyptische Regierung hat, 
wie es in Art. 9 Abs. 1 heißt, „die erforderlichen Maßregeln zu 
ergreifen, um der Durchführung des Vertrages Achtung zu ver- 
schaffen". So dürfte der Khedive beispielsweise eine Verletzung 
der für die Befriedung des Suezkanals gegebenen Bestimmungen 
nicht ungestraft hingehen lassen, sondern müßte gegen den ver- 
letzenden Staat einschreiten, und falls seine eigenen Machtmittel 
hierzu nicht ausreichen sollten, entsprechend der Bestimmung in 
Abs. 2 des Art. 9 sich hilfesuchend an die Pforte wenden, die 
dann ihrerseits die erforderlichen Maßnahmen zu treffen und die 
Signatarmächte der Londoner Deklaration hiervon zu 
benachrichtigen und nötigenfalls sich mit ihnen über die zu treffenden 
Maßnahmen ins Einvernehmen zu setzen hätte (vgl. Art. 9 im Anhang). 
Des weiteren schließt die Verpflichtung, die zur Durchführung des 
Vertrages erforderlichen Maßnahmen zu treffen, für den Khedive 
auch die Pflicht in sich, dafür zu sorgen, daß die zur Instand- 
haltung des Suezkanals erforderlichen Anstalten getroffen werden, 
damit die Vertragsmächte von dem ihnen in Art. 1 eingeräumten 
Rechte jederzeitiger ungehinderter Benutzung des Kanals Gebrauch 
machen können. 

Bei der Ergreifung der für die Durchführung der Vertrags- 
bestimmungen erforderlichen Maßregeln soll der Sultan, bzw. der 
Khedive gegebenenfalls durch die Bestimmungen der Artt. 4, 5, 7 
und 8 nicht behindert sein (Art. 9 Abs. 2 Satz 2). 

Allgemein hat der Khedive nicht nur die den Vertragsmächten 
eingeräumten Rechte strikte zu achten, sondern auch alles zu 
unterlassen, was den durch letztere übernommenen Verpflichtungen 
zuwiderlaufen würde. So darf er vor allem, entsprechend der in 
Art. 12 von Seiten der Vertragsmächte übernommenen gegenseiti- 
gen Verpflichtung des „d^sint^ressement'' bezüglich des Suezkanal- 
Art. 1 des Clayton-Bul wer- Vertrages vom 19. IV. 1850 entlehnt worden ; vgl. 
Maktens" XI 327 ff. 
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gebietes, keinem Staate Sonderrechte in diesem Gebietsteile Aegyp- 
tens einräumen. Die Sonderstellung der Türkei gegenüber Aegypten 
in dieser Hinsicht ist durch den Zusatz: ^Die Rechte der Türkei 
als Territorialmacht sind jedoch vorbehalten" zum Ausdrucke ge- 
bracht. Dieser Zusatz war auf der Pariser Konferenz auf Antrag 
der türkischen Delegierten Terfik-Bey und Husny-Pascha beigefügt 
worden, „pour reconnaitre la Situation particuli^re et les droits 
de la Sublime-Porte" ^). 

§ 18. 
Die Beehtsstellung der Yertragsmäehte mit Ausnahme des 

Territorialstaates. 

Im Vertrage von Konstantinopel sind einerseits den Mächten 
hinsichtlich der Benutzung des Suezkanals eine Reihe von Rechten 
eingeräumt worden, denen gegenüber sie andererseits bedeutsame 
Verpflichtungen sowohl bezüglich ihrer möglichen Kriegsaktionen- 
freiheit im Kanalgebiete, als auch hinsichtlich ihrer wirtschafts- 
politischen Stellung in diesem Gebietsteile Aegyptens übernommen 
haben. 

Betrachten wir zunächst die Rechte der beteiligten Mächte, 
so finden wir in Art. 1 als ein grundlegendes Prinzip des Vertrages 
das der Gleichbehandlung aller Mächte hinsichtlich der freien 
Benutzung des Kanals ausgesprochen. Keine Nation kann also, 
sei es auf Grund überwiegender Handelsinteressen, sei es als 
Aktionär der SKG. oder unter irgendeinem anderen Vorwande, 
Bevorzugungen vor den anderen für sich in Anspruch nehmen. 
Das Recht jederzeitiger freier Benutzung des Kanals für Kriegs- 
und Handelsschiffe aller Flaggen bedeutet nun nicht, daß jeder 
Staat den Kanal nach seinem Belieben zu jeder Tages- und Nacht- 
zeit ohne Rücksicht auf andere und unentgeltlich benutzen dürfe, 
vielmehr ist der Durchfahrtsverkehr ein geregelter, d. h. im Inter- 
esse aller bestimmten Beschränkungen unterworfen, die für alle 
gleich sind. So müssen die durchfahrenden Schiffe die von der 
SKG. aufgestellten Betriebsordnungen beobachten: die Schiffe 
dürfen z. B. einen bestimmten Raumgehalt nicht überschreiten, 
die Fahrgeschwindigkeit im Kanal ist geregelt, ebenso die Einfahrt 
in den Kanal, wobei Dampfschiffe, die regelmäßigen Postdienst 
versehen, gewisse Bevorzugungen vor den andern haben ^). Des- 

1) Vgl. MabtensIi XI 432, 450. 

2) Vgl. hierzu Camanp 176 f. 
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gleichen müssen die festgesetzten Durchfahrtsgebühren, die einen 
Ausgleich für das Risiko des Unternehmens und für die Instand- 
haltung des Kanals bilden, erlegt werden. Schließlich soll die 
Freiheit der Durchfahrt im Falle von Epidemien entsprechend den 
in Aegypten in Kraft stehenden Sanitätsvorschriften bestimmten 
Beschränkungen unterliegen (siehe Art. 16 im Anhang). Gerade 
diese letztere Bestimmung kann unter Umständen von großer Be- 
deutung werden, wenn man bedenkt, daß in den Jahren 1865 und 
1883 die Cholera über Aegypten nach den Mittelmeerländern ver- 
schleppt wurde. Um so trauriger erscheint der Widerstand, den 
die englischen Delegierten auf der Pariser Konferenz 1885 gegen 
die Einführung dieses Artikels unter nichtigen Verwänden lei- 
steten '). 

Mit den für Kriegsschiffe der Belligerenten festgesetzten be- 
sonderen Beschränkungen, die wir weiter unten erörtern werden, 
erstreckt sich die Schiffahrtsfreiheit im Suezkanal gemäß Art. 6 
auch auf Prisen. , Prisen werden in allen Beziehungen ebenso wie 
die Kriegsschiffe der Kriegführenden behandelt werden" (siehe An- 
hang). Die Fassung dieses Artikels rief auf der Pariser Konferenz 
interessante Erörterungen hervor. 

Zunächst befaßte sich die Unterkommission in ihrer Sitzung 
vom 27. IV. 1885 mit der prinzipiellen Frage, ob man die Prisen 
den Kriegsschiffen gleichbehandeln solle. Professor Renault von 
der Pariser Universität, den der Vorsitzende der Unterkommission, 
Barr^re, als Gutachter über diesen Punkt zu den Verhandlungen 
hinzugezogen hatte, legte in seinem Referate dar, daß die einzelnen 
Mächte hinsichtlich der Zulassung von Prisen in ihre Häfen einen 
verschiedenen Standpunkt einnehmen. So gestatte beispielsweise 
England das Einlaufen von Kriegsschiffen der Belligeftnten 
in seine Häfen unter der Bedingung, daß ihr Aufenthalt die Dauer 
von 24 Stunden nicht übersteige, Prisen lasse es dagegen auch 
unter diesem Vorbehalte nicht zu^). Frankreich stelle dagegen in 

1) Vgl. das Verhandlungsprotokoll bei Martens^i XI 448 f. Die Aus- 
drucksweise „die in Aegypten in Kraft stehenden Sanitätsmaßnahmen'' warde 
absichtlich deshalb gewählt, weil z. Z. der Pariser Konferenz bestimmte 
internationale Vereinbarungen über sanitäre Maßregeln noch nicht getroffen 
waren, vielmehr zur selben Zeit in Rom diesbezügliche Verhandlungen ge- 
pflogen wurden; vgl. hierzu Näheres bei Camand 180 f. 

2) Entsprechend hatte Art. III des englischen Entwurfes zur Pariser Kon- 
ferenz das Verbot der Einführung von Prisen in den Suezkanal vorgesehen: 
^11 est interdit aux navires de guerre d*une Puissance belligerante de se 

D e dreuz, Der Suezkanal. 7 
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dieser Hinsicht Kriegsschiffe und Prisen gleich (Deklaration von 
1877 während des Orientkrieges) ^). Gegenüber dieser schwanken- 
den Praxis empfehle es sich dringend, daß die Konferenz in be- 
stimmt formulierter Weise zu dieser Frage Stellung nehme. 

Die Unterkommission beschloß daraufhin die oben mitgeteilte 
Passung des Art, 6 ^). 

In der Sitzung des Plenums vom 8. VI. 1885 schnitt dann 
der niederländische Delegierte Asser die wichtige Frage an, wie 
weit oder wie eng der Begriff , Prisen** in Art. 6 des Entwurfes 
zu fassen sei ; solle der Begriff Prisen und damit der Art. 6 auch 
auf solche Schiffe noch angewandt werden, die, nachdem sie dem 
Nehmenden entwischt, in einem der Häfen des Kanals Zuflucht 
nehmen? Im allgemeinen würden ja solche Schiffe nicht mehr zu 
den „Prisen** gerechnet, und die Konferenz würde, falls sie die 
gegenteilige Auffassung verträte, damit einen Schritt rückwärts 
tun, da die neutralen Staaten gegenwärtig den von Belliger enten 
verfolgten Handelsschiffen Einlaufen und Verweilen in ihren Häfen 
gestatteten. Auf alle Fälle empfehle es sich aber, daß die Kon- 
ferenz hier eine offizielle Interpretation gebe, sei es, daß hinter 
dem Worte „Prisen** noch die Worte ^dans la possession du 
capteur** eingerückt würden, sei es, daß die von der Konferenz 
gebilligte Interpretation des Begriffes „Prisen" zu Protokoll ge- 
nommen werde. 

Der Vorsitzende der Konferenz, Billot, nahm von den Aus- 
führungen Assers ausdrücklich Akt und bemerkte u. a. : „Dans la 
pensee de la Commission, Tarticle 7 (bzw. jetzt wieder 6) ne doit 
s'appliquer qu*aux prises en la possession du capteur; le protocole 
fera foi de cette interpretation** ^). 

Bei etwaigen Meinungsverschiedenheiten hinsichtlich der Aus- 
legung des Prisenbegriffes in Art. 6 des Konstantinopeler Vertrages 

livrer k aucun acte d^hostilite dans ie canal, d^y faire entrer leurs prises , , . ." 
MabtensIi XI 314. 

1) Vgl. hierzu Rettich 188 Anm. 1 ; von Stengel in der Marine-Rund- 
schau 1905 S. 427 f.; Camand 196 ff. und Büstamante RDJ. XXVII 243, der 
ausführt', daß die Gleichstellung der Häfen und Kanäle bezüglich der Be- 
handlung von Prisen verfehlt sei. 

Das Verhalten der Neutralen zu den Prisen ist jetzt durch die Art. 21 
bis 23 des „Abkommens, betreffend die Rechte und Pflichten der Neutralen 
im Falle eines Seekrieges* der zweiten Haager Friedenskonferenz vom 18. X. 
1907 geregelt. Vgl. Reichsgesetzblatt 1910 S. 365 f. ; mitgeteilt bei Liszt 516, 

2) Vgl. das Verhandlungsprotokoll bei Martens^i XI 345 und 347. 

3) Vgl. MartensII XI 422. 
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wird also diese von der Pariser Konferenz gegebene Interpretation 
maßgeblich sein müssen. 

Den Kriegsschiffen der Mächte steht, wie wir gesehen haben, 
die Durchfahrt durch den Kanal in gleicher Weise offen wie den 
Handelsschiffen. Dagegen ist den Mächten gemäß Art. 7 das 
Stationieren von Kriegsschiffen innerhalb des Kanals 
mit Einschluß des Timsahsees und der Bitterseen nicht gestattet. 
Nur in den Einfahrtshäfen Port- Said und Suez dürfen die einzelnen 
Mächte höchstens je 2 Kriegsschiffe stationieren, welches Recht je- 
doch wieder für Belligerenten zessiert. 

Die den Mächten hinsichtlich der Benutzung des Suezkanals 
eingeräumten Rechte wären praktisch wertlos gewesen, wenn die 
Yertragsmächte nicht gleichzeitig entsprechende Verpflichtungen 
bezüglich ihres Verhaltens in diesem Gebietsteile Aegyptens in 
Kriegs- und Eriedenszeiten übernommen hätten. Wir haben be- 
reits die allgemeine Verpflichtung der Mächte kennen gelernt, „kein 
Kriegsrecht, keinen Akt der Feindseligkeit, noch auch irgendeinen 
Akt zum Zwecke, die freie Schiffahrt auf dem Kanal zu hindern, 
im Kanal und in seinen Einfahrtshäfen, sowie im Umkreise von 
drei Seemeilen von diesen Häfen auszuüben^. Wenn nun zudem 
Art. 1 Abs. 3 die Vorschrift enthält: „Der Kanal wird niemals 
der Ausübung des Blockaderechts unterworfen werden^, so ist diese 
Bestimmung nicht etwa als eine überflüssige Ergänzung des eben 
erwähnten allgemeinen Verbotes der Ausübung kriegerischer Hand- 
lungen anzusehen, sondern es sollte durch dieses absolute Blockade- 
verbot auch die sog. Friedensblockade mitbetroffen werden. Das 
ergibt sich aus dem Verhandlungsprotokolle der Pariser Konferenz 
vom 4. VI. 1885 unzweifelhaft. Es heißt dort u. a: „M. Pieran- 
toni rappelle que le blocus a &t6 formellement interdit par le Trait4, 
afin d'eviter au canal Tapplication meme des blocus dits pacifiques^ 
(Martens" XI 409). Der englische Entwurf zur Pariser Kon- 
ferenz hatte in Art. 1 Abs. 2 nur das Verbot der Kriegs blockade 
vorgesehen gehabt: „Par cons^quent, le canal ne sera jamais assu- 
jetti ä Texercice du droit belligerant de blocus . . . ." (Mas- 
TENS^^ XI 314). Demgegenüber beschloß die Unterkommission am 
13. IV. die Fassung: „Le canal ne sera jamais assujetti au droit 
de blocus" (Mabtens" XI 321) 0- 

1) Aus den oben mitgeteilten Beratungen der Pariser Konferenz geht 
klar hervor, daß die Teilnehmer an derselben, insbesondere der italienische 
Rechtsgelehrte Pierantoni, die Friedensblockade als eine Repressalie, also 

7* 
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Der in derselben Sitzung von Seiten des österreichischen De- 
legierten de Haan eingebrachte Antrag, außer dem Blockadever- 
bote auch noch das der Durchsuchung besonders zum Ausdrucke 
zu bringen, wurde nach mannigfachen Erörterungen und ümredi- 
gierungen des Art. 1 in der Sitzung des Plenums vom 12. VI. 
schließlich abgelehnt, und zwar weil er im Hinblick auf die all- 
gemeine Fassung des Art. 5 (jetzt 4) als hinfällig betrachtet 
wurde ^). Das Verbot der Durchsuchung von Schiffen innerhalb 
der befriedeten Zone ist also in dem allgemeinen Verbote des 
jetzigen Art. 4 mitausgesprochen. 

Der Vorschlag des englischen Delegierten Pauncefote, den 
das Blockadeverbot betreffenden Passus an den Schluß des Art. 5 
des Konferenzentwurfes (des jetzigen Art. 4) zu setzen, (so daß 
das Blockadeverbot zusammen mit den übrigen Bestimmungen die- 
ses Artikels in den in den Art. 11 und 12 des Konferenzent- 
wurfes, bzw. 9 und 10 des Vertrages von Konstantinopel vorge- 
sehenen Ausnahmefällen hätte sistiert werden können), wurde von 
dem russischen Delegierten Hitrovo mit Recht als gefährlich ge- 
kennzeichnet, und der niederländische Delegierte Asser hob u. a. 
treffend hervor, daß die Zulassung einer Ausnahme von dem 
Blockodeverbole im Widerspruche stehen würde mit dem Art. 13 
(jetzt 11), „qui d^fend, meme dans les cas prevus par les articles 
11 et 12 (jetzt 9 und 10), de faire obstacle au libre passage^ 
(Maetens"- XI 409). 

Die wichtige Folge der Ablehnung des Pauncefoteschen Vor- 
schlages ist demnach, daß das Verbot jeglicher Art von Blockade 
in der befriedeten Zone unter keinen Umständen eine Ausnahme 
erleidet, selbst dann nicht, wenn in den in den Art. 9 und 10 
des Konstantinopeler Vertrages vorgesehenen Ausnahmefällen die 
Bestimmungen der Art. 4, 5, 7 und 8 sistiert sind. Dagegen 
wird das Durchsuchungsrecht in diesen Ausnahmefallen von den 
in Gemäßheit der Art. 9 und 10 .hierzu Berechtigten ausgeübt 
werden dürfen. 

Im übrigen haben die Mächte in dem Falle, daß sie mit einer 
dritten Macht in einem Kriege verwickelt sind, eine Reihe wich- 



nicht als eine kriegerische Handlang angesehen haben. Vgl. zu dieser Frage 
im allgemeinen Ullmann 458 f.; Liszt 280 f. ; vgl. ferner Pohl 108 f. und die 
dort S. 107 Anm. 4 zitierte Literatur. 

1) Vgl. hierzu die Konferenzverhandlungen bei Martens^i XI S21, 409, 
449. 
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tiger Yertragsbestimmungen im Suezkanalgebiete zu beobachten. 
So dürfen sich die Kriegsschiffe der Belligerenten im Kanal und 
in dessen Einfahrtshäfen nur in dem unbedingt notwendigen Um- 
fange verproviantieren, sollen weiterhin in dem kürzesten Zeiträume 
durchfahren ohne anderen Aufenthalt, wie solchen, der sich not- 
wendigerweise aus dem Dienstbetriebe des Kanals ergibt, und sich 
in Port-Said und Suez nicht länger als 24 Stunden aufhalten^ 
ausgenommen Seenot (reläche forcöe). Kriegsschiffe von Mächten^ 
die miteinander im Kriege liegen, dürfen nur in Zwischenräumen 
von 24 Stunden aus den Einfahrtshäfen des Kanals auslaufen 
(Art. 4 Abs. 2 und 3 im Anhang). 

Die Vorschrift des Art. 5, daß kriegführende Mächte in Kriegs- 
zeiten im Kanal und in dessen Eiiifahrtshäfen weder Truppen noch 
Munition noch Kriegsmaterial ein- oder ausschiffen dürfen, haben 
wir bereits in ihrer rechtsgeschichtlichen Entstehung kennen ge- 
lernt (vgl. S. 64 f. und 68). Die für den Fall eines zufälligen 
Hindernisses im Kanal zugelassene einzige Ausnahme von diesem 
Verbote, wonach Truppen in Abteilungen von nicht über 1000 
Mann nebst dem entsprechenden Kriegsmaterial ein- oder ausge- 
schifft werden dürfen, war in dem von der Pariser Kommission 
ausgearbeiteten Vertragsentwurfe noch nicht vorgesehen (vgl. Mab- 
TENS^^ XI 458) und auch auf der Konferenz nicht Gegenstand 
von Erörterungen gewesen. Sie findet sich vielmehr zuerst in dem 
(nicht ratifizierten) Abkommen zwischen England und der Türkei 
vom 22. V. 1887 (vgl. S. 71 «) und ist jedenfalls von dort in den 
Konstantinopeler Vertrag übernommen worden. 

Da die betreffenden Bestimmungen des genannten Abkommens 
für die Erläuterung des Art. 5 des Vertrages von Konstantinopel 
von Bedeutung sind, so seien sie nachstehend im Wortlaut mit- 
geteilt. 

Art. 5 Abs. 3 des bezeichneten Abkommens bestimmte: 

„D'apr^s cet acte, aucune puissance n'aura le droit, en au- 
cune circonstance, d'envoyer des troupes sur le territoire egyptien, 
exceptö dans les cas pr^vus par les annexes de la presente Con- 
vention." 

Eine dieser Ausnahmen war in Anhang I Abs. 1 und 2 ge- 
regelt: „Si, par suite de quelque circonstance, la navigation du 
canal de Suez se trouve obstruee, les puissances qui auront ad- 
here ä la Convention conclue entre la Grande-Bretagne et Tem- 
pire Ottoman auront le droit d'envoyer, k travers le territoire 
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^gyptien, les troupes qu'elles auraient besoin de faire passer d'une 
mer ä, l'autre. 

N^anmoins, aucune de ces puissances ne pourra, en ce cas, 
avoir plus de 1000 hommes k la fois sur le sol egyptien, et le 
passage de ses troupes s'effectuera par les voies et moyens les 
plus rapides*^). 

Diese Gesichtspunkte sind offenbar auch bei der Fassung des 
Art. 5 des Vertrages von Konstantinopel maßgeblich gewesen und 
daher bei etwaigem Praktischwerden dieses Artikels zur Beurtei- 
lung der Sachlage heranzuziehen. 

Den oben dargelegten einzelnen Verpflichtungen der Mächte 
hinsichtlich ihres Verhaltens in der befriedeten Zone in Kriegs- 
zeiten reiht sich in Art. 12 die allgemeine wirtschaftspolitische 
Bindung durch die gegenseitige Zusicherung des „d^sint^ressemenf* 
im Bereiche des Suezkanalgebietes an : keine der beteiligten Mächte 
darf Gebiets- oder Handelsvorteile, noch auch Vorrechte in den 
etwa künftig bezüglich des Kanals abzuschließenden internationalen 
Vereinbarungen anzustreben suchen (vgl. Art. 12 im Anhang). 
Mit Rücksicht auf die Gleichstellung aller Mächte hinsichtlich der 
freien Benutzung des Suezkanals in Art. 1 war eine derartige 
Bestimmung unentbehrlich, und mit Rücksicht darauf, daß es sich 
in dem Vertrage von Konstantinopel um Gebietsteile unter tür- 
kischer Oberherrschaft handelte, auch unvermeidlich (vgl. S. 46 ^). 

Was nun die Ueberwachung der Vertragsbestimmungen an- 
langt, so ist dieselbe den in Aegypten bestellten Agenten der 
Signatar mächte des Vertrages von Konstantinopel übertragen 
worden. Auf die dieser internationalen Kommission in Art. 8 ein- 
geräumten Befugnisse werden wir nicht näher eingehen, und zwar 
nicht nur deshalb, weil wir den Art. 8 in seiner rechtsgeschicht- 
lichen Entwicklung bereits näher kennen gelernt haben (vgl. S. 61 
bis 64, 68 f., 73), sondern auch, weil, wie wir gleich unten sehen 
werden, die Bestimmungen dieses Artikels praktisch niemals wirk- 
sam geworden sind. Wir werden vielmehr nunmehr im Anschluß 
an unsere systematische Zergliederung des Vertrages von Kon- 
stantinopel die Bedeutung und Tragweite des von englischer Seite 
bei der Ratifikation gemachten Generalvorbehaltes näher ins Auge 
fassen. 



1) Vgl. Martensii XVI 818; Noradoünghian IV 429. 
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§ 19- 
Der eDglisclie OeneralTorbehalt. 

Am Schlüsse seines Berichtes über die Arbeiten der ünter- 
kommission der Pariser Konferenz 1885 hatte Barr^re gesagt, die 
Mitglieder der Kommission seien bei den Beratungen von dem 
Gedanken geleitet gewesen, daß der Suezkanal der ganzen Welt 
gehöre und jedermann offenstehe, ohne daß sie hierbei in die 
Prüfung eingetreten wären, in welchem Maße der vorbereitete 
Vertragsentwurf mit dem ^vorübergehenden und außergewöhn- 
lichen'* Zustande, in welchem Aegypten sich gegenwärtig befinde, 
vereinbar wäre'). 

Diesen letzteren Passus griff der englische Delegierte Paunce- 
fote in der letzten Plenarsitzung der Pariser Konferenz geschickt 
auf und machte den bekannten Generalvorbehalt zu dem von der 
Konferenz stipulierten Vertragstexte (vgl. S. 58): „quant ä Tap- 
plication de ces dispositions en tant qu*elles ne seraient pas com- 
patibles avec ^ T^tat transitoire et exceptionnel oü se trouve actuel- 
lement l'Egypte" et qu'elles pourraient entraver la libertö d'action 
de leur Gouvernement pendant la p^riode de l'occupation de 
l'Egypte par les forces de sa S. M. britannique*^). 

Dieser Vorbehalt wurde dann späterhin, wie wir bereits ge- 
sehen haben, von England sowohl am 21. X. 1887 bei Vorlage 
des „Kompromißentwurfes* (vgl. S. 72), als auch am 29. X. 1888 
beim Zustandekommen des Vertrages von Konstantinopel wiederholt. 

Dieser englische Vorbehalt wurde von den vertragschließenden 
Mächten gutgeheißen, und zwar, wie sich aus einer Depesche des 
französischen Ministers des Auswärtigen, Flourens, an den Bot- 
schafter Waddington in London vom 17. XI. 1887 ergibt, mit 
einer gewissen Genugtuung: konnte man doch in dem Vorbehalte 
eine Erklärung Englands erblicken, daß die Besetzung Aegyptens 
nur a vorübergehend" sein sollte*). 

üeber die Bedeutung und Tragweite des Vorbehaltes, wie sie 
sich nach Ansicht des französischen und ebenso des englischen 
Kabinetts darstellte, gab Flourens der niederländischen Regierung 
vor der Annahme des englisch-französischen Kompromißentwurfes 
von Seiten dieser Macht eine offizielle Erklärung ab. 

1) Vgl. den Bericht bei Mabtens" XI 419. 

2) Vgl. Mabtbns« XV 289. 

B) Vgl. des näheren die Depesche bei Mabtens^x XV Bll ff., bes. 318 f. 
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Der niederländische Minister des Auswärtigen, van Karnebeek, 
hatte nämlich unterm 17. XI. 1887 bei der französischen Regie- 
rung anfragen lassen : ,,si la r^serve formul^e par le premier d^- 
leguä anglais ä la clöture des s^ances de la commission de 1885 
et reproduite par le ministre des affaires ^trang^res de la Grande- 
Bretagne ä la fin de sa lettre constatant l'accord des deux gou- 
yemements frangais et anglais, devait etre consid^ree comme ap- 
plicable aussi au projet de Convention soumis k l'adh^sion des puis- 
sances interess^es, et, dans ce cas, quels seraient, aussi longtemps 
que cette r^serve demeurerait operative, les droits et les obligations 
des puissances qui signeraient la Convention^ '). 

Flourens gab darauf nach vorheriger Einvernahme mit dem 
englischen Kabinett unterm 20. XI. 1887 u. a. zur Antwort: „Les 
dispositions de cette Convention, qui fixe le regime d^finitif destin^ 
k garantir le libre usage du canal de Suez, ne sont actuellement 
applicables qu'en tant qu'elles sont compatibles avec l'^tat oü se 
trouve PEgypte, etat qui est qualifie de transitoire et d'ex- 
ceptionnel. Les dispositions de la präsente Convention ne 
sauraient donc entraver la libertö d'action du Gouvernement bri- 
tannique pendant la päriode de l'occupation. En ne faisant pas 
d'objection ä cette ^nonciation, le Gouvernement de la r^publique 
entend que conform^ment au principe qui reconnait T^galitä des 
puissances dans leurs droits et leurs obligations relativement au 
canal de Suez, toutes sont naturellement appel^es k b^n^ficier des 
r^serves faites, aussi longtemps que les circonstances les rendront 
effectives"^). 

Diese Ansicht des französischen und des englischen Kabinetts 
ist völkerrechtlich unhaltbar, da sie das in Art. 12 des Vertrages 
von Konstantinopel lediglich für die ungehinderte Benutzung des 
Suezkanals aufgestellte „Prinzip der Gleichheit^ der Signatar- 
mächte auch auf den nur von England hinsichtlich der praktischen 
Anwendbarkeit der Vertragsbestimmungen gemachten Vorbehalt 
ausdehnen will. Wäre diese extensive Interpretation zutreffend, 
80 wäre der Vertrag für die Dauer des „außergewöhnlichen und 
vorübergehenden'* Zustandes Aegyptens, d. h. für die Dauer der 
englischen Besetzung in der Praxis überhaupt jeglicher Verpflich- 
tungskraft entkleidet; denn jede der Signatarmächte könnte unter 

1) Vgl. Maktens" XV 316 ; Voism III 219. 

2) Vgl. MARTENßii XV 316 f., 322; VoisiN III 220; Camand 272f.; Dü- 
PUIS Ann. des sc. polit. 1905 S. 651. 
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Berufung auf den Vorbehalt erklären, daß die betreffenden Ver- 
tragsbestimmungen bei dem „ gegenwärtigen außergewöhnlichen 
und vorübergehenden^ Zustande Aegyptens nicht anwendbar 
wären ^). 

Demgegenüber ist als feststehend zu betonen, daß der Ver- 
trag im Augenblicke des Austausches der Ratifikationsurkunden 
für die Signatarmächte Rechtsverbindlichkeit erlangte, auch für 
das mitunterzeichnende England. Während aber der Vertrag für 
die Signatarmächte außer England infolge der vorbehaltlosen Un- 
terzeichnung unbedingte Wirksamkeit erlangte, entbehrte er für 
England bis auf weiteres der praktischen Wirksamkeit, da es 
jederzeit unter Berufung auf den gemachten Vorbehalt die Ver- 
tragsbestimmungen als für sich nicht anwendbar erklären konnte. 
Infolgedessen und mit Rücksicht darauf, daß England seit der 
Besetzung im Jahre 1882 die tatsächliche Macht in Aegypten aus- 
übte, war die Wirksamkeit des Vertrages in der Praxis völlig von 
dem diskretionären Ermessen Englands abhängig. 

Dies lassen auch mit aller Deutlichkeit die Verhandlungen 
des englischen Unterhauses im Jahre 1898 zur Zeit des spanisch- 
amerikanischen Krieges erkennen. 

Anfang Juli 1898 richtete ein Mitglied des Unterhauses an 
den Minister des Auswärtigen die Anfrage, ob im Hin- 
blick auf Artikel 4 des Vertrages von Konstantinopel, der den 
Kriegsschiffen der Belligerenten den Aufenthalt in Port- Said für 
eine längere Dauer wie 24 Stunden verbiete, sowie im Hinblick 
auf die weitere Bestimmung desselben Artikels, daß solche Kriegs- 
schiffe den Kanal in möglichst kurzer Zeit zu passieren hätten, 
die Tatsache, daß einer der Belligerenten — nämlich Spanien*) 

1) Vgl. Drpuis a. a. 0. 651. 

2) Als gegen Ende des spanisch-amerikanischen Krieges (1898) ein spa- 
nisches Reservegeschwader unter Admiral Camara in Port-Said Kohlen ein- 
nehmen wollte, verweigerte die ägyptische Regierung die Erlaubnis hierzu 
bis zur Verständigung mit dem ^ Foreign Office *"! England, das aus seinen 
Sympathien fQr die Vereinigten Staaten von Nordamerika keinen Hehl machte, 
tat sein Bestes, um die spanische Flotte möglichst lange in Port-Said fest- 
zuhalten, indem es mit der Antwort lange zögerte. Die Angelegenheit fand 
schließlich ihre Erledigung dadurch, daß Spanien das Geschwader wieder 
heimberief. Vgl. hierzu Oethalom 82 f., 80 f.; Camand 270; Lapbadellk 
RGDJP. XI (1904) S. 540 Anm. 2; interessante Einzelheiten bei Le Fub RGDJP. 
VI (1899) 216 f. Vgl. im Zusammenhange hiermit die seitens der ägyptischen 
Regierung unterm 10. II. 1904 aus Anlaß des russisch-japanischen Krieges 
für den Bereich des Suezkanals erlassenen Neutralitätsregeln, in welchen 
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— seine Kriegsschiflfe 3 — 4 Tage lang in Port-Said halte, sich 
nicht als eine Verletzung dieser Vertragsbestimniung darstelle? 
Weiterhin, ob die ägyptische oder die englische Regierung für 
diesen Neutralitätsbruch verantwortlich zu machen sei? 

Der damalige Unterstaatssekretär des Auswärtigen, Curzon, 
antwortete: die beregten Vertragsbestimmungen seien bisher noch 
nicht zur Anwendung gekommen; die Dauer des Aufenthaltes 
fremder Schiffe in Port-Said hänge in erster Linie von der Ent- 
scheidung der ägyptischen Regierung ab, und es müßten wohl gute 
Gründe für die im Yorliegenden Falle angenommene Haltung vor- 
liegen. Als daraufhin Curzon gefragt wurde, ob er mit seiner 
Erklärung habe sagen wollen „que la Convention de 1888 n'ötait 
pas en application effective**, anwortete er bejahend. 

Aehnliche Anfragen wiederholten sich Mitte Juli 1898. Ein Mit- 
glied des Hauses wollte wissen, ob der Vertrag von Konstanti- 
nopel überhaupt noch existent und in Kraft sei, und, wenn nicht, 
ob der Unterstaatssekretär sagen könne, wann und unter welchen 
Umständen dieser Vertrag aufgehört habe, existent zu sein und 
seine Wirkungen zu äußern? 

Curzon gab zur Antwort: der Vertrag sei sicherlich noch 
existent, jedoch sei er noch nicht angewandt worden und zwar 
„par suite des röserves formul^es au nom du gouvernement an- 
glais par ses d^legues ä la commission de 1885, renouvelees en- 
suite par Lord Salisbury et communiquees aux puissances en 
1887**, Auf die weitere Anfrage, ob die Vorbehalte von 1887 
denn eine größere Kraft als der Vertrag von 1888 hätten (P em- 
portaient sur la Convention de 1888), antwortete Curzon: „que 
c'^tait Sans aucun doute aux-dites reservesqu' 
etait du le f ai t qu e 1 e s t er mes d e la con ven ti on 
n'ont pas et^ appliques**^). 

Diese Sachlage zeigt zur Genüge die praktische Tragweite 
des englischen Vorbehaltes. Sie wird aber noch ganz besonders 
durch die Tatsache beleuchtet, daß die zur Ueberwachung des 
Vertrages bestellte internationale Kommission, deren Einsetzung 

das Einnehmen von Kohlen von seiten der Kriegsschiffe der Kriegführenden 
genau geregelt wird. RGDJP. XI (1904) docum. S. 10 f. ; vgl. dazu auch den 
Aufsatz von Lapab^ldelle : „La nouvelle th^se du refus de charbon aux 
belligerants dans les eaux neutres" in der RGDJP. XI (1904) S. 531 ff. sowie 
die Ausführungen Le Pubs in der RGDJP. VI (1899) S. 213 ff., bes. 218 ff 

1) Vgl. Über diese Parlamentsverhandlungen VoisiN IIl 220 Anm. 1; 
Camand 273 f.; Le Für RGDJP. VI (1899) S. 209 Anm. 4. 
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und Zusammensetzung, wie wir gesehen haben, bei dem Wider- 
stände Englands auf der Pariser Konferenz so überaus zeitraubende 
Verhandlungen nötig gemacht hatte, überhaupt niemals tätig ge- 
worden ist; weder hat sie die in Artikel 8 Abs. 2 vorgesehenen 
jährlichen Zusammenkünfte jemals abgehalten, noch auch ist sie 
in Zeiten der Gefahr zusammenberufen worden, um die zum 
Schutze der Schififahrtsfreiheit im Kanal erforderlichen Maßregeln 
durch den Khedive zu veranlassen ^). Vom Standpunkte der Praxis aus 
betrachtet, muß man daher Millet beipflichten, wenn er sagt: 
„ün effort tentö en 1888 pour assurer d' une mani^re efficace la 
neutralit^ du canal n' aboutit qu' k de vaines däclarations^ ■). 

Nur unter Berücksichtigung dieser dargelegten tatsächlichen 
Verhältnisse wird der Wortlaut des Art. 6 der „Erklärung über 
Aegypten und Marokko" vom 8, IV. 1904, in welchem England 
und Frankreich unter sich die Suezkanalverhältnisse abschließend 
geregelt haben, verständlich. 

l^Vgl. Camand 274; Politis RGDJP. XI (1904) S. 697. 
2) Vgl. MiLLBT Rev. des d. m. 1904 Bd. 21 S. 781 ; vgl. auch Roux U 
114 f. 
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Dritter Abschnitt. 

Der Art. 6 der englisch-französischen Erklärung über 
Aegypten und Marokko Yom 8. IV. 1904 und sein Ver- 
hältnis zum Vertrage Yon Konstantinopel. 

Den Anfang Juli 1903 einsetzenden Bemühungen des englischen 
Königs Eduard YII. einerseits und des französischen Ministers des 
Auswärtigen Delcass^ andererseits gelang es am 8. IV. 1904, die 
zwischen England und Frankreich seit langem bestehenden, zum 
Teil recht scharfen Interessengegensätze auf kolonialem Gebiete 
durch eine Reihe von Abkommen in friedlicher Weise auszugleichen, 
wobei „dort, wo das Interesse Frankreichs in einer Frage unbestritten 
überwiegend war, die britischen Prätensionen zurücktreten mußten, 
und dort, wo das Interesse Englands offenbar als das ausschlag- 
gebende erschien, Frankreich hauptsächlich ein Opfer bringen 
mußte« ^). 

Das bedeutsamste dieser Abkommen ist die „däclaration con- 
cernant V Egypte et le Maroc**, in welchem die beiden Kontra- 
henten die politischen und wirtschaftlichen Interessen in diesen 



1) Vgl. den Eingang der Zirkulardepesche Delcassäe vom 12. IV. 1904 
an die französischen Botschafter der europäischen Höfe sowie den Anfang 
der Depesche des Marquis Lansdowne an den britischen Botschafter in Paris, 
Sir Monson, vom 8. IV. 1904 bei Martens^i XXXII 43 und 3; vgl. femer 
DE Saint-Chables Rev. dabist, diplom. 1904 S. 457. 

Das u. E. treffendste Urteil über den Wert der englisch-französischen 
Abkommen vom 8. IV. 1904 findet sich bei Darcy RÜDJP. XI (1904) S. 641 f., 
der nach eingehendem, hochinteressantem historischen Rückblicke zu der 
Schlußfolgerung kommt: „Fran9ais et Anglais, comme tous les autres peuples 
de Tunivers, pourront, dans des cas particuliers, et dans un but pr^cis, con- 
clure des accords temporaires, mais une alliance durable ne s'ätablira entre 
eux que le jour oü Tun ou Vautre peuple abdiquera toute Prätention maritime, 
coloniale et commerciale'^. 
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Ländern gegeneinander abgegrenzt haben ^). In Art. 6 dieser Er- 
klärung haben dann die beiden vertragschließenden Mächte be- 
stimmte Vereinbarungen zu dem Vertrage von Eonstantinopel 
getroffen. Diese Abmachungen können naturgemäß Rechtswir- 
kungen nur zwischen den beiden Kontrahenten, England und 
Frankreich, äußern, solange die übrigen Signatare des Vertrages 
Ton Konstantinopel denselben nicht beigetreten sind. Notwendige 
Vorbedingung eines solchen Beitritts wäre aber offizielle Kennt- 
nisgabe der betreffenden Vereinbarungen durch die beiden kontra- 
hierenden Staaten an die beteiligten Mächte mit dem Ersuchen, 
den Bestimmungen beizutreten. Eine solche offizielle Bekannt- 
gabe der englisch-französischen Abmachungen vom 8. IV. 1904 
zu dem Vertrage von Konstantinopel an die übrigen Signatare 
des letzteren Vertrages ist aber seinerzeit nicht erfolgt, wie sich 
aus einer Aeußerung des Präsidenten des französischen Senats 
ergibt, die Bressonnet in seinem Aufsatze : „la question maro- 
caine" mitteilt. Es heißt dort: „Bien que M. Delcasse, le 
23. mars 1904, au cours d'une conversation avec le prince Bado- 
lin, lui eüt fait connaitre le texte de l'arrangement franco-an- 
glais qui allait etre signe, et que ce document eftt ^t^ ensuite pub- 
lic, PAUemagne paraissait vouloir l'ignorer, sans doute parce 
qu' il ne lui avait pas ötöofficiellementet spö- 
cialement communiqu^. wQ^© nous reproche-t-on — 
disait ä ce sujet le 19 avril le President du conseil — , de ne 
pas, au lendemain de l'accord franco-anglais, l'avoir signifi^ ä 
r AUemagne, il faudrait ajouter et aux autres nations, 
car aucune notification n'a ^töfaite desaccords^) 
que la France avait conclus et que le Parlement avait ap- 
prouves." ^) 

Wie sich nun aus Art. 1 des Anfang November 1911 ver- 
öffentlichten französisch-spanischen Geheimvertrags über Marokko 



1) Text sowie Quellen des Abkommens siehe Anhang. 

2) Nur der in Artikel 1 des Abkommens Über Aegypten- Marokko ge- 
nannte „Entwurf des khedivialcn Dekrets zum Schutze der Interessen der 
ägyptischen Staatsgläubiger ** ist den beteiligten Mächten zur Genehmigung 
offiziell mitgeteilt und von diesen auch gebilligt worden. Diese Tatsache 
veranlaßt P£BBinjaquet zu dem rechtlich unhaltbaren Satze: „Les puissances 
ont adher^ ä Taccord franco-anglais par Tacceptation du nouveau d^cret 
khedivial annexe ä la d^claration de 1904 et concernant les finances egyp- 
tiennes.« RGDJP. XVI (1909) S. 340. 

3) Vgl. Bressonnet Ann. des sc. polit. 1905 S. 509 ff. 
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vom 3. X. 1904 ergibt, ist Spanien dem englisch-französischen 
Abkommen vom 8. IV. 1904 beigetreten. „L' Espagne adhöre, 
aux termes de la presente Convention, ä la d^claration franco- 
anglaise du 8 avril 1904 relative au Maroc et k V Egypte" ^). 
Ob Italien der „Erklärung** in vollem Umfange oder nur, soweit 
sie sich auf Marokko bezieht, beigetreten ist, läßt sich mit Sicher- 
heit weder aus der Stelle bei Eqelhaaf (S. 28) schließen, wo es 
heißt: „ Längst war ihm (nämlich Italien) von Frankreich 1902 
ein Anrecht auf Tripolis zugesichert worden, und eben deswegen 
hatte es 1904 den englisch-französischen Vertrag über Marokko 
anerkannt und uns in Algeciras im Stich gelassen bzw. lassen 
müssen", noch aus der Stelle bei Bbessonnet (S. 516): „Les 
grands Etats, Tltalie notamment n' affectaient cependant pas de 
m^connaitre l'existence et la portöe de la declaration du 
8. avril* 2). Wenn Ceombr (II 369) sagt: „Die Regierungen 
Deutschlands, Oesterreichs und Italiens schlössen sich dieser De- 
klaration an", so wird sich dieser Anschluß wohl nur auf das 
khediviale Dekret, von dem in Artikel 1 der „Erklärung" die 
Rede ist, beziehen. Wenn schließlich nach Fleischmann (S. 346 
Anm. 8) das Deutsche Reich über die Aegypten betreffenden Ab- 
machungen von Großbritannien benachrichtigt worden sein, dem 
Art. 1 zugestimmt und das gleiche Recht wie Frankreich nach 
Art. 1 Abs. 4, Art. 4 und 5 (siehe Anhang) zugesichert er- 
halten haben soll, so ist hier jedenfalls nicht die Rede davon, 
daß Deutschland auch dem Art. 6 der Erklärung beigetreten ist. 
Der subjektive Geltungsbereich des Art. 6 der „Erklärung" 
vom 8. IV. 1904 reicht also über die beiden Vertragsstaaten 
England und Frankreich sowie Spanien, das am 3. X. 1904 
beigetreten ist, nicht hinaus. Mangels einer offiziellen Kenntnis- 
gabe der englisch-französischen Abmachungen zu dem Vertrage 
von Konstantinopel hatten die übrigen Signatare dieses Vertrages 
ja auch keine Veranlassung, diesen Abmachungen beizutreten oder 
gegen dieselben zu protestieren ^). Es wäre grundfalsch, aus dem 



1) Vgl. Text bei Egblhaap 116. 

2) Vgl. hierzu noch P.Herbe: „Italien seit seinem Einheitskampfe' im 
, Handbuch der Politik*, Bd. 11 752. 

8) Dies schloß natürlich nicht aus, daß die englisch-französischen Ab- 
machungen zum Gegenstande parlamentarischer Verhandlungen gemacht 
wurden. Vgl. z. B. die Verhandlungen des deutschen Reichstages vom 12. 
IV. 1904 in der Kölnischen Zeitung vom 13. IV. 1904 (Nr. 370); dazu die 

I 
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Stillschweigen der Mächte zu folgern, daß dieselben mit den eng- 
lisch-französischen Abmachungen einverstanden gewesen sind, 
bzw. sind; es ist vielmehr hieraus höchstens zu folgern, daß ihnen 
infolge Nichtkenntnisgabe der Abmachungen kein Anlaß gegeben 
war, zu denselben offiziell Stellung zu nehmen ^). 

Die englisch-französischen Abmachungen vom 8. IV. 1904 zu 
dem Vertrage von Konstantinopel haben nun* folgenden Wort- 
laut : 

„ Afin d'assurer le libre passage du canal de Suez, le gouverne- 
ment de S. M. britannique d^clare adherer aux stipulations du trait6 
conclu le 29 octobre 1888 et ä leur mise en vigueur. Le libre 
passage du canal etant ainsi garanti, 1' execution de la dernii^re 
phrase du paragraphe 1 et celle du paragraphe 2 de 1' article 8 
de ce trait^ resteront suspendues.^ 

Es ergibt sich auf den ersten ßlick, daß diese Vereinbarungen 
aus zwei streng zu sondernden Teilen bestehen : auf der einen Seite 
gibt die englische Regierung allein eine Erklärung bezüglich 
des ganzen Vertrages von Konstantinopel ab, auf der andern 
Seite liegt eine gemeinsame Erklärung der beiden Vertrags- 
staaten hinsichtlich nur einzelner Bestimmungen jenes Ver- 
trages vor. 

Zunächst erklärt die britische Regierung, daß sie den Ver- 
tragsvereinbarungen vom 29. X. 1888, d. h. dem Vertrage von 
Konstantinopel und dessen Wirksamwerden beitrete. Was den Beitritt 
Englands zu dem Vertrage von Konstantinopel anlangt, so ist ein sol- 
cher rechtlich nicht mehr möglich, da England bereits Signatar 
dieses Vertrages ist ; die Beitrittserklärung Englands zu dem bezeich- 
neten Vertrage kann also rechtlich nur als eine erneute Feststellung 
und Bekräftigung seiner Mitunterzeichnung des Vertrages verstanden 
werden. Wenn England weiterhin erklärt, daß es auch dem 
Wirksamwerden des Vertrages von Konstantinopel beitrete, 



Besprechungen dieser Verhandlungen in der Rev. d'hist. diplom. 1904 S. 471 
und bei Bressonnet Ann. des sc. polit. 1905 S. 515. 

1) Wir können daher auch Fauchille nicht beipflichten, wenn er 
schlußfolgert: „Das Abkommen (vom 8. IV. 1904) bindet weder die Signatar- 
mftchte des Londoner Vertrages vom 15. VII. 1840 noch diejenigen dos Kon- 
stantinopeler Vertrages vom 29. X. 1888. Wenn diese Signatare keinen Ein- 
spruch gegen das Abkommen erhoben haben, so bedeutet dies keineswegs, 
daß sie mit dem englischen Protektorat in Aegjpten einverstanden sind, 
sondern nur, daß sie den Verzicht Frankreichs auf seine Prätensionen in 
Aegypten zugelassen haben.* Vgl. Bonfils-Faucuille 116. 
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80 kann diese Erklärung nur dahin gedeutet werden, daß Eng- 
land auf seinen bei der Ratifikation gemachten Generalvorbehalt 
(vgl. S. 72) nunmehr Verzicht leistet, so daß der Vertrag Ton jetzt 
ab in der gleichen Weise und im gleichen Umfange für England 
wirksam sein soll, wie er von vornherein für die übrigen Signa- 
tare dieses Vertrages, die ihn vorbehaltlos ratifiziert hatten, wirk- 
sam geworden war. An dieser Rechtsfolge der englischen Er- 
klärung im ersten Satze des Art. 6 ist nicht zu deuteln, mag man 
nun noch die Erklärung Englands zum Beitritte und Wirksam- 
werden des Vertrages von Konstantin opel als ev 8ta 5uoCv auf- 
fassen, wie dies Delcasse in seiner Zirkulardepesche vom 
12. IV. 1904 an die französischen Botschafter der europäischen 
Höfe tut^), oder nicht. 

In demselben Augenblicke nun, in welchem England Frank- 
reich gegenüber auf den Generalvorbehalt verzichtete, bzw. dem 
Wirksamwerden des Vertrages von Konstantinopel beitrat, in 
demselben Augenblicke vereinbarte es mit seinem Vertragsgegner, 
daß einzelne Bestimmungen dieses Vertrages auch weiterhin nicht 
wirksam werden sollten. 

Die Bestimmungen des Vertrages von Konstantinopel, an 
deren Nichtbeobachtung England durch diese Vereinbarung ein 
so großes Interesse zeigte^), haben folgenden Wortlaut: 

„Sie (nämlich die in Aegypten bestellten Agenten der Si- 
gnatarmächte des Vertrages von Konstantinopel) werden die Re- 
gierung des Khedive von der Gefahr, welche sie erkennen, in 
Kenntnis setzen, damit dieselbe die geeigneten Maßregeln zum 
Schutze des Kanals und zur Sicherung seiner freien Benutzung 
ergreife. 



1) Vgl. die auf den Art. 6 der englisch-französichen Erklärung vom 
8. IV. 1904 bezügliche Stelle in der Zirkulardepesche: ^Restant fid^le ä, ses 
traditions, le gouvernement de la Republique a etö henreux de pouvoir amener 
le gouvernement britannique k prendre Tengagement de maintenir enti^re 
la libert^ d'une des voies les plus importantes du trafic international. II 
doit enregistrer avec une satisfaction particuli^re Padh^sion de la Grande- 
Bretagne ä la mise en vigueur du traitö du 29 X, 1888*. Vgl. MabtbnsII 
XXXII 56; Gelbbuch 1904 S. 19. 

2) Der Art. 6 der englisch-französischen Erklärung sollte nach Art. 1 
-der geheimen Zusatzbestimmungen zu dieser Erklärung auch für den Fall 
verbindlich bleiben, „daß eine der beiden Regierungen sich durch die Ge- 
walt der Umstände gezwungen sähe, ihre Politik gegenüber Aegypten oder 
Marokko zu ändern *". Vgl. diese Bestimmung im Anhang. 
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Jedenfalls werden sie einmal jährlich zusammentreten, nm 
die gehörige Darchführung des Vertrages za konstatieren. Letz- 
tere Versammlungen werden unter dem Vorsitze eines zu diesem 
Zwecke von der Kaiserlich Ottomanischen Regierung zu ernen- 
nenden Spezialkommissars stattfinden. Auch ein Kommissar des 
Khedive kann an der Versammlung teilnehmen und im Falle der 
Abwesenheit des ottomanischen Kommissars den Vorsitz bei der- 
selben führen." (Vgl. Art. 8 Abs. 1 letzter Satz und Abs. 2 im 
Anhang). 

England und Frankreich vereinbaren hier also unter sich, daß 
die internationale KontroUkommssion die wichtigsten der ihr in 
Art. 8 übertragenen Befugnisse auch weiterhin nicht ausüben solle. 
Die Kommission sollte, wie bisher, nur ein Dasein auf dem Papier 
führen. Diese in der Wirklichkeit bestehende Sachlage haben wir 
im vorhergehenden Paragraphen ja des näheren kennen gelernt. 
Wenn nun auch in Art. 6 . der englisch-französischen Erklärung 
von einer Aufhebung einzelner Bestimmungen des Vertrages 
von Konstantinopel nicht die Bede ist, so kommt das mit der 
„Suspension" bezweckte Schwebeverhältnis der betreflfen-^ 
den Bestimmungen doch praktisch einer Aufhebung gleich, und 
wir können DüPüls nur beipflichten, wenn er diese „Suspension" 
als ;,delicieux euphemisme" charakterisiert ^). Jedenfalls haben 
England und Prankreich in ihrer Erklärung vom 8. IV. 1904 ein- 
seitig und ohne Mitwirkung der übrigen Signatarmächte des Ver- 
trages von Konstantinopel eine abändernde Bestimmung zu die- 
sem Vertrage getroffen und hierdurch gegen die auf der Londoner 
Konferenz am 17. I. 1871 gerade auf Veranlassung von England 
und Prankreich als ein Prinzip des Völkerrechts feierlichst ver- 
kündete Vereinbarung verstoßen, „daß keine einzige Macht sich 
weder von ihren Pflichten aus einem Vertrage lossagen, noch des- 
sen Bestimmungen von sich aus modifizieren dürfe anders, als unter 
der mittelst gütlichen Uebereinkommens zu erwirkenden Zustimmung 
der Vertragsparteien" *). Damit ist aber nicht gesagt, daß die 

1) Vgl. DüPüis Ann. des sc. polit. 1905, S. 651 f. ; vgl. auch Politis 
RGDJP. XI (1904) S. 697: „Dire que ces clauses sont suspendues, cela 
signifie que, tant que subsistera la dumination anglaise en Egypte, elles ne 
Beront pas plus appliqu^es, ä Tavenir, qu'elles ne Tont et^ dans le passe **. 

2) Text dieser Londoner Erklärung siehe im StA. Bd. 20 Nr. 4286 S. 190; 
-vgl. zu derselben auch Mabtens I 416; Rivieb 336 f.; Jellinek „Staaten- 
Terträge** 58 f. und „Staatenverbindungen* 95; E. Meieb 26 f.; Zobn DJZ. 
1906, S. 34. 

Dedr eux, Der Suezkanal. g 
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Abmachungen vom 8. IV. 1904 der Rechtsverbindlichkeit unter 
den beteiligten Mächten, nämlich England, Frankreich und Spanien, 
entbehren. Dies läßt sich ebensowenig behaupten, wie wenn man 
aus der Bezeichnung dieser Vereinbarungen als „Erklärung** 
Gründe für deren Bechtsun Wirksamkeit herleiten wollte^). 

Die Bechtsverbindlichkeit dieser Vereinbarungen für die drei 
bisher an denselben beteiligten Mächte bildet naturgemäß kein 
Hindernis, daß die übrigen Signatarmächte des Vertrages von 
Konstantinopel sich eines Tages der ihnen in Art. 8 eingeräum- 
ten Befugnisse erinnern und die Ueberwachungskommission aus 
ihrem Domröschenschlaf erwecken. 

Bis auf weiteres wird man sich mit der Tatsache abzufinden 
haben, daß die Ueberwachungskommission nur ein Schattendasein 
führt ^), und daß die Beobachtung des Vertrages von Eon- 
stantinopel, insbesondere die Freiheit des Schiffahrtverkehrs durch 
den Suezkanal, nach wie vor von Englands diskretionärem Er- 
messen abhängt. Demgegenüber bedeutet die Tatsache, daß in- 
folge der Verzichtleistung Englands auf den Generalvorbehalt nun- 
mehr jegliches Mißverständnis hinsichtlich der Wirksamkeit des 
Vertrages von Eonstantinopel ausgeräumt ist, lediglich eine 
rechtliche Stärkung des Vertrages, für die Wirklichkeit aber 
keine Veränderung des bisherigen prekären Zustandes. 

1) Vgl. hierzu vor allem die AusftLhrungen bei Mabtens I 189 und 
411; femer RrviEB 308; Hbilbobn in Holtzenoorff-Eohlers Enzyklopädie 
Bd. II 1008; NiPPOLD 44 f., 181; Calvo IH 351 f.; üllmann 253 V, 377 f.; 
Dbspaonet 479 f. Vgl. zu obigem auch den Aufsatz von Ph. Zobn: ,i£ng- 
land und Deutschland' in der , Kölnischen Zeitung* vom 25. I. 1912, Nr. 88. 

2) Die Ansicht LiszTs (138) und Rheinstboms (39), dafi die internatio- 
nale Ueberwachungskommission durch Art. 6 des englisch-französichen Ab- 
kommens vom 8. IV. 1904 beseitigt worden sei, ist unbegründet; mit Recht 
hiergegen Stbupp II 39, Anm. 2. 
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Schlußbetrachtungen. 

Die Lösimg der Saezkanalfrage im Anschlnsse an die 

LOsimg der ägyptischen Frage. 

Ziehen wir nun rückblickend die Schlußfolgerungen aus unse- 
ren Betrachtungen, so finden wir, daß die Suezkanalfrage trotz 
des Vertrages von Konstantinopel noch nicht gelöst ist, und zwar 
deshalb, weil sie mit dem noch immer offenen, größeren Problem 
der „ägyptischen Frage*' aufs engste zusammenhängt. Es liegt 
daher nahe, zum Schlüsse unserer Erörterungen diese ägyptische 
Frage etwas näher, als dies bisher angängig war, ins Auge zu 
fassen und zu untersuchen, welche Lösung dieser Frage einerseits 
den zu berücksichtigenden Interessen am meisten entspricht, und 
andererseits auch bei den gegebenen Verhältnissen die wahr- 
scheinlichste ist. Im Anschlüsse hieran werden wir dann die 
Richtlinien für die endgültige Lösung der Suezkanalfrage zeichnen. 

Als Wegweiser für unsere eigene Stellungnahme zu dem 
ägyptischen Problem wollen wir die Ansichten zweier bedeut- 
samer Männer über diese Frage, nämlich des Franzosen de 
Fbetcinet und des Engländers Eabl of Cbomer, vorausschicken. 
Fbetcinet hat, wie wir gesehen haben, als französischer Mini- 
ster des Auswärtigen in den 80er Jahren hervorragenden Anteil 
an der internationalen Regelung der ägyptischen Verhältnisse, ins- 
besondere der Suezkanalfrage, genommen, während Cbomer in 
seiner Eigenschaft als britischer Agent und Generalkonsul in 
Aegypten fast 24 Jahre lang (nämlich vom 11. IX. 1883 bis 
6. V. 1907) die beste Gelegenheit gehabt hat, die ägyptische Frage an 
Ort und Stelle zu studieren. Beide Männer haben ihre Ansicht 
über die beste Lösung der ägyptischen Frage in bedeutsamen Wer- 
ken auseinandergelegt und zwar entsprechend ihren verschiedenen 
früheren amtlichen Wirkungskreisen jeweils von einem anderen 

8* 
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Gesichtspunkte aus: Fbetcinet sucht die Frage Yom praktisch- 
politischen Standpunkte aus zu lösen, während Cbomeb hierbei 
die Kulturmission Englands in Aegypten in den Vordergrund 
stellt. 

Die Ansicht Fretcinets ist nun folgende ^) : 
Aegypten wird einmal von den Engländern geräumt und ent- 
weder der Souveränität des Sultans unterstellt oder unter der 
Garantie der europäischen Mächte neutralisiert werden, und zwar 
wird sich diese Entwicklung weniger in Verfolg der bestehenden 
Verträge, als yielmehr aus der Natur zur Sache heraus ergeben. 
Die Initiative zu dieser Regelung wird wohl von keiner anderen 
Macht als von England selbst ausgehen. Frankreich als das in 
Aegypten zunächst interessierte Land hat sich in dem Abkommen 
vom 8. IV. 1904 England gegenüber nach dieser Richtung hin 
gebunden '). England wird aber durch die Verhältnisse selbst da- 
zu gedrängt, die Regelung der Frage in die Wege zu leiten ; denn 
seine Stellung ist nicht nur in Aegypten, sondern auch im Sudan 
derzeit noch eine prekäre. In Aegypten ist Englands Position 
durch das Abkommen vom 8. IV. 1904 nicht gebessert worden % 
sein Verbleiben dort entbehrt nach wie vor des Rechtstitels. Im 
Sudan, über welchen England durch Vertrag vom 18. I. 1899 mit 
Aegypten ein Kondominium vereinbart hat, ist Englands Rechts- 
lage ebenso schlecht fundiert, da der genannte Vertrag null und 
nichtig ist ^). Infolge dieser mißlichen Lage kann England keine 

1) Vgl. zum Folgenden Fbeyoinet 440 ff. 

2) Vgl. Art 1, Abs. 2 dieses Abkommens im Anhang. 

3) Vgl. Art. 1 dieses Abkommens im Anhang, dem allerdings Politis 
RGDJP. XI (1904) S. 675, Morel RGDJP. XIV (1907) S. 405 ff., Pekrinjaqübt 
RGDJP. XVI (1909) S. 338 ff., Jabay RDJ. XXXVI 417, 438 und Cromer II 
869 f. eine weiterreichende Interpretation geben zu müssen glauben ; vgl. im 
Gegensatze zu diesen: LiszT 56; Flrisghmann 346 und Strüpp II 37 Anm. 1. 

4) Ebenso urteilen mit Recht Grünau 308, 310 ff.; Cogheris 506 ff.; 
Despagnet RGDJP. VI (1899), S. 187 ff., bes. 192 und 194 ff.; Roux H 115; 
Sayür 593 f. ; Strüpp II 34 Anm. 2 ; IBdhbm 159 f. und LfiGER 141 ff. über 
diesen Vertrag; vgl. auch Cromer II 105 ff.. HO ff., 515. Den Text des Sudan- 
vertrages siehe bei Strüpp II a. a. 0. Cogheris 504 f. und RGDJP. VI. 
(1899), 169, Anm. 2. 

Ein würdiges Gegenstück zu dem englisch- ägyptischen Sudan- Vertrage 
bildet der ebenfalls im Jahre 1899 geschlossene Vertrag Englands mit Mu- 
barek, dem Schech von Kuweit, in welchem Vertrage England angeblich 
diesen Schech als »unabhängigen* Herrscher anerkannt hat — natürlich nur, 
um ihn desto besser unter englische Abhängigkeit bringen zu können ! Dieser 
Vertrag ist aus demselben Grunde null und nichtig wie der Sudan-Vertrag. 
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weitergreifenden Pläne hinsichtlich Aegyptens und des Sudans ins 
Auge fassen, es vermag seine Kulturtätigkeit dort nicht in vollem 
Umfange zu entfalten, da es nicht weiß, wie lange es noch Herr 
im Lande sein wird. „Wer weiß, welche üeberraschungen die 
allgemeine Politik bringen wird, welche Reklamationen erhoben 
werden" ? Es ist deshalb besser, allen Eventualitäten vorzugreifen 
und die Rechnung vorher zu begleichen. 

Diese Begleichung der Rechnung, welche alle gegenwärtigen 
und zukünftigen Reibungsflächen bezüglich Aegyptens und des 
Sudans für immer beseitigen soll, denkt sich Fbetcinet nun 
folgendermaßen: England erhält als Lohn für seine große Kul- 
turarbeit in Aegypten und im Sudan letzteren zu vollem Eigen- 
tum, und zwar in einer Ausdehnung vom Viktoria- Nyanza-See 
bis zum zweiten Nilkatarakt (d. h. bis Wadi-Halfa; von N nach 
S zirka 2800 km) oder, was vorzuziehen wäre, bloß bis zum 
dritten Katarakt bei Dongola (von N nach S zirka 2500 km). 
Letztere Ausdehnung würde auch den Grenzen Rechnung tragen, 
welche das Kabinett Gladstone 1885 und das Kabinett Salisbury 
1896 dem eigentlichen Aegypten gegeben haben ^). Da nun aber 
Aegypten und der Sudan in wirtschaftlicher und kultureller Be- 



Denn, da die arabische Landschaft el Hasa, zu welcher Kuweit als Eaima- 
kamat gehört, seit dem Anfange der 70 er Jahre unbestrittenermaßen unter 
türkischer Botmäßigkeit steht, so darf der Schech von Kuweit als Vasall der 
Türkei ohne Zustimmung seines Suzeräns einen Vertrag, welcher die Sou- 
veränitätsrechte seines Oberherm berührt, nicht abschließen. Vgl. hierzu 
Rohbrach 46 f., 22. 

1) Ueber die geographischen Grenzendes eigentlichen Aegyptens herrscht 
ziemliche Unklarheit in der Literatur. Angeblich sind dieselben in dem In- 
vestiturfirman für Mehemet-Ali vom 1. VI. 1841 festgelegt worden. Vgl. 
Hennebebt 5 ff. ; Rev. des d. m. 1888, Bd. 90, S. 655 Anm. 1 ; »Deutsche 
Rundschau^ 1895, Bd. 88 S. 315, 316; Cbomeb I 323 und die beigegebene 
Karte ; Coohebis 265 ff. ; von Düngebn 30 ff., 35 ; S ayüb 594 f. ; Tbtbtsch 139 f. 
Nach meinen Erkundigungen an wohlunterrichteter Stelle sind als Grenzen 
des «eigentlichen* Aegyptens zurzeit anzunehmen: Im Norden das Mittel- 
ländische Meer in einer Ausdehnung von ungefUhr 900 km und zwar von dem 
Dorfe Rafah (in der Nähe der Stadt £1 Arish) im Osten bis zur Bucht Ton 
Bardia im Golfe von Solum im Westen. Im Osten bildet die syrische Wüste 
und in einer Länge Ton ungeföhr 1300 km das Rote Meer die Grenze und zwar 
letzteres von der Stadt Akaba (am Golfe gleichen Namens östlich der Sinai- 
Halbinsel) bis zum Kap Ras Benas in Höhe von Assuan. Im Süden reicht 
Aegypten bis zu den Stationen Fares und Adendan, 40 km nördlich Wadi- 
Halfa. Im Westen folgt die Grenze dem Meridian, der durch die Oase 
Siwa geht. 
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Ziehung sehr yoneinander abhängig sind, so müßte bei einer Tren- 
nung der beiden Länder durch Abtretung des Sudans an England 
von Tornherein Vorsorge getroffen werden, daß alle Schwierig- 
keiten, welche sich aus dieser Trennung in der Zukunft ergeben 
könnten, durch vertragliche Vereinbarungen ausgeräumt werden. 
Einerseits müßte England stets ein bequemer Zugang zum Sudan 
erhalten bleiben ^), und zwar nicht nur zur wirtschaftlichen Aus- 
beutung und kulturellen Hebung des Sudans, sondern auch, um 
England keine unnötigen Schwierigkeiten hinsichtlich seines Kap- 
Kairo-Bahnprojektes ') zu machen. Man müßte hier Entgegen- 
kommen üben und gestatten, daß England sein Eisenbahnnetz 
im Sudan mit dem ägyptischen verbindet und zu diesem Zwecke 
vielleicht die Leitung bestimmter Bahnlinien im Innern Aegyp- 
tens übernimmt. Andererseits aber müßte ganz besonders darauf 
Bedacht genommen werden, daß Aegyptens kulturelle und wirt- 
schaftliche Fortentwicklung nicht durch etwaige Schikanierungen 
von Seiten Englands ernstlich gefährdet werde. England würde 
nämlich als Beherrscher des Sudans und damit des Oberlaufes 
des Nils mit Leichtigkeit das Schicksal Aegyptens in einigen 



1) Inzwischen hat England einen Zugang zum Sudan von her ge- 
schaffen, indem es am Roten Meere den Hafen Port Sudan, nördlich von Su- 
akin, anlegte und denselben durch eine Bahn nach Atbara bei Berber (Nile 
Red Sea Railway, 494 km) mit dem Niltale in Verbindung setzte. Vgl. 
Cbomer II 521 f. ; Tbietsch 150. Diese Hafen- und Bahnanlagen sind für 
den Sudan von großer wirtschaftlicher Bedeutung, da sie den Güterverkehr 
des Sudan von Aegypten unabhängig machen und infolge der bedeutenden 
Abkürzung des Weges bis zur Küste die Transportkosten erheblich verbil- 
ligen. Die sudanesischen Produkte können z. B. vom Chartum aus über 
Atbara-Port Sudan die Küste bereits in 24 Stunden erreichen, während die 
Schnellzüge bis Alexandrien 5—6 Tage brauchen, wobei mehrfaches Um- 
laden notwendig ist: in Wadi-Halfa müssen die Güter umgeladen werden, 
da die Strecke bis Assuan (ungefähr 200 englische Meilen) nur per Schiff 
zurückgelegt werden kann, in Luxor findet nochmaliges Umladen statt, da 
die Bahn von Luxor an breitspurig ist im Gegensatz zu der Linie Luxor- 
Assuan, die schmalspurig ist Die hohen SuezkaualgebÜhren spielen gegen- 
über den weit höheren Transportspesen, welche die sudanesischen Waren 
auf ihrem Wege durch Aegjrpten zu tragen hätten, keine Rolle. 

Ueber die Bedeutung von Port Sudan für den Welthandel siehe einiges 
bei Banse 81. 

2) Vgl. über die Ausführung dieses von Gecil Rhodes stammenden ge- 
waltigen Bahnprojektes (Gesamtlänge ca. 7500 km) einiges bei Cogheris 
370 f., 448, 522 f. und die dort beigegebene Karte ; femer „Marine-Rundschau*^ 
1905, S. 308 ff.; Tbietsch 151/152. 
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Jahren besiegeln können, wenn es diesem die erforderliche Was- 
serzufuhr durch den Nil, die Lebensader Aegyptens, unterbinden 
würde. Wie sachyerständige Ingenieure berechnet haben, ließe 
sich dies durch Errichtung einer 3 m hohen Staumauer am Nord- 
ausflusse des Nyanza-Sees verhältnismäßig einfach erreichen ^). 
Einer solchen Gefährdung Aegyptens müßte unter allen Umstän- 
den Torgebeugt werden. Zweckmäßig könnte dies erreicht werden 
durch Einsetzung einer internationalen Kommission in Kairo nach 
dem Vorbilde der „Donaukommission *", welche nur darauf zu 
achten hätte, daß der natürliche Flußlauf des Nils nicht durch 
künstliche Werke verändert würde. 

Dieser ganzen Lösung der ägyptischen Frage könnten die 
Mächte nur zustimmen, da die Unabhängigkeit des internatio- 
nalen Verkehrsweges nicht zu teuer erkauft wäre. Diese Lösung 
dürfte aber auch den politischen Absichten Englands bezüglich 
Aegyptens im vollen Maße Rechnung tragen. Denn bei der Be- 
setzung des Landes dachte England nicht daran, sein ohnehin 
schon so großes Kolonialreich um ein weiteres großes Stück zu 
vermehren^), sondern es war lediglich von dem Gedanken ge- 
leitet, seine Verbindungen mit Asien aufrechtzuerhalten und einer 
Beschlagnahme von Seiten einer fremden Macht zuvorzukommen. 
Sobald dieses Ziel in dauerhafter Weise erreicht ist, ist für Eng- 
land das Hauptinteresse seines Verweilens in Aegypten gefallen. 
Die vorgeschlagene Lösung bietet England die langgesuchte Ge- 
legenheit, mit Ehren aus Aegypten herauszukommen. Die Worte, 
welche Lord Salisbury im Jahre 1886 sprach: ^Man irrt gewal- 
tig, wenn man glaubt, wir wollten unbegrenzt lange in Aegypten 
bleiben, wir suchen nur die Mittel und Wege, mit Ehren dort 
herauszukommen 'S waren ehrlich gemeint^). 

Soweit. Febycinbt. 

Demgegenüber untersucht Cromer bei seinem Ausblicke auf 
die Zukunft Aegyptens vor allem, ob das ägyptische Volk zur 
Lösung der Frage in autonomem Sinne schon derzeit reif sei, 
beziehungsweise wann dies voraussichtlich der Fall sein werde. 
Seine Ansicht hierüber geht kurz dahin ^): 

1) Vgl. hierzu das Projekt von Sir William Garstins in der «Marine- 
Rundschau*' 1905, S. 312; ferner Cromeb II 434 f. und A.Z. 81. 

2) Die Ausführungen Cromers II 331 bestätigen dies. 

3) Vgl. die gleichlautende Aeußerung Gladstones in der Rev. des d. m. 
1891, Bd. 108 S. 405; vgl. ferner AZ. 81 und Cromer I 87 f.. II 331 ff., 343 ff. 

4) Vgl. zum Folgenden Cromer II 531 ff. 
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Aegypten muß schließlich entweder autonom werden oder 
dem britischen Reiche einverleibt werden. Die erstere dieser 
beiden Möglichkeiten ist unbedingt vorzuziehen. Das Ziel der 
britischen Politik in Aegypten muß dementsprechend sein: eine 
gute Regierung, welche nach den in Ländern westlicher Zivilisa- 
tion übhchen Grundsätzen handelt, zu schaffen sowie eine starke 
und vor allem stabile Regierung, welche Anarchie und Bankrott 
zu verhüten imstande ist, so daß die ägyptische Frage auf keinen 
Fall wieder eine ernste Ursache zur Beunruhigung Europas werden 
kann. Ohne ernste Schädigung der zu berücksichtigenden Inter- 
essen und praktisch durchführbar ist aber die Autonomie Aegyp- 
tens nur dann, wenn es ermöglicht wird, daß alle Bewohner des 
kosmopolitischen Aegyptens, seien es Moslems oder Christen, Eu- 
ropäer, Asiaten oder Afrikaner, zu einer sich selbst regierenden 
Gemeinschaft verschmolzen werden. (II 536.) 

Eine Neutralisation, gleichgültig unter welchen Bedingungen, 
wäre völlig ungeeignet, die ägyptische Frage zu lösen. Denn 
man muß stets mit der Möglichkeit rechnen, daß sich eines Tages 
eine fremde Intervention in die ägyptischen Verhältnisse wieder 
als unerläßlich herausstellen wird. Bei der eifersüchtigen Em- 
pfindlichkeit der Mächte dürfte aber die Entscheidung der Frage, 
wer gegebenenfalls intervenieren solle, große Schwierigkeiten be- 
reiten und über die Entscheidung dieser Frage könnten die müh- 
sam errungenen Früchte der Zivilisation in Aegypten wieder ver- 
loren gehen. Ein internationales Vorgehen würde aber, 
wie warnende Beispiele in andern Teilen des ottomanischen Reiches 
zeigen, zur Bekämpfung einer schlechten Regierung in Aegypten 
nicht geeignet sein. 

Was nun die politisch bedeutsame Frage anlangt, ob die als 
notwendig erkannte Stabilisierung der ägyptischen Regierung auch 
ohne Anwesenheit der englischen Besatzungstruppen, die nach der 
bezeichneten Richtung hin zweifelsohne einen starken moralischen 
Druck ausüben, erreicht werden kann, so glaubt Crokebb diese 
Frage auf Giiind seiner vieljährigen ägyptischen Erfahrung ent^ 
schieden verneinen zu müssen. „Augenblicklich und noch auf lange 
Zeit hinaus würde das Resultat einer derartigen (Räumungs-)Po- 
litik unheilvoll sein.** (II 634.) „Eine Uebertragung der. Macht 
auf die gegenwärtige Rasse europäisierter Aegypter würde zum 
mindesten ein sehr gewagtes Experiment sein. . . . 

Es mag sein, daß in zukünftiger Zeit die Aegypter fähig ge- 
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macht werden können, sich ohne die Anwesenheit einer fremden 
Armee in ihrer Mitte und ohne fremde Hilfe in Zivil- und Mili- 
tärangelegenheiten selbst zu regieren, aber diese Zeit liegt noch 
in grauer Feme. Eine oder mehrere Generationen müssen meiner 
Ansicht nach dahingehen, ehe die Frage auch nur zweckmäßiger- 
weise erörtert werden kann** *). 

Diese Ausführungen Cromebs geben uns den Schlüssel zu 
einer praktisch brauchbaren Lösung der ägyptischen Frage. Wäh- 
rend Fbeycinets Vorschläge zur Lösung der Frage gleichsam in 
der Luft schweben, indem bei denselben der springende Punkt, 
nämlich die Untersuchung, ob die derzeitigen politischen Verhält- 
nisse Aegyptens zur Umsetzung der Vorschläge in die Wirklicli- 
keit reif sind, völlig außer acht gelassen wird, liegt gerade in 
dieser Untersuchung mit Recht der Schwerpunkt der CROMEBschen 
Ausführungen. Man ist vielleicht geneigt, die CROMERsche Beweis- 
führung als tendenziös gefärbt und lediglich als Rechtfertigungs- 
versuch für die noch immer andauernde Besetzung Aegyptens 
durch die Engländer anzusehen. Sicherlich hat Cromer mit seinem 
Werke über Aegypten die englische Besetzung dieses Landes recht- 
fertigen wollen, doch hat er sich, wie ihm nachgerühmt werden 
muß, bei der Darstellung der dortigen politischen und kulturellen 
Verhältnisse überall größter Objektivität befleißigt. Es gibt, wie 
Cromer beigepflichtet werden muß, in der Tat zurzeit noch kein 
in sich geschlossenes, einheitliches Volk, keine Nation in Aegyp- 
ten, die, von dem Bewußtsein eines gemeinsamen geschichtlichen 
Lebensinhaltes getragen, bereit und fähig wäre, für die Integrität 
des Landes unter allen Umständen einzutreten. Nicht Aegypter, 
sondern eine bunt gemischte kosmopolitische Bevölkerung von 
Moslems, Christen, Europäern, Asiaten und Afrikanern bewohnen 
das Land, die eher alles andere, als gemeinsame, eigentümlich- 
ägyptische XuUurelemente aufweisen. Die sogenannte „nationale** 
Partei in Aegypten, die großtönend als „Repräsentant des ägyp- 
tischen Volkes** jahraus jahrein Protestversammlungen gegen die 
englische Besetzung des Landes abhält, hat im Lande selbst nur 
geringen Anhang ; es gehören ihr in der Hauptsache nur junge 
unerfahrene Leute an, deren Hervortreten in die Oeffentlichkeit 
lediglich als Aeußerung jugendlichen Tatendranges anzusehen ist, 
dem ernstere politische Bedeutung nicht beizumessen ist ^). 

1) Vgl. Cbomek II 535. 

2) Vgl. hierzu C. Petbbs: ,Zur Weltpolitik*. Berlin 1912. 
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Mit seinem vemichtenden Urteil über die politische unreife 
des Volkes in Aegypten steht Cbomeb übrigens nicht yereinzelt 
da. Baisse urteilt hierüber noch schärfer, indem er sagt: „Das 
Volk, dieses seit Jahrtausenden verdummte, ist nicht reif zum 
Selbstregieren, wird es in Jahrtausenden kaum^ '). Aus alledem 
dürfte sich zur Qenüge ergeben, daß die Lösung der ägyptischen 
Frage im autonomen Sinne zurzeit und noch auf lange hinaus 
„zum mindesten ein sehr gewagtes Experiment^ sein würde. 

Aber auch eine Neutralisierung des Landes, die im Laufe 
der Zeit nicht nur von Schriftstellern als beste Lösung der ägyp- 
tischen Frage vorgeschlagen, sondern auch in diplomatischen Ver- 
handlungen verschiedentlich erörtert worden ist'), muß aus den 
von Cbomeb angefühi*ten Gründen als zur Lösung des Problems 
unbrauchbar aus der Erörterung ausscheiden. Vielmehr trägt 
nur eine solche Lösung die Gewähr dauerhaften Bestandes in 
sich, die sich als eine organische Fortentwicklung der bestehen- 
den Verhältnisse darstellt. Eine solche organische Fortentwick- 
lung kann aber nur darin erblickt werden, daß die seit nunmehr 
30 Jahren bestehenden prekären tatsächlichen Verhältnisse 
in Aegypten eine rechtliche Sicherung erfahren in der Weise, 
daß Aegypten in aller Form England einverleibt wird. Hierdurch 
würden die Keime der EuUur, die England während seiner lang- 
jährigen „friedlichen Durchdringung^ in reichem Maße gelegt 
hat '), zum Segen des Landes zur Blüte gebracht werden können. 

1) Vgl. Banse 80. Vgl. im Zusammenhange hiermit aach die Aus- 
führungen bei Ratz KL 56 und bei M. Habtmanm : „Die islamische Verfassung 
und Verwaltung" in ,Die Kultur der Gegenwart", herausgegeben von P. Hinne- 
BEBG, T. U, Abt. II, 1, S. 491. 

2) Vgl. hierzu einerseits Martens RÜJ. XIV 398 f. und Annuaire III/IV 
T. I 350 ; Roux II 115 f. ; C am and 249 ff. ; Rossignol 214 f. ; Gaionebot 337 ff., 
andererseits das Schreiben des französischen Botschafters in London Wad- 
dington an Salisbury vom 28. VII. 1887, in welchem es u. a. heißt: ,Wir 
hegen zweifellos die lebhafte Zuversicht, daß die Freiheit des Kanals eines 
Tages durch die Neutralisierung von ganz Aegypten ergänzt werden wird; 
für den Augenblick jedoch verfolgen wir ein eingeschränktes Ziel, nämlich 
die Sicherheit der Eanalzone zu garantieren." Gelbbuch 1886/87 S. 67; 
Martens^i XV 270. Vgl. auch den Art. 5, Abs. 2 der englisch-türkischen 
Konvention vom 22. V. 1887, wo allerdings nur die «inviolabilitä du terri- 
toire ^gyptien" in Aussicht genommen war. Martens^i XVI 817 ; NoBADOUK- 
GHIAN IV 428. 

3) üeber die große Kulturarbeit Englands in Aegypten auf dem Gebiete 
des Heerwesens, der Polizei, Finanzverwaltung, Bewässerung, sanitären Maß- 
nahmen, Hebung der Volksbildung usw. vgl. kurz und treffend Klingbilann 
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Es wäre dann auch die Bahn frei, die Fesseln internationaler 
BeTormundung, die besonders schwer auf jurisdiktionellem Ge- 
biete ^) noch auf dem Lande lasten, nach und nach abzustreifen. 
Eine solche Entwicklung würde die besten Garantien für eine 
Konsolidierung des Landes in sich tragen, die nicht nur im In- 
teresse Aegyptens selbst, sondern auch im Gesamtinteresse der 
Menschheit, insbesondere Europas, dringend zu wünschen ist. 
Mit Recht weist Banse darauf hin, daß der Suezkanal in der 
Gegenwart noch ein Ausfalltor Europas nach dem fernen Osten 
bildet, daß er aber umgekehrt später einmal eine gefährliche 
Pforte für die gelbe Gefahr*) werden kann. „Deren Abwehr 
liegt dann am besten in den Händen einer weißen Macht — wie 
jetzt.« (a. a. O. 78.) 

Diese Lösung der ägyptischen Frage ist aber auch die wahr- 
scheinlichste. Denn . es ist nicht anzunehmen, daß England je- 
mals Aegypten, das ihm „wegen des Suezkanals, der nächsten 
Verbindungslinie zwischen der östlichen Hälfte des Reiches mit 
der westlichen, so notwendig ist, wie das liebe Brot** '), wieder 

18ff. ; vgl. hierüber auch außer dem Werke Cromebs die Besprechung des 
MiLNEB sehen Werkes „England in Egjpt*, 6. Aufl. London 1899 in der 
«Deutschen Rundschau', Jahrgang 1899, Bd. 100 S. 431 ff. 

1) Wie sich aus Art. 2 der geheimen Zusatzbestimmungen zum eng- 
lisch-französischen Abkommen vom 8. IV. 1904 ergibt (vgl. im Anhang), hat 
England bereits eine durchgreifende Justizreform in Aegypten im Sinne der 
Vereinheitlichung ins Auge gefaßt, jedoch fOr die .Gegenwart" noch nicht 
die Absicht, „den Mächten Aenderungen in dem Regime der Kapitulationen 
und in der Gerichtsorganisation Aegyptens vorzuschlagen". 

Die Regelung der zurzeit noch sehr verwickelten Jurisdiktionsverhält- 
nisse in Aegypten wird bei der Lösung der ägyptischen Frage ein recht 
schwieriges Problem bilden. Vgl. hierzu LiszT 147 ff. und die dort angezogene 
Literatur ; vgl. femer Morel RGDJP. XIV (1907) 413 ff.; Edhem 6 ff. ; Gaigne- 
BOT 76 ff. ; H. Lamba : De T^volution de la condition juridique des Europeens 
•en Egypte. Paris 1896; Patubbau-Merand : Les tribunaux mixtes en Egypte. 
Poitiers 1899; E. Vkboameb: La juridiction mixte ögyptienne et ses attri- 
butions legislatives. Bruxelles 1911; Ph. Zobn im „Wörterbuch des deutschen 
Staats- und Verwaltungsrechts ", 2. Aufl., Tübingen 1913, Art. „Konsuln", § 4, 
S. 624 f. 

2) Wesen und Bedeutung der «gelben Gefahr' sind in dem Aufsatze von 
A. Wibth: „Das Erwachen der asiatischen Völker** im „Handbuch der Poli- 
tik-, Bd. II S. 767 ff., bes. 770 ff', kurz und treffend gezeichnet. 

3) Ausspruch Bismarcks, zitiert bei Dehn „Neubildungen* 178. Vgl. 
auch die Ausführungen bei Ratzel 18, 20, 244, 410 f , 598 und bei P. Rohb- 
BACH: „Weltpolitik in Vorderasien* in „Asiatisches Jahrbuch 1912*, Berlin 
1912, S. 25 ff., bes. 28. 
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aus der Hand geben wird, um die Früchte seiner Kulturarbeit 
vielleicht von seinem bisherigen schärfsten Rivalen in Aegypten, 
Frankreich, einheimsen zu lassen. 

Diese Annahme wird auch durch den Artikel 1 des eng- 
lisch-französischen Abkommens vom 8. IV. 1904 nicht entkräftet. 
Wenn England hier erklärt, es beabsichtige nicht, „den politischen 
Zustand Aegyptens zu ändern^, so kann man diese Versicherung 
schon für wahr halten. Denn, wie Jasat ebenso sarkastisch, wie 
richtig bemerkt: „ce n'est pas ä une annexion qu'elle aspire, mais 
au maintien d'un protectorat de fait, qui n'est point pour eile 
contradictoire au droit de vassalitä th^orique de la Sublime Por- 
te" ^). Dies gilt jedoch nur bis auf weiteres d. h. bis England 
sich „durch die Gewalt der Umstände gezwungen sieht, seine bis- 
herige Politik gegenüber Aegypten zu ändern" (vgl. Artikel 1 der 
geheimen Zusatzbestimmungen zum Abkommen vom 8. IV. 1904 
im Anhang). Die bisherige Zögerung Englands mit der offiziellen 
Annexion Aegyptens wird einmal dadurch zu erklären sein, daß 
England sich noch nicht mit sämtlichen in Betracht kommenden 
Mächten hierüber verständigt hat, zum anderen aber ganz beson- 
ders darin begründet sein, daß Aegypten für den Geschmack 
Englands noch nicht die gewünschte Ausdehnung hat. Wie 
Aegypten auf Betreiben des zurzeit dort residierenden englischen 
Agenten und Generalkonsuls Lord Kitchener Ende 1911 in Ver- 
, folg des italienisch-türkischen Krieges in Tripolis nach W hin um 
das wertvolle Hafengebiet von Solum vergrößert worden ist *), so 
sucht England jetzt die geographischen Grenzen Aegyptens nach 
O hin möglichst weit auszudehnen, indem es, die derzeitige Ohn- 
macht der Türkei ausnutzend , durch seine Emissäre in Syrien 
Stimmung für eine Angliederung an Aegypten machen läßt. 

Diese Tatsachen dürften zu dem Schlüsse berechtigen, daß 
Englands Verbleiben und außerordentliche Rührigkeit in Aegyp- 
ten wohl weniger durch das altruistische Motiv der Kultivierung 
und Vergrößerung des Landes für andere, als vielmehr durch das 
sehr egoistische Motiv der demnächstigen Annektierung des Lan- 
des bestimmt wird. 

Nach Lösung der ägyptischen Frage wird man dann auch 



1) Vgl. Jabay RDJ. XXXVI 417. 

2) Aegypten-England ließ sich die AngliederuDg dieses Gebietsteiles der 
Gyrenaika „bis zur Beendigung des italienisch- türkischen Krieges* durch ein 
Iradeh des Sultans bestätigen. Vgl. hierzu Egelhaaf 31, 96. 
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an die endgültige Lösung der Suezkanalfrage herantreten können. 

' * 

Hierbei werden zunächst die Bestimmungen des Vertrages von 
Konstantinopel, soweit sie sich auf die Befriedung des Suez- 
kanals und die Sicherstellung des Süßwasserkanals beziehen, bei- 
behalten werden können, da sie den zu berücksichtigenden Inter- 
essen der handeltreibenden Nationen in vollem Maße gerecht 
werden. Jedoch sind einerseits starke Garantien für die strikte 
Durchführung dieser Vertragsbestimmungen zu schaffen, anderer- 
seits ist die Befriedung des Suezkanals auf die Straße von Gi- 
braltar, das Rote Meer und Bab-el-Mandeb auszudehnen. Denn 
diese Zugangswege zum Suezkanal bedeuten für den Welthandel 
dasselbe, wie der Kanal von Suez, „der ohne sie auf das gleiche 
Maß von Wichtigkeit herabgedrückt würde, das sie selbst hatten, 
ehe er ihre Gewässer in jene künstliche Verbindung miteinander 
setzte, welche die Schöpfung der fortschreitenden geistigen Ent- 
wicklung und friedlichen Konsolidierung des Menschengeschlechtes 
als würdige Aufgabe vorbehalten hatte** ^). 

Nach alledem wird man dann vielleicht auch, einem Drange 
der Not folgend, dazu übergehen, die Durchfahrtsgebühren durch 
den Suezkanal, welche zurzeit noch außergewöhnlich hoch sind, 
erheblich herabzusetzen ^), wenn nicht unter näher zu regelnden 
Bedingungen ganz aufzuheben. Es ist möglich, daß sich diese 
Notwendigkeit nach der Eröffnung des Panamakanals im Kon- 
kurrenzkampfe der europäischen Nationen mit den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika in Ostasien herausstellen wird ^). 

1) Vgl. Rettich 203 f.; ferner Dehn , Neubildungen" 179; Holtzbn- 
DOBFF H. II 428 Anm. 12, 

2) Die Durchfahrtsgebühren durch den Suezkanal sind zwar in den letz- 
ten Jahren bereits stufenweise herabgesetzt worden — sie betrugen im 
Jahre 1911: 7 74, im Jahre 1912: 67* Fr. für die Tonne, 2 7* Fr. weniger 
für Schiffe in Ballast — jedoch ist der für das laufende Betriebsjahr 1913 
festgesetzte Satz von 6 74 Fr. für die Tonne immer noch unverhältnismäßig 
hoch. — Im Betriebs jähre 1911 wurden von der SKG. bei einem Durchgangs- 
verkehr von 4969 Schiffen mit 18 324 794 Tonnen nicht weniger wie 138 Mil- 
lionen Fr. vereinnahmt ! Vgl. die statistischen Angaben bei Fleisghmann im 
, Wörterbuch des Deutschen Staats- und Verwaltungsrechts», 2. Aufl. Bd. II, 
S. 490. 

3) Bedeutende Sachverständige sind allerdings der Ansicht, daß der Kon- 
kurrenzkampf zwischen Europa und Nordamerika in Ostasien nach der Er- 
öffnung des Panamakanals keinen schärferen Charakter annehmen wird, wie 
bisher. Vgl. Sohumachek 490 ff.; Dehn „Neubildungen" 343; vgl. hierzu 
auch Vo88-Ha8SERT 68 ff.; Aulneau Ann. des sc. polit. 1909 S. 648 ff., 655 ff., 
660 ff. 
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Auf alle Fälle liegt es im Gesamtinteresse Europas, die 
kommenden Möglichkeiten — gelbe Gefahr und Konkurrenz Nord- 
amerikas in Ostasien — ins Auge zu fassen und beizeiten die er- 
forderlichen Gegenmaßregeln zu treffen. Hierzu gehört in erster 
Linie die endgültige Lösung der ägyptischen und der mit ihr un- 
zertrennlich verbundenen Suezkanalfrage ! 
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Anhänge. 

Konzessionsfirmall') Seiner Hoheit Mohammed-Said, 

YizekOnig von Aegypten. 

Franzosischer Text: Lebseps I 63 ff.; Voisin I 15 ff.; de Tbsta H 
93 ff. ; Roux I 442 ff. 

Nachdem Unser Freund Ferdinand von Lesseps Unsere Aufmerksamkeit 
auf die Vorteile gelenkt hat, die für Aegypten aus der Verbindung des Mittel- 
lilndischen und des Roten Meeres durch einen Schiffahrtsweg fflr die größten 
Schiffe sich ergeben wttrden, und nachdem er Uns die Möglichkeit hat erken- 
nen lassen, zu diesem Zwecke eine ans Kapitalisten aller Nationen gebildete 
Gesellschaft zu begründen, so haben Wir seine Berechnungen, welche er Uns 
unterbreitet hat, aufgenommen und haben ihm durch Gegenwärtiges die aus- 
schliei&liche Befugnis gegeben, eine Allgemeine Gesellschaft zum Zwecke des 
Durchstichs der Landenge von Suez und der Nutzung eines Kanals zwischen 
den beiden Meeren zu gründen und zu leiten mit der Verpflichtung, da6 die 
Gesellschaft den Eigentümern im Falle von im öffentlichen Interesse erfol- 
gender Enteignung volle Entschädigung im voraus gibt; dies alles in den 
Grenzen und unter den Bedingungen und Auflagen, die in folgenden Artikeln 
festgelegt sind: 

Artikel 1. 
Ferdinand von Lesseps wird eine Gesellschaft, deren Leitung Wir ihm 
anvertrauen, unter dem Namen Allgemeine Gesellschaft des Seekanals von 
Suez begründen zum Zwecke des Durchstichs der Landenge von Suez, der 
Nutzung einer für die Großschiffahrt geeigneten Durchfahrt, der Herrichtung 
oder Anlage von 2 geräumigen Einfahrten, die eine am Mittelmeer, die andere 
am roten Meere, und der Anlage eines oder zweier Häfen. 

Artikel 2. 
Der Leiter der Gesellschaft wird stets durch die ägjrptische Regierung 



1) Firman [oder Ferm&n, persisch = Befehl (man wird hier unwillkür- 
lich an firmatio „Handfeste" erinnert!)] ist ein Dekret oder Erlaß des mosle- 
minischen Fürsten. Speziell in der Türkei versteht man unter Firman jeden 
im Namen des Sultans vom Großwesier in vorgeschriebener Form — d. h. mit 
dem arabeskenartig verschlungenen Namenszug des Sultans, der Tughra, ver- 
sehen und in besonderer Schrift, dem Diwäni, geschrieben — ausgefertigten 
Befehl. Ein Firman ist kein Gesetz in unserem Sinne, dessen Inhalt ver- 
öffentlicht werden müßte, sondern er wird nur von demjenigen, welchem er 
erteilt worden ist, nach Bedarf Behörden oder Privatpersonen vorgewiesen. 
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ernannt und tunlichst unter den Aktionären, welche am stärksten am unter- 
nehmen beteiligt sind, ausgesucht werden. 

Artikel 3. 
Die Eonzession läuft 99 Jahre, beginnend mit dem Tage der Eröffnung 
des Kanals der beiden Meere. 

Artikel 4. 
Die Arbeiten werden ausschließlich auf Rosten der Gesellschaft aus- 
geführt werden, der alle erforderlichen Gebietsteile, welche nicht Privateigen- 
tümern gehören, unentgeltlich eingeräumt werden sollen. Die Befestigungen, 
deren Anlage die Kegierung etwa für ratsam halten wird ^), sollen nicht zu 
Lasten der Gesellschaft gehen. 

Artikel ö. 
Die ägyptische Regierung soll alljährlich von der Gesellschaft 15 % des 
Reingewinnes nach Ma%abe der Bilanz der Gesellschaft erhalten, unbeschadet 
der Interessen und Dividenden, die auf die Aktien entfallen, welche sie (näm- 
lich die Regierung) sich zur Zeit deren Ausgabe zu übernehmen vorbehält, 
und ohne irgendwelche Bürgschaft ihrerseits für die Ausführung der Arbeiten 
oder die Unternehmungen der Gesellschaft. Der Rest des Nettogewinnes soll 
folgendermaßen verteilt werden: 

75 % zum Vorteil der Gesellschaft, 

10 % zum Vorteil der Gründungsmitglieder. 

Artikel 6. 
Die Sätze der Durchfahrtsgebühren des Suezkanals, welche zwischen der 
Gesellschaft und dem Vizekönig von Aegypten vereinbart^) und durch die Be- 
amten der Gesellschaft vereinnahmt werden, sollen für alle Nationen stets 
gleich sein, ohne daß irgendwann irgendein besonderer Vorteil zum aus- 
schließlichen Nutzen irgend einer derselben festgesetzt werden könnte. 

Artikel 7. 

Falls die Gesellschaft es für erforderlich erachten wird, durch einen 
Schiffahrtsweg den Nil an die direkte Durchfahrt der Landenge anzuschließen, 
sowie in dem Falle, daß der Seekanal einer indirekten Linie, gespeist von 
dem Nilwasser, folgen sollte, würde die ägyptische Regierung der Gesellschaft 
die zurzeit noch unbebauten Strecken des Staatsguts überlassen, welche dann 
auf ihre (der Gesellschaft) Kosten oder auf ihre Veranlassung bewässert und 
angebaut werden würdeii. 

Die Gesellschaft soll die bezeichneten Gebietsteile 10 Jahre lang, vom 
Tage der Eröffnung des Kanals ab, abgabenfrei benutzen ;. für die Dauer der 
89 Jahre, die dann noch bis zum Erlöschen der Konzession verbleiben werden, 
soll sie der ägyptischen Regierung den Zehnten zahlen; nachdem soll sie die 
Nutzung der oben er^'ähnten Gebietsteile nicht fortsetzen können, ebenso wie 
sie der genannten Regierung eine Abgabe zahlen wird in der Höhe, wie sie 
für gleichgeartete Ländereien bestimmt ist. 

Artikel 8. 
Um jegliche Meinungsvei'schiedenheit hinsichtlich der Gebietsteile, welche 

1^ Vgl. hierzu Art. 11 Abs. 2 des Vertrages von Konstantinopel. 
2) Vgl. hierzu Art. 17 der Konzession vom 5. I. 1856. 
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der konzessionierten Gesellschaft überlassen werden sollen, zu vermeiden, soll 
ein von Linant-Bey, den Wir als Unsern Ingenieur bei der Gesellschaft be- 
stellt haben, angefertigter Plan die eingeräumten Gebietsteile näher bezeich- 
nen, sowohl diejenigen für den Lauf und die Anlagen des Seekanals und des 
▼om Nil abgeleiteten Speisekanals, als auch die für die kulturellen Ausbeu- 
tungen, entsprechend den Bestimmungen des Artikels 7. 

Es ist überdies selbstverständlich, daß von nun an jegliche Spekulation 
auf die einzuräumenden Gebietsteile des Staatsguts untersagt ist, und daß 
die Strecken, die vordem Privateigentümern zugehören, und deren Bewässe- 
rung durch die Wasser des auf Kosten der Gesellschaft apisgeführten Speise- 
kanals die Eigentümer späterhin wünschen werden, einen Zins von .... pro 
kultivierten Feddan ^) bezahlen werden (oder einen Zins, der zwischen der 
ägyptischen Regierung und der Gesellschaft auf gütlichem Wege vereinbart 
wird). 

Artikel 9. 
Schließlich ist der konzessionierten Gesellschaft die Befugnis eingeräumt, 
aus Bergwerken und Steinbrüchen, die zum Staatsgut gehören, alle für die 
Kanalarbeiten und die damit zusammenhängenden Bauwerke erforderlichen 
Materialien abgabenfrei zu entnehmen, wie sie anderwseits auch alle Maschinen 
und Materialien, die sie zum Zwecke der Ausbeutung ihrer Konzession aus 
dem Auslande kommen lassen wird, zollfrei wird einführen dürfen. 

Artikel 10. 
Bei dem Erlöschen der Konzession^) wird die ägyptische Regierung an 
die Stelle der Gesellschaft treten, wird ohne Einschränkung deren gesamte 
Gerechtsame genießen und in den vollen Besitz des Kanals der beiden Meere 
und aller damit zusammenhängender Anlagen treten. Ein gütliches oder 
schiedsrichterliches Abkommen wird die Entschädigung festsetzen, welche der 
Gesellschaft für die Ueberlassung ihres Materials und der beweglichen Gegen- 
stände zu gewähren ist. 

Artikel 11. 
Die Satzungen der Gesellschaft sollen Uns späterhin durch den Leiter der- 
selben unterbreitet werden und werden mit Unserer Genehmigung versehen werden 
müssen. Die Aenderungen, welche späterhin etwa eingeführt werden könnten, 
werden zuvor Unsere Bestätigung erhalten müssen. Besagte Satzungen sollen 
die Namen der Gründer, deren Liste Wir Unserer Billigung vorbehalten, auf- 
führen. Diese Liste soll die Personen umfassen, deren Arbeiten, Studien, 
Bemühungen und Kapitalien vorzugsweise zur Ausführung des großen Unter- 
nehmens des Snezkanals beigetragen haben werden. 

Artikel 12. 
Wir sagen schließlich Unsere offene und ehrliche Mitwirkung und die- 
jenige sämtlicher Beamten Aegyptens zu, um die Ausübung und Ausnutzung 
der vorstehenden Befugnisse zu erleichtern. 

Cairo, den 30. November 1854. 



1) Der ägyptische Feddan entspricht ungefähr einem halben Hektar. 

2) Vgl. hierzu Art. 16 Abs. 3 der Konzession vom 5. I. 1856. 

Dedrettx, Der SueskanaL O 



— 130 — 

Begleitschreiben des Vizekönigs an Ferdinand von 
Lesseps zu obiger Konzessionsnrknnde. 

Da die der Allgemeinen Saezkanalgesellschaft eingeräumte Konzession 
durch S. E. Maj. den Sultan bestätigt werden muß, so ttbermache ich Dmeii 
diese Abschrift, damit Sie dieselbe bei sich aufbewahren. Was die auf die. 
Aushebung des Suezkanals bezüglichen Arbeiten anlangt, so sollen dieselben 
erst nach der Ermächtigung der Hohen Pforte begonnen werden. 

Am 3. ramadan 1271. 

L. S. 

Pour traduction conforme k Toriginal en langue turque d^pos^ aus 
archives du cabinet 

Le Secr^taire des commandements de S. A. le Vice-roi, 

Sign6: Koenig-Bey. 

Alezandrien, den 19. Mai 1855. 

Konzessionsurkunde und Bedingnisheft für den Bau und 
die Ausbeutung des Seekanals von Suez und seiner 

Anhängsel. 

Französischer Text: Lbsseps II 291 fF. ; Roux I 447 flf.; de Tbsta 
n 99 fF. ; Voisuf I 56 ff. 

Wir Mohammed-Said-Pascha, Yizekönig von Aegypten, haben, 

nachdem Wir Unsere Konzessionsurkunde vom 30. November 1854^ 
durch welche Wir ünserm Freunde Ferdinand von Lesseps ausschließliche^) 
Befugnis erteilt haben, eine „Allgemeine Gesellschaft^ zu gründen und zu 
leiten: für die Durchstechung der Landenge von Suez, für die Nutzung 
einer für die Großschiffahrt geeigneten Durchfahrt, für die Anlegung oder 
Geeignetmachung (appropriation) von zwei geräumigen Einfahrten, und 
zwar der einen am Mittelmeere, der anderen am roten Meere, sowie für 
die Anlage eines oder zweier Häfen; 

nachdem Uns weiterhin Ferdinand von Lesseps dargelegt hat, daß es 
für die Gründung der oben genannten Gesellschaft in dep Formen und Be- 
dingungen, welche gemeinhin für derartige Gesellschaften gewählt werden^ 
zweckmäßig ist, zuvor in einer mehr ins Einzelne gehenden und voll- 
ständigeren Urkunde festzulegen : einerseits die Lasten, Verpflichtungen und 
Abgaben, denen diese Gesellschaft unterworfen sein soll, andererseits die 
Konzessionen, Befreiungen und Vorteile, auf welche sie Anspruch haben 
soll, sowie die Erleichterungen, welche ihr für ihre Verwaltung gewährt 



1) Als es sich im Jahre 1883 darum handelte, in Anbetracht der ge- 
waltigen Entwicklung des Schiffahrtsverkehrs, entweder den Suezkanal zu er->^ 
breitem und zu vertiefen oder England die Konzession zum Bau eines zweiten 
Kanals zu erteilen, spielte die Frage, ob letzteres überhaupt zulässig sei, da 
doch Lesseps die „ausschließliche'' Befugnis zum Bau eines Kanals darch 
die Landenge von Suez erteilt worden sei, eine große Rolle. Vgl. hierzu 
FOÜBNIBB DE FliAIX 165 ff. ; VoisiN III 200. 
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werden sollen; folgendermaßen die Bedingnngen der Konzession, welche 
den Gegenstand des Gegenwärtigen bildet, festgelegt. 

§ 1. 
Lasten. 

Artikel 1. 
Die dnrch Unsern Freund Ferdinand von Lesseps gemäß Unserer Kon^ 
Zession vom 30. November 1854 gegründete Gesellschaft soll verpflichtet sein, 
auf ihre Kosten und Gefahr alle Arbeiten und Bauten auszufahren, welche 
erforderlich sind für die Herstellung: 

1. eines für die Großschiffahrt zur See geeigneten Kanals zwischen Suez 
am Roten Meere und dem Golfe von Pelusium am Mittehneere; 

2. (eines für die Flußschiffahrt des Nils geeigneten Bewässerungskanals, 
welcher den Fluß mit dem oben erwähnten Seekanal verbindet;)^) 

3. (zweier vom vorgenannten Kanal abgezweigter Arme, welche der Be- 
wässerung und Speisung dienen und ihr Wasser in die beiden Richtungen 
Suez und Pelusium tragen.) 

Die Arbeiten sollen derart gefördert werden, daß sie in einem Zeiträume 
von sechs Jahren zu Ende geführt sind, vorbehaltlich der Hindemisse und 
Verzögerungen durch höhere Gewalt. 

Artikel 2. 
Die Gesellschaft soll die Befugnis haben, die Arbeiten, mit welchen sie 
beauftragt ist, selbst und auf ihre Rechnung auszuführen oder sie durch 
Unternehmer im Wege der Verdingung oder des Akkords ausführen zu lassen. 
(Auf alle Fälle sollen zumindest ^/s der zu diesen Arbeiten benötigten Arbeiter 
Aegypter sein.)*) 



1) Die durch () gekennzeichneten Stellen sind im Laufe der Zeit durch 
Abkommen zwischen dem Khedive und der Gesellschaft aufgehoben bzw. ab- 
geändert worden. 

Zu 2) und 3): Was den in Ziffer 2 erwähnten Süßwasserkanal anlangt, 
der von Kairo zum Timsah-See geführt werden sollte, so trat die SKG. in 
einem Abkommen vom 18. III. 1863 der ägyptischen Regierung den Abschnitt 
von Kairo bis zum Wadi Toumilat ab. Vgl. S. 23. In zwei weiteren Ab- 
kommen vom 30. I. und 22. II. 1866 trat die Gesellschaft der ägyptischen 
Regierung auch den andern Teil dieses Süßwasserkanals, also vom Wadi Tou- 
milat bis zum Timsah-See, ab, desgleichen den einen der beiden in Ziff. 3 er- 
wähnten Ableitungskanäle und zwar den in der Richtung nach Suez führen- 
den; dagegen verblieb der in der Richtung nach Pelusium bzw. Port-Said' 
führende Arm im Eigentume der Gesellschaft. Die Bedingungen dieser Ab- 
tretungen wurden durch ebendieselben Abkommen vereinbart. Vgl. den Text 
dieser Abkommen bei Lbssbps LJD. IV 289 ff. ; Roüx I 472 ff. ; VoisiN I 
193 ff., 236 ff. und 254 ff. 

2) Art. 1 des vorerwähnten Abkommens vom 22. II. 1866 erklärte obigen 
Satz 2 des Art. 2 für null und nichtig, indem er das Reglement vom 20. VII. 
1856 über die Gestellung von Fellahs zu den Arbeiten am Suezkanal (Text 
dieses Reglements bei Lbsskps III 373 ff. ; VoisiN I 100 ff. ; db Tb8TA II 
104 ff. ; Roux I 469 ff.) gegen eine an die Gesellschaft zu zahlende Entschä- 
digung von 38 Mill. Fr. in seinem ganzen Umfange aufhob. 

9* 
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Artikel 3. 

Der für die Gro&schiifahrt zur See geeignete Kanal soll in der Tiefe 
nnd Breite ausgehoben werden, wie sie durch das Programm der internatio- 
nalen wissenschaftlichen Rommission festgelegt worden sind. 

Entsprechend diesem Programm wird er seinen Anfang im Hafen von 
Suez selbst nehmen, wird das Becken, genannt „ Bitterseen '^ und den Timsah- 
See aufnehmen, wird dann in das Mittelmeer einmünden an einem Punkte des 
Golfes von Pelusium, welcher in den durch die Ingenieure der Gesellschaft 
aufzustellenden endgültigen Plänen bestimmt werden wird. 

Artikel 4. 
Der für die Flußschiffahrt nach Maßgabe des genannten Programms ge- 
eignete Bewässerungskanal soll seinen Anfang in der Nähe der Stadt Gairo 
nehmen, dem Tale (Wadi) Toumilat (das alte Land Gessen) folgen und beim 
Timsah-See in den großen Seekanal einmünden. 

Artikel 5. 
Die Ableitungen des vorgenannten Kanals sollen sich oberhalb der Ein- 
mündung in den Timsah-See abzweigen; von diesem Punkte aus sollen sie, 
parallel dem großem Seekanal, auf der einen Seite nach Suez, auf der andern 
nach Pelusium hin geleitet werden. 

Artikel 6. 

Der Timsah-See soll in einen innem Hafen umgewandelt werden, welcher 
zur Aufnahme von Schiffen schwersten Tonnengehalts geeignet ist. 

Die Gesellschaft soll, wenn nOtig, überdies gehalten sein: 1. einen 
Schutzhafen am Eingänge des Seekanals in den Golf von Pelusium zu bauen ; 
2. den Hafen und die Reede von Suez derart zu verbessern, daß die Schiffe 
dort gleicherweise geschützt sind. 

Artikel 7. 
Der Seekanal, die damit zusammenhängenden Häfen (sowie der Yerbin- 
dungskanal des Nils und der Ableitungskanal) ^) sollen durch die Gesellschaft 
ständig in gutem Zustande erhalten werden, und zwar auf ihre Kosten. 

Artikel 8. 
(Die Grundbesitzer längs der Ufer, welche ihre Gebiete mittels Wasser- 
leitungen, die von den durch die Gesellschaft erbauten Kanälen abgeleitet 
sind, bewässern lassen wollen, sollen hierzu nach Zahlung einer Entschädigung 
oder einer Pacht, deren Höhe nach den Bedingungen des nachstehenden 
Artikels 17 festgesetzt werden soll, von der Gesellschaft die Erlaubnis er- 
-langen können.) 

Artikel 9. 
Wir behalten Uns vor, zum Sitze der Verwaltung der Gesellschaft einen 
Spezialbeauftragten abzuordnen, dessen Gehalt durch sie (die Gesellschaft) be- 
zahlt werden soll, und der bei ihrer Verwaltung die Hechte und Interessen 

1) Zu Art. 7 und 8: Der Teil des Art. 7, welcher sich auf die Unter- 
haltung des Verbindungs- und des Ableitungskanals bezieht, ist durch die 
Rücktrittsabkommen vom 18. III. 1863 bzw. 30. I. und 22. II. 1866 gegen- 
standslos bzw. modifiziert worden. Art. 8 ist durch dieselben Abkommen in 
gleichem Umfange gegenstandslos geworden. 
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der ägyptischen Regierung bei der Aosfühning der Bedingungen des Gegen- 
wärtigen vertreten soll. 

Falls der Sitz der Verwaltung der Gesellschaft anderswo als in Aegypten 
eingerichtet wird, so soll die Gesellschaft gehalten sein, sich in Alexandrien 
durch einen höheren Beamten vertreten zu lassen, welcher mit allen Befug- 
nissen bekleidet sein soll, die erforderlich sind, um einen guten Verlauf de9 
dienstlichen Verkehrs und die Beziehungen der Gesellschaft mit Unserer 
Kegierung sicherzustellen. 

§ 2. 
Konzessionen. 

Artikel 10. 

Für die Erbauung der Kanäle und der in den vorhergehenden Artikeln 
erwähnten Anhängsel räumt die ägyptische Kegierung der Gesellschaft die 
Benutzung aller erforderlich werdenden Gebietsteile, welche nicht Privateigen- 
tümern zugehören, kosten- und abgabenfrei ein. 

(Gleicherweise räumt sie ihr die Benutzung aller heute noch unbebauter 
Strecken, welche nicht Privateigentümern gehören, und berieselt und durch 
ihre [der Gesellschaft] Bemühungen und Kosten kultiviert werden sollen, ein, 
mit dieser Unterscheidung: 

1. die in diese letztere Kategorie einzubegreifenden Gebietsteile sollen nur 
zehn Jahre lang von jeglicher Abgabe frei sein, von ihrer Inangriff- 
nahme ab gerechnet (ä dater de leur mise en rapport); 

2. nach Ablauf dieser Zeit werden sie für die Restdauer der Konzession 
den Pflichten und Abgaben unterworfen sein, welchen unter den gleichen 
Verhältnissen die Gebiete der anderen Provinzen Aegyptens unterliegen; 

3. die Gesellschaft wird hernach für sich selbst oder ihre Rechtsnachfolger 
die Nutzung dieser Gebietsteile und der zu ihrer Fruchtbarmachung er- 
forderlichen Wasseranlagen behalten dürfen mit der Verpflichtung, der 
ägyptischen Regierung die auf die gleichgelagerten Ländereien gelegten 
Abgaben zu bezahlen.) ^) 

Artikel 11. 
(Zur Bestimmung der Ausdehnung und der Grenzen der der Gesellschaft 
unter den Bedingungen des Absatzes 1 und 2 des vorhergehenden Artikels 1 
eingeräumten Gebietsteile wird auf die beigefügten Pläne Bezug genommen; 
zur Erläuterung diene, daß auf den bezeichneten Plänen die Strecken, welche 
gemäß Abs. 1 für den Bau der Kanäle und Anhängsel kosten- und abgaben- 
frei eingeräumt werden, schwarz gezeichnet sind, und daß die Strecken, welche 
gemäß Absatz 2 zur Kultivierung unter Zahlung gewisser Abgaben überlassen 
werden, blau gezeichnet sind.) 

1) Zu Art. 10, 11 und 12: In dem Abkommen vom 22. II. 1866 hat 
die Gesellschaft auf die ihr in den Artikeln 10, 11 und 12 eingeräumten 
Landkonzessionen gegen entsprechende Entschädigung verzichtet unter dem 
ausdrücklichen Vorbehalt, daß sie für ^ie Dauer der Konzession die in der 
Zone des Seekanals liegenden Gebietsteile, welche für die Herstellung, Aus- 
beutung und Erhaltung des Kanals erforderlich wären, behalten dürfe; diese 
Gebietsteile wurden in einem Anhange zum Abkommen näher bezeichnet. Vgl. 
VoiBiN I 241 fF. 
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Als nichtig soll jeglicher Vertrag betrachtet werden, welcher nach ünserm 
Erlasse vom 30. November 1854 geschlossen worden ist, und welcher für 
Privateigentümer gegen die Gesellschaft zur Folge haben würde: entweder 
Rechte auf Schadloshaltnng, welche damals auf den Ländereien nicht bestan- 
den, oder Hechte auf Schadlosfaaltnng, die erheblicher sind als diejenigen, 
welche 6ie zu dieser Zeit geltend machen können. 

Artikel 12. 

(Die ägyptische Regiernng wird der Gesellschaft vorkommendenfalls 
die Ländereien in Privateigentum, deren Besitz für die Ausführung der Ar- 
beiten und die Ausbeutung der Konzession erforderlich sein wird, ausliefern 
mit der Verpflichtung für sie, den Berechtigten gerechte Entschädigung zu 
zahlen.) 

Die Entschädigungen für zeitweilige Besitznahme oder endgültige Ent- 
eignung sollen baldmöglichst auf gütlichem Wege geregelt werden, im Falle 
von Uneinigkeit sollen sie durch ein Schiedsgericht festgesetzt werden, welches 
summarisch verhandelt und besetzt ist: 1. mit einem Schiedsrichter, welcher 
durch die Gesellschaft gewählt ist; 2. mit einem Schiedsrichter, welcher durch 
die Beteiligten gewählt ist; 3. mit einem dritten Schiedsrichter, welcher 
durch uns bestimmt wird. 

Die Entscheidungen des Schiedsgerichts sollen unverzüglich und ohne Be- 
rufung vollstreckbar sein. 

Artikel 13. 

Die ägyptische Regierung räumt der konzessionierten Gesellschaft für 
die ganze Dauer der Konzession die Befugnis ein, aus Bergwerken und Stein- 
brüchen, welche zum Staatsgute gehören, ohne Zahlung irgend einer Pacht, 
Abgabe oder Entschädigung alle Materialien zu entnehmen, welche für die 
Arbeiten des Baues und der Unterhaltung der Werke und der mit dem Unter- 
nehmen zusammenhängenden Einrichtungen erforderlich sind. 

(Sie enthebt überdies die Gesellschaft aller Zoll-, Einfuhr- und anderer 
Gebühren für die Einführung jeglicher Maschinen und Gegenstände nach 
Aegypten, welche sie auch immer im Laufe der Erbauung oder Ausbeutung 
für die Bedürfnisse ihrer verschiedenen Dienstzweige aus dem Auslande kom- 
men lassen wird)^). 

Artikel 14. 

Nous döclarons solennellement pour Wir erklären feierlich für Uns und 

iious et no8 successeurs, sous la r4- Unsere Nachfolger, vorbebaltlidi der 

serve de la ratification de S. M. Im- Genehmigung S. K. Maj. des Sultans, 

p^riale le Sultan, le grand canal ma- den großen Seekanal von Suez nach 

ritime de Suez ä P^luse et les ports Pelusium sowie die damit zusammen- 

en döpendant, ouverts ä toujours, com- hängenden Häfen, welche für immer 

me passage neutres, k tout navire de offen sind, als neutrale Durchgänge 

commerce traversant d'une mer ä für jedes Handelsschiff, welches nach 

l^autre, sans aucune distinction, ex- Zahlung der Gebühren und unter Be- 

£lttsion ni pr^f^rence de personnes ou obachtung der durch die konzessio- 

1) In einem Abkommen zwischen dem Khedive und der SKG. vom 23. 
IV. 1869 (Text bei Voisin I 274 ff.) verzichtete letztere gegen eine Geld- 
entschädigung auf die ihr in Art. 13 Abs. 2 zugebilligten Abgabenfreiheiten. 
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de nationalit^s, Dioyennant le paye- 
ment des droits et Tex^cation des re- 
glements 4tabli6 par la compagnie uni* 
yerselle concessionnaire poor Tosage 
dadit canal et däpendances. 



nierte Allgemeine Gesellschaft fOr die 
Benutzang des bezeichneteD Kanals 
und der Anh&ngsel anfgestellten Vor* 
Schriften von einem Heere znm andern 
hindarchfährt, ohne irgend welche 
Unterscheidung, Ausschließung oder 
Bevorzugung von Personen oder Na- 
tionalitäten. 



Artikel 16. 



En cons^quence du principe pos6 
dans Tarticle präc^dent, la compagnie 
universelle concessionaire ne pourra, 
dans aucum cas, accorder k aucun 
navire, compagnie ou particulier, au- 
cuns avantages ou faveurs qui ne so- 
ient accord^s k tous autres navires, 
compagnies ou particuliers, dans les 
m6mes conditions. 



In Durchführung des in dem vorher- 
gehenden Artikel aufgestellten Grund- 
satzes soll die konzessionierte Allge- 
meine Gesellschaft in keinem Falle 
irgend einem Schiffe, irgend einer Ge- 
sellschaft oder einem Einzelnen irgend- 
welche Vorteile oder Begünstigungen 
gewähren können, welche nicht allen 
andern Schiffen, Gesellschaften oder 
Einzelnen in den gleichen Lagen (un- 
ter denselben Bedingungen) gewährt 
werden.* 



Artikel 16. 

Die Dauer der Gesellschaft wird auf 99 Jahre festgesetzt, von der Be- 
endigung der Arbeiten und der Eröffnung des Seekanals für die Großschiffahrt 
ab gerechnet. 

Beim Ausgange dieser Zeitdauer wird die ägyptische Regierung in den 
Besitz des durch die Gesellschaft erbauten Seekanals treten mit der Verpflich- 
tung, in diesem Falle alles Material, sowie die für den Seebetrieb des Unter- 
nehmens bestimmten Vorräte zu übernehmen und der Gesellschaft den sei es 
gütlich, sei es durch Sachverständige festzustellenden Wert zu vergüten. 

Wenn die Gesellschaft dessenungeachtet verschiedene aufeinanderfolgende 
Zeiträume von 99 Jahren hindurch die Konzession behalten sollte, so würde 
sich der zugunsten der ägyptischen Regierung in nachstehendem Artikel 18 
festgesetzte Abzug im voraus für die zweite Periode auf 20 % belaufen, für 
die dritte auf 25% und so fort nach dem Maßstabe von 5% Aufschlag für 
jede Periode, ohne daß allemal dieser Abzug jemals 36 o/^ des Nettoertrages 
des Unternehmens übersteigen könnte^). 

Arükel 17. 
Um die Gesellschaft für die Ausgaben der Erbauung, Unterhaltung und 



1) Art. 16 Abs. 3 wird wohl niemals praktische Bedeutung erlangen, da 
die ägyptische Volksvertretung (der Generalrat) den von der SKG. im Jahre 
1909 eingebrachten Antrag, die Dauer der Konzession bis zum Jahre 2009 
zu verlängern, im April 1910 endgültig abgelehnt hat. Vgl. hierzu Trietsch 
153. Ein interessantes Streiflicht föllt auf diesen ablehnenden Beschluß, wenn 
man hierzu die Ausführungen Morels in der RGDJP. XIV (1907) S. 414 ff. 
über die politischen Ziele, welche England mit diesem ägyptischen Parlamente 
verfolgt, und die dementsprechende Zusammensetzung desselben vergleicht. 
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Inbetriebnahme, welche darch Gegenwärtiges zu ihren Lasten gestellt sind, 
schadlos zu stellen, ermächtigen Wir sie, von nun an und während der gan- 
zen Daner ihrer Nutzung, so wie sie durch die Absätze 1 und 3 des vorher- 
gehenden Artikels begrenzt ist, fQr die Durchfahrt in den (Kanälen)^) und 
den damit zusammenhängenden Häfen Gebühren für Schiffahrt, Lotsen, Bug- 
sieren, Treideln oder Liegenbleiben nach Tarifen aufzustellen und zu verein- 
nahmen, die sie zu jeder 2ieit wird ändern können unter der ausdrücklichen 
Bedingung: 

1. diese Gebühren ohne irgend welche Ausnahme oder Begünstigung auf 
alle Schiffe in gleichgearteten Verhältnissen zu legen; 

2. die Tarife 3 Monate vor der Inkraftsetzung in den Hauptstädten und 
den Haupthandelshäfen der interessierten Länder zu veröffentlichen; 

3. für den Spezialtarif der Schiffahrt die Höchstsumme von 10 Fr. pro 
Tonne der Schiffe (par tonneau de capacit^ de navires) ^) und pro Kopf 
der Reisenden nicht zu überschreiten. 

(Die Gesellschaft wird gleicherweise für alle Wasserentnahmen, welche in 
Gemäßheit des obigen Artikels 8 auf Bitten von Einzelnen gewährt werden, 
nach festzusetzenden Tarifen eine Abgabe verlangen können, welche der ver- 
brauchten Wassermenge und der Ausdehnung der berieselten Strecken ent- 
spricht.) 

. Artikel 18. 
Allemal behalten Wir uns hinsichtlich der Gebietskonzessionen und der 
anderen der Gesellschaft durch die vorhergehenden Artikel gewährten Vorteile 
zugunsten der ägyptischen Regierung einen Abzug im voraus von 15% der 
jährlichen Nettoerträge, welche durch die Generalversammlung der Aktionäre 
festgestellt und verteilt werden, vor^). 

Artikel 19. 

Die Liste der Gründer, welche durch ihre Arbeiten, ihre Studien und 
ihre Kapitalien zur Verwirklichung des Unternehmens vor der Gründung der 
Gesellschaft beigetragen haben, wird durch Uns festgestellt werden. 

Nach dem zugunsten der ägyptischen Regierung durch obigen Artikel 18 
festgesetzten Abzug im voraus soll in den jährlichen Nettoerträgen des Unter- 
nehmens ein Anteil von 10% den Gründern oder ihren Erben oder Rechts- 
nachfolgern zugeteilt werden. 

Artikel 20. 
Unabhängig von der für die Ausführung der Arbeiten erforderlichen Zeit 
soll unser Freund und Beauftragter Ferdinand von Lesseps der Gesellschaft 
als erster Gründer 10 Jahre lang von dem Tage ab vorstehen und sie leiten, 

1) Infolge der Abtretung des Sü&wasserkanals in dem Abkommen vom 
22. IL 1866 hat die Gesellschaft nur mehr das Recht, die in Art. 17 be- 
zeichneten Gebühren im Gebiete des Seekanals zu erheben. 

2) Ueber die Schwierigkeiten, welche die Interpretation dieser Worte im 
Anfange der 70er Jahre verursachte, vergleiche unsere Ausführungen S. 32 ff., 
bes. 34 f. 

3) Der Khedive hat den Anspruch auf 15% der jährlichen Nettoerträge 
der SKG. unterm 21. IIL 1880 an den credit foncier in Paris abgetreten; 
vgl. Fleischmann im „Wörterbuch des deutschen Staats- und Verwaltungs- 
rechts«, 2. Aufl. Tübingen 1913, Artikel „Suezkanal« S. 491. 
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an welchem nach dem Wortlaute des ohigen Artikels 16 die Zeitdauer von 
99 Jahren der Nntznng der Konzession zu laufen beginnt. 

Artikel 21. 
Sont approuvte les Statuts de la Genehmigt sind die Satzungen der 
Soci^t^ cr^^e sous la dönomination de unter der Bezeichnung „Allgemeine 
Compagnie universelle du canal mari-* Gesellschaft des Seekanals von Suez** 
time de Suez, la präsente approbation in der Form der anonymen (Aktien-) 
valant autorisation de Constitution, Gesellschaften — wenn die gegenwär- 
dans la forme des sociöt^s anonymes, tige Genehmigung verfassungsmä^ge 
k dater du jour oü le capital social Bestätigung erhalten hat — von dem 
sera enti^rement souscrit. Tage ab, an welchem das Gesellschafts- 

kapital vollständig gezeichnet sein wird. 

Artikel 22. 

Zum Zeichen des Interesses, welches Wir dem Gelingen des Unternehmens 
entgegenbringen, sichern Wir der Gesellschaft die ehrliche Mitwirkung der 
ägyptischen Begierung zu und laden durch Gegenwärtiges die Beamten und 
Agenten aller Dienstzweige unserer Verwaltungen ausdrücklich ein, ihm in 
jeder Lage Hilfe und Schutz angedeihen zu lassen. 

unsere Ingenieure, Linant-Bey und Mougel-Bey, welche Wir der Gesell- 
Schaft fttr die Verwaltung und Leitung der von ihr angeordneten Arbeiten 
zur Verfügung stellen, sollen die Oberaufsicht über die Arbeiten haben und 
mit der Ausführung der Bestimmungen betraut sein, welche die Inangriffnahme 
der Arbeiten betreffen werden. 

Artikel 23. 
Aufgehoben sind jegliche Bestimmungen Unseres Erlasses vom 30. No- 
vember 1854 und andere, welche sich in Widerspruch befinden sollten mit 
den Vorbehalten und Bedingungen des gegenwärtigen Lastenheftes, welches 
allein Hechtens sein soll für die diesbezügliche Konzession. 

Geschehen zu Alexandrieh am 5. Januar 1856. 

Begleitschreiben des Vizekönigs an Ferdinand von Les- 
seps zu obiger Konzessionsurkunde. 

Da die der Allgemeinen Suezkanalgesellschaft eingeräumte Konzession 
durch S. K. Maj. den Sultan bestätigt werden muß, so übermache ich Ihnen 
diese authentische Abschrift, damit Sie die bezeichnete Finanzgesellschaft 
gründen können. 

Was die die Durchstechung der Landenge betreffenden Arbeiten anlangt, 
so wird sie (die Gesellschaft) diese erst ausführen können, wenn die Geneh* 
migung der Hohen Pforte mir gewährt sein wird. 

Alexandrien, den 26. rebi-ul akher 1272 (5. Januar 1856). 

L. S. 
Pour traduction conforme ä Toriginal en langue turqne d6pos4 aux archives 
du cabinet 

Le Secr^taire des commandements de S. A. le Vice-roi, 

Sign^: Koenig-Bey. 
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Vertrag von Eonstantinopel vom 29. Oktober 1888. 

Die Katifikationen wurden am 22. Dezember 1888 in Konstantinopel 
niedergel^t. 

Vertragsstaaten: Deutsches Reich, Oesterreich - Ungarn, Frankreich, 
Groß-Britannien, Italien, Niederlande, Rußland, Spanien, Türkei. 

Beigetreten sind: Dänemark, Griechenland, Portugal, Schweden und Nor- 
wegen, Japan, China. 

Text (französisch): Mastbns^ XV 557 ff. (franz. Urtext und deutsche üeber- 
setzung gemäß der Publikation im österreichischen Reichsgesetzblatt 1889 
Nr. 85); de Clekcq XVIII 144 ff.; Flbischmann 220 ff.; Freycinet 
348 ff. ; NiEMETEB Bd. 12 S. 373 ff. (zusammen mit dem Clayton- 
BuLWEB 368 ff. und Hay-Pauncepote- Vertrage vom 18. XI. 1901 
366 ff.); Staatsarchiv Bd. 61 S. 84 ff. ; VoisiN III 222 ff.; Nobadoün- 
GHiAK IV 446 ff.; Stbupp II 198 ff. (jedoch nur bis Art. 12 einschließ- 
lich); C\MAOT 291 ff. 

Im Namen des Allmächtigen Gottes! 

S. Maj. der Kaiser von Oesterreich, König von Böhmen usw. und Apo- 
stolischer König von Ungarn S. Maj. der deutsche Kaiser, König von Preußen, 
S. Maj. der König von Spanien und in seinem Namen die Königin-Regentin 
dieses Königreichs usw. 
haben in der Absicht, durch einen vertragsmäßigen Akt eine endgültige, 
die freie Benutzung des Suezkanals zu jeder Zeit und für alle Mächte sicher- 
stellende Regelung herbeizuführen und auf diese Weise die für die Schiff- 
fahrt auf diesem Kanal durch den die Konzessionen Sr. Hoheit des Khedive 
bestätigenden Ferman S. K. Maj. des Sultans vom 22. Februar 1866^) 
(2. Zilkadö 1282) eingeführte Ordnung zu ergänzen, zu Ihren Bevollmäch- 
tigten ernannt, und zwar welche die folgenden Artikel 

vereinbart haben: 

Artikel 1. 

Der maritime Suezkanal wird stets, in Kriegszeiten wie in Friedens- 
zeiten, jedem Handels- oder Kriegsschiffe ohne Unterschied der Flagge &ei 
und offen stehen. 

Dementsprechend kommen die h. v. T. Überein, die freie Benutzung des 
Kanals in Kriegs- wie in Friedenszeiten nicht zu beeinträchtigen. 



1) Fleisghmank 220 und nach ihm Stbupp II 199 weisen mit Recht 
daraufhin, daß obige Datierung falsch ist. Der großherrliche Bestätigungs- 
Firman datiert, wie wir gesehen haben (S. 26), vom 19. III. 1866, während 
am 22. II. 1866 das Abkommen zwischen dem Khedive und der SKG. ge- 
troffen wurde, welches auf der Grundlage des Schiedsspruches Napoleons in. 
die Rechtsverhältnisse der Gesellschaft neu regelte. Diese Unrichtigkeit in 
der Datierung findet sich zuerst in dem von der Pariser Kommission am 13. 
VI. 1885 festgelegten Vertragsentwurfe (vgl. Mabtens^^ XI 456 und Roux 
II 389), wurde von dort in den englischen Vertragsentwurf vom 21. X. 1887 
übernommen (vgl. Mabtbns" XV 289 und Gelbbuch 1886/87 S. 93) und ging 
dann schließlich auch in den endgültigen Vertragstext vom 29. X. 1888 über. 
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Der Kanal wird niemals der AnBübong des Blockaderechts unterworfen 
werden. 

Artikel 2. 

Die h. V. T. erkennen an, daß der Süßwasserkanal für den maritimen 
Kanal nnentbehrlich ist, und nehmen Akt von den Verpflichtungen Sr. Hoheit 
des Khedive gegenüber der Allgemeinen Suezkanalgesellschaft hinsichtlich des 
Sttßwasserkanals, welche Verpflichtungen in einem ein Expose und vier Ar- 
tikel enthaltenden Uebereinkommen vom 18. M&rzl863 festgesetzt worden sind. 

Sie verpflichten sich, die Sicherheit dieses Kanals und seiner Zuflüsse, 
deren Funktionieren nicht zu hindern versucht werden darf, nicht zu beein- 
trächtigen. 

Artikel 3. 
Die h. V. T. verpflichten sich desgleichen, das Material, die Anstalten, 
Bauten und Arbeiten des maritimen und des Süßwasserkanals zu respektieren. 

Artikel 4. 

Da der maritime Kanal laut Artikel 1 des gegenwärtigen Vertrages in 
Kriegszeiten selbst den Kriegsschiffen der Kriegführenden als freie Durchfahrt 
offen steht, so vereinbaren die h. v. T., daß kein Kriegsrecht, kein Akt der 
Feindseligkeit, noch auch irgend ein Akt zum Zwecke, die freie Schiffahrt auf 
dem Kanal zu hindern, im Kanal und in seinen Einfahrtshäfen sowie im 
Umkreise von 3 Seemeilen von diesen Häfen ausgeübt werden darf, selbst 
falls das ottomanische Reich eine der kriegführenden Mächte wäre. 

Die Kriegsschiffe der Kriegführenden dürfen sich im Kanal und in dessen 
Einfahrtshäfen nur innerhalb der Grenzen des unbedingten Bedarfes mit Lebens- 
mitteln oder Vorräten versehen. Die Durchfahrt dieser Schiffe durch den 
Kanal hat in der kürzesten Zeit gemäß den bestehenden Vorschriften und 
ohne anderen Aufenthalt als jenen, welcher aus den Erfordernissen des Dienstes 
entspringt, zu erfolgen. 

Ihr Aufenthalt in Port Said und auf der Reede von Suez darf 24 Stun- 
den nicht übersteigen, außer im Falle zwingender Notwendigkeit (reläche 
forcäe). In Fällen solcher Art haben sie sobald als möglich auszulaufen. 
Zwischen dem Auslaufen eines kriegführenden Schiffes aus einem Einfahrts- 
hafen und demjenigen eines Schiffes, welches der feindlichen Macht angehört, 
hat stets eine Zwischenzeit von 24 Stunden zu liegen. 

Artikel 5. 
In Kriegszeiten dürfen die kriegführenden Mächte im Kanal und in dessen 
Einfahrtshäfen weder Truppen noch Munition noch Kriegsmaterial ausschiffen 
oder einschiffen. Im Falle eines zufälligen Hindernisses im Kanal dürfen je- 
doch Truppen, in Abteilungen nicht über 1000 Mann geteilt, nebst dement- 
sprechendem Kriegsmaterial ein- oder ausgeschifft werden. 

Artikel 6. 
Prisen werden in allen Beziehungen ebenso wie die Kriegsschiffe der 
Kriegführenden behandelt werden. 

Artikel 7. 
Die Mächte werden in den Gewässern des Kanals (mit Inbegriff des 
Timsah-Sees und der Bitterseen) kein Kriegsschiff halten. Doch können sie 
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in den Einfahrtshäfen Port-Said nnd Suez Kriegsschiffe stationieren, deren 
Anzahl zwei für jede Macht nicht übersteigen darf. 

Dieses Recht darf von Kriegführenden nicht ausgeübt werden. 

Artikel 8. 

Die in Aegypten bestellten Agenten der Signatarmächte des gegenwär- 
tigen Vertrages werden über dessen Ansführung zn wachen haben. Bei jedem 
Anlasse, wo die Sicherheit des Kanals oder die freie Durchfahrt durch den- 
selben bedroht sein sollte, werden dieselben auf Begehren von dreien aus 
ihnen und unter Vorsitz des Doyens zusammentreten, um die nötigen Kon- 
statierungen vorzunehmen. Sie werden die Regierung des Khedire ron der 
Gefahr, welche sie erkennen, in Kenntnis setzen, damit dieselbe die geeig- 
neten Maßregeln zum Schutze des Kanals und zur Sicherung seiner freien 
Benutzung ergreife. 

Jedenfalls werden sie einmal jährlich zusammentreten, um die gehörige 
Durchführung des Vertrages zu konstatieren. Letztere Versammlungen wer- 
den unter dem Vorsitze eines zu diesem Zwecke von der Kaiserlich Ottoma- 
nischen Regierung zu ernennenden Spezialkommissars stattfinden. Auch ein 
Kommissar des Khedive kann an der Versammlung teilnehmen und im Falle 
der Abwesenheit des ottomanischen Kommissars den Vorsitz bei derselben 
führen.*) 

Die Agenten werden insbesondere die Einstellung jeder Arbeit sowie die 
2ierstreuung jeder Ansammlung begehren, welche, möge sie auf einem oder 
dem anderen Ufer des Kanals stattfinden, die Beeinträchtigung der Freiheit 
und vollständigen Sicherheit der Schiffahrt zum Zwecke oder zur Folge haben 
könnte. 

Artikel 9. 

Die ägyptische Regierung wird innerhalb der Grenzen ihrer Befugnisse, 
wie dieselben aus den Fermanen hervorgehen, nnd unter den im gegenwärtigen 
Vertrage vorgesehenen Bedingungen die erforderlichen Maßregeln ergreifen, 
um der Durchführung dieses Vertrages Achtung zu verschaffen. 

Falls die ägyptische Regierung nicht über hinreichende Mittel hierzu ver- 
fügen sollte, wird sie sich an die Kaiserlich Ottomanische Regierung zu wen- 
den haben, welche die erforderlichen Maßnahmen, um diesem Ansuchen zu 
entsprechen, treffen und die übrigen Signatarmächte der Londoner Deklaration 
vom 17. März 1885 benachrichtigen, sowie, wenn nötig, sich mit ihnen dies- 
bezüglich ins Einvernehmen setzen wird. Die Bestimmungen der Artikel 4, 
5, 7 und 8 werden für die Maßnahmen, welche kraft des gegenwärtigen Ar- 
tikels getroffen werden, kein Hindernis bilden. 

Artikel 10. 
Ebenso werden die Bestimmungen der Artikel 4, 5, 7 und 8 kein Hin- 
dernis für die Maßnahmen bilden, welche S. Maj. der Sultan und S. H. dei^ 



1) In Art. VI Satz 2 der „Erklärung über Aeg3rpten und Marokko' vom 
8. IV. 1904 vereinbarten England und Frankreich unter sich, daß der letzte 
Satz des Absatzes I sowie der Absatz 2 des obigen Art. 8 in suspenso bleiben, 
d. h. nicht praktisch angewandt werden sollten. Dieser Vereinbarung ist 
Spanien in Art. I des französisch-spanischen Geheimvertrages über Marokko 
vom 3. X. 1904 beigetreten. 
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Elhedive, im Namen S. K. Maj. und innerhalb der Schranken der ihm verlie- 
henen Fermane, zu ergreifen genötigt wären, nm durch ihre eigenen Elräfte 
die Verteidigung Aegyptens sowie die Aufrechterhaltung der Öffentlichen Ord- 
nung zu sichern. 

Falls S. IL Maj. der Sultan oder S. H. der Ehedive sich in der Notwen- 
digkeit befinden würden, von den in gegenwärtigem Artikel Yorgesehenen 
Ausnahmen Gebrauch zu machen, werden die Signatarmächte der Londoner 
Deklaration von der Kaiserlich Ottomanischen Kegierung hienron benachrichtigt 
werden. 

Desgleichen ist wohlverstanden, daß die Bestimmungen der in Rede 
stehenden vier Artikel in keinem Falle ein Hindernis für die Maßnahmen bil- 
den werden, welche die Kaiserlich Ottomanische Regierung zu ergreifen für 
nötig erachten wird, um durch ihre eigenen Kräfte die Verteidigung ihrer 
sonstigen, an der Ostküste des Roten Meeres gelegenen Besitzungen zu sichern. 

Artikel 11. 

Die Maßnahmen, welche in den durch Artikel 9 und 10 des gegenwär- 
tigen Vertrages vorgesehenen Fällen getroffen werden, dürfen die freie Be- 
nutzung des Kanals nicht hindern. 

In eben diesen Fällen bleibt es untersagt, entgegen den Bestimmungen 
des Artikels 8 permanente Befestigungen zu errichten. 

Artikel 12. 
Die h. V. T. kommen in Anwendung des eine Grundlage des gegenwär- 
tigen Vertrages bildenden Prinzipes der Gleichheit hinsichtlich der freien 
Benutzung des Kanals darüber Überein, daß keiner ven ihnen Gebiets- oder 
Handelsvorteile, noch auch Vorrechte in den etwa künftig bezüglich des Ka- 
nals abzuschließenden internationalen Vereinbarungen anstreben wird. Die 
Rechte der Türkei als Territorialmacht sind jedoch vorbehalten. 

Artikel 13. 
Außer den durch die Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrages aus- 
drücklich vorgesehenen Verbindlichkeiten erleiden die souveränen Rechte S. 
K. Maj. des Sultans sowie die Rechte und Immunitäten S. H. des Khedive, wie 
sie aus den Fermanen hervorgehen, keinerlei Eintrag. 

Artikel 14. 
Die h. V. T. vereinbaren, daß die aus dem gegenwärtigen Vertrage flie- 
ßenden Verbindlichkeiten durch die Geltungsdauer der Konzessionsurkunden 
der Allgemeinen Suezkanal-Gesellschaft nicht begrenzt sein werden. 

Artikel 15. 
Die Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrages werden kein Hindernis 
für die in Aegypten in Kraft stehenden Sanitätsmaßnahmen bilden. 

Artikel 16. 
Die h. V. T. machen sich verbindlich, den gegenwärtigen Vertrag den 
Staaten, welche denselben nicht unterzeichnet haben, unter Einladung zum Bei- 
tritte zur Kenntnis zu bringen. 
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D^claration concernant V Egypte et le Maroc. 

Französischer Text bei Flbischmann 346 f ; Stsupp II 37 flf; Frbycinet 
424 fF; RGDJP 1904 docum. 27 ff ; de Clbbcq XXII 507 ff; 

Franz. und engl. Text: MabtbnsH XXXII 15 ff; Gelbbuch 1904 21 ff. 

Englischer Text: „Times** vom 12. April 1904 Nr. 37366 S. 3. 

Deutscher Text: Marine-Kundschau 1904 S. 934 ff; Kölnische Zeitung 1904 
Nr. 364, jedoch mit vielen Unebenheiten. 

Artikel 1. 

Die Regierung Sr. britischen Majestät erklärt, daß sie nicht die Absicht 
hat, den politischen Zustand Aegyptens zu ändern^). 

Die Regierung der französischen Republik erklärt ihrerseits, daß sie das 
Vorgehen Englands in diesem Lande nicht durch die Forderung, daß eine 
Frist für die britische Besetzung festgesetzt werden solle, noch auch in irgend 
einer andern Weise hemmen wird, und daß sie ihre Zustimmung zu dem Ent- 
würfe eines Erlasses des Khedive') gibt, der dem gegenwärtigen Abkommen 
beigefügt ist und die Bürgschaften enthält, die für die Wahrung der Inter- 
essen der Gläubiger der ägyptischen Schuld notwendig erachtet werden, unter 
der Bedingung jedoch, daß nach dem Inkrafttreten des Entwurfes keine Aen- 
derung ohne Zustimmung der Signatarmächte der Londoner Konvention von 
1885 darin eingeführt werden darf. 

Es wird vereinbart, daß die Generaldirektion der Altertümer in Aegypten 
wie in der Vergangenheit, so in der Zukunft einem französischen Gelehrten 
anvertraut werden soll. 

Die französischen Schulen in Aegypten werden künftig dieselben Frei- 
heiten genießen wie bisher. 

Artikel 2. 

Die Regierung der französischen Republik erklärt, daß sie nicht die Ab- 
sicht hat, den politischen Zustand in Marokko zu ändern ^). 

Die Regierung Sr. britischen Majestät erkennt ihrerseits an, daß es 
Frankreich namentlich als der Macht, die auf einer weiten Strecke Marokkos 
Grenznachbar ist, zukommt, über die Ruhe in diesem Lande zu wachen und 
ihm seinen Beistand für alle administrativen, wirtschaftlichen, finanziellen und 
militärischen Reformen, deren es bedarf, zu leihen. 

Sie (nämlich die britische Regierung) erklärt, daß sie das Vorgehen 
Frankreichs in dieser Hinsicht nicht hemmen wird unter dem Vorbehalt, daß 
dieses Vorgehen die Rechte unberührt läßt, welche kraft der Verträge, Ab- 
kommen und Gebräuche Großbritannien in Marokko genießt, darin einbegriffen 
das Recht der Küstenschiffart zwischen den marokkanischen Häfen, welches 
die englischen Schiffe seit 1901 genießen. 

Vgl. hierzu Art. 1 der geheimen Zusatzbestimmungen. 

Das Dekret wurde nach Zustimmung der Signatarmächte der Londoner 
Deklaration vom 17. III. 1885 durch den Khedive am 28. XL 1904 voU- 
zogen; vgl. „Journal officiel*, Jahrg. 1904 Nr. 138 S. 2187 ff.; Abdruck bei 
Mabtbns^i XXXII 19 ff.; Gelbbuch 1904 S. 25 ff.; RGDJP. 1904 docum. 
29 ff. ; DE Clbbcq XXn 509 ff. 

3) Vgl. hierzu Art. 1 der geheimen Zusatzbestimmungen. 
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Artikel 3. 
Die Kegiemng Sr. britischen Majestät wird ihrerseits die Rechte achten, 
welche kraft der Verträge, Abkommen und Gebräuche Frankreich in Aegypten 
genieBt, darin einbegriffen das den französischen Schiffen zwischen den ägyp- 
tischen Häfen gewährte Recht der Küstenschiffahrt. 

Artikel 4»). 

Beide Regierungen, in gleicher Weise dem Grundsatze der Handelsfreiheit 
in Aegypten und Marokko zugetan, erklären, daß sie sich zu keiner Ungleich- 
heit darin hergeben werden, und zwar ebensowenig durch die Einrichtung von 
Zöllen oder anderen Taxen, wie bei der Festsetzung der Eisenbahntarife. 

Der Handel der einen und der anderen Nation mit Marokko und mit 
Aegypten wird dieselbe Behandlung für den Durchgangsverkehr durch die 
französischen und englischen Besitzungen in Afrika genießen. Ein Abkommen 
zwischen beiden Regierungen wird die Bedingungen dieses Durchgangsverkehra 
regeln und die Durchgangspunkte bestimmen. 

Diese wechselseitige Verpflichtung ist für einen Zeitraum von 30 Jahren 
gültig. Mangels ausdrücklicher Kündigung, die mindestens ein Jahr vorher 
mitzuteilen ist, wird diese Zeitdauer von 6 zu 5 Jahren verlängert^). 

Allemal behält sich die Regierung der französischen Republik in Ma- 
rokko und die Regierung Sr. britischen Majestät in Aegypten vor, darüber zu 
wachen, dafs die Konzessionen für Wege, Eisenbahnen, Häfen usw. unter sol- 
chen Bedingungen erteilt werden, daß die Staatshoheit über diese großen 
Unternehmungen von allgemeinem Interesse völlig gewahrt bleibt. 

Artikel 5. 

Die Regierung Sr. britischen Majestät erklärt, sie werde ihren Einfluß 
dahin geltend machen, daß die französischen Beamten, welche zurzeit im ägyp- 
tischen Staatsdienste stehen, nicht schlechter gestellt werden sollen, als die 
englischen Beamten desselben Dienstes. 

Die Regierung der französischen Republik ihrerseits würde keine Ein- 
wendung dagegen erheben, daß eine entsprechende Lage den zurzeit in ma- 
rokkanischen Diensten stehenden englischen Beamten eingeräumt würde. 

Artikel 6. 
Afin d'assurer le libre passage du Um die freie Durchfahrt durch den 
canal de Suez, le gonvernement de Suezkanal zu sichern, erklärt die Re- 
S. M. britannique d^clare adh^rer aux gierung Sr. britischen Majestät, den 
stipulations du trait^ conclu le 29 Abmachungen des am 29. Okt. 1888 
octobre 1888 et ä leur mise en vi- abgeschlossenen Vertrages und ihrem 
gaeur. Le libre passage du canal 6tant Inkrafttreten beizutreten. Da somit 
ainsi garanti, V ex^cution de la der- die freie Durchfahrt durch den Kanal 
ni^re phrase du paragraphe 1 et celle gewährleistet ist, wird die Ausführung 
du paragraphe 2 de l'article 8 de ce des letzten Satzes des Absatzes 1 und 
trait^ resteront suspendaes. diejenige des Absatzes 2 des Art. 8 

dieses Vertrages in suspenso bleiben 
(auch ferner nicht in Kraft treten). 



1^ Zu Art. 4, 6 und 7 vgl. Art. 1 der geheimen Znsatzbestimmungen. 
2) Vgl. hierzu Art. 15 des französisch-spanischen Vertrages vom 3. X. 

1904 EOELHAAF 120. 
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Artikel 7. 

um die freie Durchfahrt durch die Meerenge von Gibraltar zu sichern, 
kommen beide Regierungen dahin tiberein, keine Befestigungen oder irgend- 
welche strategischen Werke auf dem Teile der marokkanischen Rüste zu er- 
richten, der zwischen Melilla und den Höhenzügen liegt, welche das rechte 
Ufer des Sebu beherrschen ^). 

Allemal bezieht sich diese Bestimmung nicht auf die Punkte, die gegen- 
wärtig Yon Spanien an der marokkanischen Küste des Mittelmeeres besetzt sind. 

Artikel 8. 

Beide Regierungen, von aufrichtig freundschaftlichen Gesinnungen für 
Spanien beseelt, ziehen in besondere Erwägung die Interessen, welche es (Spa- 
nien) infolge seiner geographischen Lage und seiner Landbesitzungen an der 
marokkanischen Küste des Mittelmeeres hat, und in betreff welcher die franzö- 
sische Regierung sich mit der spanischen ins Einvernehmen setzen wird. 

Die Regierung Sr. britischen Majestät wird von dem Zustandekommen 
einer diesbezüglichen Abmachung zwischen Frankreich und Spanien ^) in Kennt- 
nis gesetzt werden. 

Artikel 9. 

Beide Regierungen versprechen sich den gegenseitigen Beistand ihrer 
Diplomatie für die Ausführung der Klauseln der gegenwärtigen Erklärung 
betreffend Aegypten und Marokko. 

Deß zu ürkund haben die gegenwärtige Erklärung unterzeichnet 

und ihre Siegel beigedrückt. 

Geschehen zu London in doppelter Ausfertigung am 8. April 1904. 

Die Geheimbestimmungen zur „D^claration concernant 

r Egypte et le Maroc*'. 

Deutscher Text: Egelhaaf 115 f ; Kölnische Zeitung vom 25. November 1911 
Nr. 1290. 

Artikel 1. 
In dem Falle, daß eine der beiden Regierungen sich durch die Gewalt 
der Umstände gezwungen sähe, ihre Politik gegenüber Aegypten oder Marokko 
zu ändern, bleiben die Verpflichtungen davon unberührt, welche sie durch die 
Artikel 4, 6 und 7 der Erklärung vom heutigen Tage eingegangen sind. 

Artikel 2. 
Die Regierung Ihrer britischen Majestät hat nicht die Absicht, den Mäch- 
ten für die Gegenwart Aenderungen in dem Regime der Kapitulationen und 
in der Gerichtsorganisation Aegyptens vorzuschlagen. In dem Falle, daß sie 

1) Vgl. hierzu Art. 14 des französisch-spanischen Vertrages vom 3. X. 
1904 Egelhaaf 120. 

2) Dieses französisch-spanische Abkommen über Marokko ist am 3. X. 
1904 geschlossen worden. Vgl. französischen Text (Abdruck aus dem „Matin^ 
vom 8. XI. 1911) bei Egelhaaf 116 ff. Vgl. im übrigen über dieses sowie 
über das erste französisch-spanische Abkommen über Marokko aus dem Jahre 
1902 den Artikel der Köln. Ztg.: „Das Entente cordiale, Spanien und Ma- 
rokko« ; 28. XI. 1911 Nr. 1302. 
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• 

dahin gebracht würde, die Zweckmäßigkeit ins Ange zn fassen, in dieser Hin- 
sicht Reformen in Aegypten zu dem Zwecke einzuführen, die ägyptische Ge- 
setzgebung derjenigen der andern zivilisierten Länder anzupassen, so würde 
die Regierung der französischen Republik nicht verweigern, diese Vorschläge 
zu prüfen, jedoch unter der Bedingung, daß die britische Regierung ihrerseits 
annähme, die Eingebungen zu prüfen, welche die Regierung der französischen 
Republik an sie richten könnte, um in Marokko Reformen derselben Art ein- 
zuführen. 

Artikel 3. 
Beide Regierungen vereinbaren, daß ein gewisser Teil des marokkanischen 
Gebietes, Melilla, Genta und andere Präsidios an dem Tage, wo der Sultan auf- 
hören sollte, über sie seine Gewalt auszuüben, in die Zone des spanischen Ein- 
flusses fallen soll, und daß die Verwaltung der Küste von Melilla bis zu den 
Höhen des Sebuflusses ausschließlich Spanien anvertraut werde. Spanien wird 
jedoch seine förmliche Zustimmung zu den Bestimmungen 4 und 7 der Er- 
klärung vom heutigen Tage geben und sich verpflichten müssen, sie auszu- 
führen. Spanien wird sich außerdem verpflichten, die unter seine Gewalt 
oder in seine Einflußzone gestellten Gebiete weder im ganzen noch teilweise 
zu veräußern. 

Artikel 4. 
Wenn Spanien den Bestimmungen des vorstehenden Artikels zuzustimmen 
sich zu enthalten glauben sollte, so würde das Abkommen zwischen Frank- 
reich und Großbritannien, so wie es aus der Erklärung von heute hervorgeht, 
nichtsdestoweniger sogleich anwendbar sein. 

Artikel 5. 
In dem Falle, daß die Zustimmung der andern Mächte zu dem in Arti- 
kel 1 der heutigen Erklärung erwähnten Dekret nicht erzielt werden sollte, 
wird sich die Regierung der französchen Republik einer Rückzahlung der garan- 
tierten, privilegierten und unifizierten Schuld al pari vom 15. Juli 1910 an 
nicht widersetzen. 
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